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Friedensvertrag 
zwiſchen Deutſchland, Sſterreich⸗Ungarn, 
Bulgarien und der Türkei einerſeits und der 
Ukrainifchen Volksrepublik andererſeits. 


Da das ukrainiſche Volk fich im Laufe des gegenwärtigen Weltkrieges als 
unabhängig erklärt und den Wunſch ausgedrückt hat, zwiſchen der Ukrainiſchen 
Volksrepublik und den mit Rußland im Kriege befindlichen Mächten den Friedens— 
zuſtand herzuſtellen, haben die Regierungen Deutſchlands, Oſterreich-Ungarns, Bul- 
gariens und der Türkei beſchloſſen, mit der Regierung der Ukrainiſchen Volksrepublik 
einen Friedensvertrag zu vereinbaren; ſie wollen damit den erſten Schritt tun 
zu einem dauerhaften und für alle Teile ehrenvollen Weltfrieden, der nicht 
nur den Schreckniſſen des Krieges ein Ende ſetzen, ſondern auch zur Wiederher— 
ſtellung der freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Völkern auf politiſchem, 
rechtlichem, wirtſchaftlichem und geiſtigem Gebiete führen ſoll. Zu dieſem Zwecke 
ſind die Bevollmächtigten der vorbezeichneten Regierungen, nämlich 

für die Kaiſerlich Deutſche Regierung: 

der Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat, Herr Richard von Kühlmann, 
für die k. u. k. gemeinſame veſterreichiſch-ungariſche Regierung: 
der Miniſter des Kaiſ. und Kön. Hauſes und des Außern, Sr. k. u. k. 
Apoſt. Majeſtät Geheimer Rat, Ottokar Graf Czernin von und 
zu Chudenitz, 
für die Königlich Bulgariſche Regierung: 
der Miniſterpräſident, Herr Dr. Waſſil Radoslavoff, 
der Geſandte, Herr Andrea Toſcheff, 
der Geſandte, Herr Ivan Stoyanovitch, 
der Militärbevollmächtigte, Herr Oberſt Peter Gantchew, 
Herr Dr. Theodor Anaſtaſſoff, 
für die Kaiſerlich Osmaniſche Regierung: 
S. H. der Großweſir Talaat Paſcha, 
der Miniſter des Außern Ahmet Neſſimi Bey, 
S. H. Ibrahim Hakki Paſcha, 
der General der Kavallerie Ahmet Izzet Paſcha, 
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für die Regierung der Ukrainiſchen Volksrepublik: 
die Mitglieder der Ukrainiſchen Zentralrada 

Herr Alexander Sſewrjuk, 

Herr Mykola Ljubynsjkyj und 

Herr Mykola Lewitsjkyj, 
zur Einleitung von Friedensverhandlungen in Breſt-Litowſk zuſammengetreten 
und haben ſich, nach Vorlage ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten, über folgende Veſtimmungen geeinigt: 


Artikel J. 

Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei einerſeits und 
die Ukrainiſche Volksrepublik andererſeits erklären, daß der Kriegszuſtand zwiſchen 
ihnen beendet iſt. Die vertragſchließenden Parteien ſind entſchloſſen, miteinander 
fortan in Frieden und Freundſchaft zu leben. : 


Artikel II. 

1. Zwiſchen Oeſterreich-Ungarn einerſeits und der Ukrainiſchen Volksrepublik 
andererſeits werden, inſoweit dieſe beiden Mächte aneinander grenzen werden, jene 
Grenzen beſtehen, welehe vor Ausbruch des. gegenwärtigen Krieges zwiſchen der 
Oeſterreichiſch-Ungariſchen Monarchie und Rußland beſtanden haben. 

2. Weiter nördlich wird die Grenze der Ukrainiſchen Volksrepublik von Tarno⸗ 
grad angefangen im allgemeinen in der Linie Bilgoraj-Szezebrzeszyn-Krasnoſtaw-— 
Pugatſchow-Radin- MeſhiretſchjeSarnaki-Melnik-Wyſoko-Litowſk-Kamenetz-Li⸗ 
towſk-Pruſhany-Wygonowskoje-See verlaufen. 

Im einzelnen wird dieſe Grenze nach den ethnographiſchen Verhältniſſen 
und unter Berückſichtigung der Wünſche der Bevölkerung durch eine gemiſchte 
Kommiſſion feſtgeſetzt werden. er 

3. Für den Fall, daß die Ukrainiſche Volksrepublik noch mit einer anderen 
der Mächte des Vierbundes gemeinſame Grenzen haben ſollte, werden hierüber 


beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 


Artikel III. 
Die Räumung der beſetzten Gebiete wird unverzüglich nach der Ratifikation 
des gegenwärtigen Friedensvertrages beginnen. 
Die Art der Durchführung der Räumung und die Übergabe der geräumten 
Gebiete werden durch Bevollmächtigte der intereſſierten Teile beſtimmt werden. 
\ 
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Artikel IV. | 
Die diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen zwiſchen den vertrag- 
ſchließenden Teilen werden ſofort nach der Ratifikation des Friedensvertrages 
aufgenommen werden. 
Wegen möglichſt weitgehender Zulaſſung der beiderſeitigen Konſuln bleiben 
beſondere Vereinbarungen vorbehalten. 


Artikel V. 

Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf den Erſatz ihrer 
Kriegskoſten, das heißt der ſtaatlichen Aufwendungen für die Kriegführung, ſowie 
auf den Erſatz der Kriegsſchäden, das heißt derjenigen Schäden, die ihnen und 
ihren Angehörigen in den Kriegsgebieten durch militäriſche Maßnahmen mit Ein- 
ſchluß aller in Feindesland vorgenommenen Requifitionen entſtanden find. 


Artikel VI. 

Die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden in ihre Heimat entlaſſen werden, 
ſoweit ſie nicht mit Zuſtimmung des Aufenthaltsſtaates in ſeinen Gebieten zu 
bleiben oder ſich in ein anderes Land zu begeben wünſchen. 

Die Regelung der hiermit zuſammenhängenden Fragen erfolgt durch die im 
Artikel VIII vorgeſehenen Einzelverträge. 


Artikel VII. 

Über die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen 
wird folgendes vereinbart: 

L as ae 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich gegenſeitig, unverzüglich die 
wirtſchaftlichen Beziehungen anzuknüpfen und den Warenaustauſch auf Grund 
folgender Beſtimmungen zu organifieren: 

Bis zum 31. Juli des laufenden Jahres iſt der gegenſeitige Austauſch der 
Überſchüſſe der wichtigſten landwirtſchaftlichen und induſtriellen Produkte zur 
Deckung der laufenden Bedürfniſſe nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
durchzuführen: 

a.) Die Mengen und die Art der Produkte; deren Austauſch im vorher- 
gehenden Abſatz vorgeſehen iſt, werden auf jeder Seite durch eine Kommiſſion 
feſtgeſtellt, die aus einer gleichen Anzahl von Mitgliedern beider Seiten beſteht 
und ſofort nach Unterzeichnung des Friedensvertrages zuſammentritt. 
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b.) Die Preiſe der Produkte beim erwähnten Warenaustauſch werden auf 
Grund gegenfeitiger Vereinbarung durch eine Kommiſſion feſtgeſtellt, die aus der 
gleichen Zahl von Mitgliedern der beiden Seiten beſteht. 

e.) Die Verrechnung erfolgt in Gold auf folgender Baſis: 

i 1000 deutſche Reichsmark in Gold = 462 Karbowanjez Gold der Ukrainiſchen 
Volksrepublik = 462 Rubel Gold des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches (1IRubel = / 
Imperial) oder 1000 öſterreichiſche und ungariſche Kronen Gold — 393 Karbo— 
wanjez 78 Groſch Gold der Ukrainiſchen Volksrepublik — 393 Rubel 78 Kopeken 
Gold des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches (1 Rubel = ¼ Imperial). | 

d.) Der Austauſch der Waren, die durch die in Abſatz a) vorgeſehene 
Kommiſſion feſtgeſtellt werden, erfolgt durch die ſtaatlichen Zentralſtellen oder 
durch vom Staate kontrollierte Zentralſtellen. 

Der Austauſch jener Produkte, welche durch die oben vorgeſehenen 
Kommiſſionen nicht feſtgeſtellt werden, erfolgt im Wege des freien Verkehrs unter 
den Bedingungen des proviſoriſchen Handelsvertrages, der in der folgenden 
Ziffer II vorgeſehen iſt. 

II. : 

Soweit nicht in Ziffer I anderes vorgeſehen ift, follen den wirtſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen proviſoriſch bis zum Abſchluß 
eines endgültigen Handelsvertrages, jedenfalls aber bis zum Ablauf von mindeſtens 
ſechs Monaten nach Abſchluß des Friedens zwiſchen Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, 
Bulgarien und der Türkei einerſeits und den zur Zeit mit ihnen im Kriege befind⸗ 
lichen europäiſchen Staaten, den Vereinigten Staaten von Amerika und Japan 
andererſeits folgende Beſtimmungen zu Grunde gelegt werden: 


Für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
der Ukrainiſchen Volksrepublik diejenigen Vereinbarungen, die in den nadh- 
ſtehenden Beſtimmungen des ruſſiſch⸗deutſchen Handels- und . 
von 1894/1904 niedergelegt find, nämlich: 

Artikel 1—6, 7, einſchließlich der Tarife A und B, 8—10, 12, 13—19 
ferner in den Beſtimmungen im Schlußprotokoll, erſter Teil, zu Artikel 1 Abſatz ! 
und 3, zu Artikel 1 und 12 Abſatz 1, 2, 4, 5, 6, 8, 9, zu Artikel 3, zu Artikel 5 
Abſatz I und 2, zu Artikel 5, 6, 7, 9 und 10, zu Artikel 6, 7 und 11, zu 
Artikel 6 —9, zu Artikel 6 und 7, zu Artikel 12, Abſatz I, 2, 3, 5 ferner in 
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dem Schlußprotokoll, vierter Teil, die $$ 3, 6, 7, 12, 12 b, 13, 14, 15, 16, 17, 
18 (mit Vorbehalt der entſprechenden Anderung der Behördenorganifationen), 
19, , 

Dabei beſteht Einverſtändnis über folgende Punkte: 

1.) Der allgemeine ruſſiſche Zolltarif vom 13.26. Januar 1903 bleibt 
aufrechterhalten. | 

2.) Der Artikel 5 erhält folgende Faſſung: 

»Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den gegenſeitigen 
Verkehr durch keinerlei Cinfubr-, Ausfuhr- oder Durchfuhrverbote zu 
hemmen und die freie Durchfuhr zu geſtatten. 

Ausnahmen ſind nur für ſolche Erzeugniſſe zuläſſig, welche auf dem 
Gebiete eines der vertragſchließenden Teile den Gegenſtand eines Staats- 
monopols bilden oder bilden werden, ſowie auch für gewiſſe Erzeug— 
niſſe, für die aus Rückſichten auf die Geſundheit, die Veterinärpolizei 
und die öffentliche Sicherheit oder aus anderen ſchwerwiegenden politiſchen 
und wirtſchaftlichen Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln insbe⸗ 
ſondere im Zuſammenhang mit der auf den Krieg folgenden Übergangszeit 

ergehen könnten.« 

3.) Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche der 
andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden oder 
künftigen Zolleinigung, wie ſie z. B. zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem 
Großherzogtum Luxemburg beſteht, oder im kleinen Grenzverkehr bis zu einer 
Grenzzone von 15 Kilometern Breite gewährt oder gewähren wird. 

4.) Artikel 10 erhält folgende Faſſung: 

»Die Waren aller Art, welche birch Da8 Gebiet eines der beiden 
Teile durchgeführt werden, ſollen wechſelſeitig von jeder Durchgangs⸗ 
abgabe frei ſein, ſei es, daß ſie unmittelbar durchgeführt werden, ſei 

es, daß ſie während der Deer en aa und wieder 
aufgeladen werden. ; | 
5.) An Stelle des Artikels 12a jolt 18 Beftimmung í treten: 
»a) Hinfichtlich des gegenfeitigen Schutzes des Urheberrechts an Werken 
der Litteratur, Kunſt und Photographie ſollen im Verhältnis zwiſchen 
Deutſchland und der Ukrainiſchen Volksrepublik die Beſtimmungen 
des zwiſchen Rußland und dem Deutſchen Reiche geſchloſſenen Ver⸗ 
trages vom 28. Februar 1913 gelten. 
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b) Hinſichtlich des gegenſeitigen Schutzes der Warenbezeichnungen follen 
die Beſtimmungen der Deklaration vom 23./11. Juli 1873 auch in 
Zukunft maßgebend fein. « 

6.) Die Beſtimmung des Schlußprotokolls zu Artikel 19 erhält folgende 
Faſſung: 

»Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eiſenbahn⸗ 
tarifweſen, insbeſondere durch Erſtellung direkter Tarife, thunlichſt unter- 
ſtützen. Zu dieſem Zweck ſind beide vertragſchließenden Teile bereit, 
möglichſt bald in Verhandlungen miteinander zu treten.« 

7.) $ 5 des 4. Teils des Schlußprotokolls erhält folgende Faſſung: 

»Es beſteht beiderſeitiges Einverſtändnis, daß die Zollämter der 
beiden Länder an allen Tagen des Jahres geöffnet bleiben mit Aus⸗ 
nahme der Sonntage und der geſetzlichen Feiertage.« 


Bs 
Für die wirſtchaftlichen Beziehungen zwiſchen Oſterreich-Ungarn und der 
Ukrainiſchen Volksrepublik diejenigen Vereinbarungen, die in den nachſtehenden 
Beſtimmungen des ruſſiſch-öſterreichiſch-ungariſchen Handels- und Schiffahrts— 
vertrags vom 15. Februar 1906 niedergelegt ſind, nämlich: 
Artikel 1, 2, 5 einſchließlich der Tarife A und B, Artikel 6, 7, 9—13, 
14 Abſatz 2 und 3, Artikel 15—24, ferner in den Beſtimmungen im Schluß⸗ 
protokoll zu Artikel 1 und 12, Abſatz 1, 2, 4, 5 und 6, zu Artikel 2, zu 
Artikel 2, 3 und 5, zu Artikel 2 und 5, zu Artikel 2, 4, 5, 7 und 8, zu Artikel 2, 
5, 6 und 7, zu Artikel 17 ſowie zu Artikel 22 Abſatz 1 und 3. 
Dabei beſteht Einverſtändnis über folgende Punkte: 
1.) Der allgemeine ruſſiſche Zolltarif vom 13./26. Januar 1903 bleibt 
aufrechterhalten. : 
2.) Artikel 4 erhält folgende Faſſung: 
»Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den gegenſeitigen 
Verkehr zwiſchen ihren Gebieten durch keinerlei Einfuhr, Ausfuhr⸗ oder 
Durchfuhrverbote zu hindern. Ausnahmen hiervon dürfen nur ſtattfinden: 
a) Bei Tabak, Salz, Schießpulver oder onſtigen Sprengſtoffen ſowie bei 
anderen Artikeln, welche jeweils in den Gebieten eines der vertrag: 
ſchließenden Teile den Gegenſtand eines Staatsmonopols bilden; 
b) in Beziehung auf Kriegsbedürfniſſe unter außerordentlichen Umſtänden; 
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e) aus Rückſichten der öffentlichen Sicherheit, aus Gefundheits- und 
Veterinärpolizeirückſichten; 

d) bei gewiſſen Erzeugniſſen, für die aus anderen ſchwerwiegenden politiſchen 
und wirtſchaftlichen Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln, ins— 
beſondere im Zuſammenhang mit der auf den Krieg folgenden Über— 
gangszeit ergehen könnten.« 

3.) Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche der 
andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden oder künftigen 
Zolleinigung, wie fie z. B. zwiſchen Oſterreich-Ungarn und dem Fürſtentum Liechten- 
ſtein beſteht, oder im kleinen Grenzverkehr bis zu einer Grenzzone von 15 Kilo— 
metern Breite gewährt oder gewähren wird. 3 

4.) Artikel 8 erhält folgende Faſſung: 

»Die Waren aller Art, welche durch die Gebiete eines der vertrag— 
ſchließenden Teile durchgeführt werden, ſollen wechſelſeitig von jeder 
Durchfuhrabgabe frei ſein, ſei es, daß ſie unmittelbar durchgeführt 
werden, ſei es, daß ſie während der Durchfuhr abgeladen, eingelagert 
und wieder aufgeladen werden.« 

5.) Die Beſtimmung des Schlußprotokolls zu Artikel 21 erhält folgende 

Faſſung: | 

»Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eijenbahn- 
tarifweſen, insbeſondere durch Erſtellung direkter Tarife, tunlichſt 
unterſtützen. Zu dieſem Zwecke ſind beide vertragſchließenden Teile 
bereit, möglichſt bald in Verhandlungen miteinander zu treten.« 

C. 

Was die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Bulgarien und der Ukrainiſchen 
Volksrepublik betrifft, ſo ſollen ſich dieſe bis zum Abſchluß eines definitiven 
Handelsvertrages nach dem Rechte der meiſtbegünſtigten Nation regeln. 

Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, welche der 
andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden oder künf— 
tigen Zolleinigung oder im kleinen Grenzverkehr bis zu einer Grenzzone von 
15 Kilometer Breite gewährt oder gewähren wird. 

D. 

Was die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Osmaniſchen Reiche und 

der Ukrainiſchen Volksrepublik betrifft, fo werden ſich beide Teile bis zum Ab: 
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ſchluß eines neuen Handelsvertrages gegenſeitig dieſelbe Behandlung gewähren, 
| welche fie auf die meiſtbegünſtigte Nation anwenden. 
Kein Teil wird die Begünſtigungen in Anſpruch nehmen, onde der ee 
Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer beſtehenden oder künftigen Zoll— 
einigung oder im kleinen Grenzverkehr gewährt oder gewähren wird. 


l III. 

Die Gültigkeitsdauer der in Ziffer II des gegenwärtigen Vertrages für die 
wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland, Diterreich-Ungarn, Bulgarien und 
dem Osmaniſchen Reiche einerſeits und der Ukrainiſchen Volksrepublik anderer⸗ 
ſeits vorgeſehenen proviſoriſchen Beſtimmungen kann in beiderſeitigem Cinver- 
ſtändnis der Parteien verlängert werden. 

Wenn die im erſten Abſatze der Ziffer II vorgeſehenen Termine nicht vor 
dem 30. Juni 1919 eintreten ſollten, ſteht es jedem der beiden vertragſchließen⸗ 
den Teile frei, die in der obengenannten Ziffer PMW Beſtimmungen vom 
30. Juni 1919 an ſechsmonatlich zu kündigen. 7 


EV. 


A. 

Die Ukrainiſche Volksrepublik wird keinen Anſpruch erheben auf die Bez 
günſtigungen, welche Deutſchland an Sſterreich-Ungarn oder an ein anderes mit 
ihm durch ein Zollbündnis verbundenes Land, das an Deutſchland unmittelbar 
oder durch ein anderes mit ihm oder Oſterreich-Ungarn zollverbündetes Land 
mittelbar angrenzt, oder welche Deutſchland ſeinen eigenen Kolonien, auswärtigen 
Beſitzungen und Schutzgebieten oder jenen der mit ihm zollverbündeten Länder 
gewährt. 

Deutſchland wird keinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, welche 
die Ukrainiſche Volksrepublik an ein anderes mit ihr durch ein Zollbündnis ver⸗ 
bundenes Land, das an die Ukraine unmittelbar oder durch ein anderes mit ihr 
zollverbündetes Land mittelbar angrenzt, oder den Kolonien, auswärtigen Be- 
ſitzungen und Schutzgebieten eines der mit ihr zollyerbündeten Länder gewährt. 


B. 

Im wirtſchaftlichen Verkehre zwiſchen dem Vertragszollgebiet der beiden 
Staaten der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie einerſeits und der Ukrainiſchen 
Volksrepublik andererſeits wird die Ukrainiſche Volksrepublik keinen Anſpru⸗h 
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erheben auf die Begünſtigungen, welche Oſterreich⸗Ungarn an Deutſchland oder 
an ein anderes mit ihm durch ein Zollbündnis verbundenes Land gewährt, das 
an Oſterreich⸗Ungarn unmittelbar oder durch ein anderes mit ihm oder Deutſch— 
land zollverbündetes Land mittelbar angrenzt. Kolonien, auswärtige Beſitzungen 
und Schutzgebiete werden in dieſer Beziehung dem Mutterlande gleichgeſtellt. 

Oſterreich⸗Angarn wird feinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, 
welche die Ukrainiſche Volksrepublik an ein anderes mit ihr durch ein Zoll— 
bündnis verbundenes Land, das an die Ukraine unmittelbar oder durch ein 
anderes mit ihr zollverbündetes Land mittelbar angrenzt, oder den Kolonien, 
auswärtigen Beſitzungen und Schutzgebieten eines der mit ihr zollverbündeten 
Länder gewährt. 

Y, 
A. 

Soweit in neutralen Staaten Waren lagern, welche aus Deutſchland oder 
der Ukraine ſtammen, die aber mit der Verpflichtung belegt ſind, daß ſie weder 
unmittelbar noch mittelbar nach den Gebieten des anderen vertragſchließenden Teiles 
ausgeführt werden dürfen, ſollen derartige Verfügungsbeſchränkungen im Verhältnis 
zu den vertragſchließenden Teilen aufgehoben werden. Die beiden vertragſchließenden 
Teile verpflichten ſich daher, den Regierungen der neutralen Staaten von der vor— 
erwähnten Aufhebung dieſer Verfügungsbeſchränkung unverzüglich Kenntnis zu geben. 


B. 

Soweit in neutralen Staaten Waren lagern, welche aus Oſterreich-Ungarn 
oder der Ukraine ſtammen, die aber mit der Verpflichtung belegt find, daß fie 
weder unmittelbar noch mittelbar nach den Gebieten des andern vertragſchließenden 
Teiles ausgeführt werden dürfen, ſollen derartige Verfügungsbeſchränkungen im 
Verhältnis zu den vertragſchließenden Teilen aufgehoben werden. Die beiden 
vertragſchließenden Teile verpflichten ſich daher, den Regierungen der neutralen 
Staaten von der vorerwähnten Aufhebung dieſer Verfügungsbeſchränkung un— 
verzüglich Kenntnis zu geben. 


Artikel VIII. 
Die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechtsbeziehungen, der Aus— 
tauſch der Kriegsgefangenen und der Zivilinternierten, die Amneſtiefrage ſowie 
die Frage der Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Handels— 
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jehiffe werden in Einzelverträgen mit der Ukrainiſchen Volksrepublik geregelt, 
welche einen weſentlichen Beſtandteil des gegenwärtigen Friedensvertrags bilden 
und, ſoweit tunlich, gleichzeitig mit dieſem in Kraft treten. 

Artikel IX. 

Die in dieſem Friedensvertrag getroffenen Vereinbarungen bilden ein un— 
teilbares Ganzes. 

Artikel X. 

Bei der Auslegung dieſes Vertrags ſind für die Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und der Ukraine der deutſche und der ukrainiſche Text, für die Be- 
ziehungen zwiſchen Oſterreich-Ungarn und der Ukraine der deutſche, der ungariſche 
und der ukrainiſche Text, für die Beziehungen zwiſchen Bulgarien und der Ukraine 
der bulgariſche und der ukrainiſche Text und für die Beziehungen zwiſchen der 
Türkei und der Ukraine der türkiſche und der ukrainiſche Text maßgebend. 

y 
Schlußbeſtimmung. 

Der gegenwärtige Friedensvertrag wird ratifiziert werden. Die Ratififations- 
urkunden ſollen tunlichſt bald in Wien ausgetauſcht werden. 

Der Friedensvertrag tritt, ſoweit darin nichts anderes beſtimmt iſt, mit 
ſeiner Ratifikation in Kraft. 5 

Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet 
und mit ihren Siegeln verſehen. : 

Ausgefertigt in fünffacher Urſchrift in Breſt-Litowfk am 9. Februar 1918. 


R. v. Kühlmann. i Talaat. 

Als Vertreter der Deutſchen I. Hakky. 

Oberſten Heeresleitung: aes 

Hoffmann Ahmed Nessimi. 

Generalmajor und Chef des A. Izzet. i 

Generalſtabes des Oberbefehlshabers Oft. ALS “uk 

Czernin. BE 
Dr. V. Radoslavoff. M Ea nsjkyj. 
A*Toscheff. M. Lewitsjkyj. 


lv. Stoyanovitch. 
Oberst P. Gantchew. 
Dr. Anastassoff. 


3 
; Notiz 
zu Artikel VII des Friedensvertrags vom 9. Februar 1918. 


Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß das im zweiten Abſatze der Ziffer III 
des obengenannten Artikels enthaltene Kündigungsrecht hinſichtlich der einzelnen 
(in Ziffer II unter A, B, C, D angeführten) Vereinbarungen jeder der an dieſen 
einzelnen Vereinbarungen beteiligten Parteien ſelbſtändig zuſteht. 

Es ſoll daher in dieſem Abſatz ſtatt »jedem der beiden vertragſchließenden 
Teile« heißen: »jedem der fünf vertragſchließenden Teile. « 


Breſt⸗Litowſk, am 9. Februar 1918. 


Al. Ssewrjuk. Czernin. 
R. v. Kiihlmann. Talaat. 


Dr. V. Radoslavoff. 
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Deutſch⸗Ukrainiſcher Zuſatzvertrag 
zu dem Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland, Öfterreich- 
Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und der 
Ukrainijchen Volksrepublik andererſeits. 


Auf Grund des Artikel VIII des heute unterzeichneten Friedensvertrags 
zwiſchen Deutſchland, Ofterveich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und 
der Ukrainiſchen Volksrepublik andererſeits ſind 

der Bevollmächtigte des Deutſchen Reichs, 


Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Kaiſerlicher Wirklicher Geheimer 
Rat Herr Richard von Kühlmann, und 


die Bevollmächtigten der Ukrainiſchen Volksrepublik, nämlich 
die Mitglieder der Ukrainiſchen Zentralrada 


Herr Alexander Sſewrjuk, 
Herr Mykola Lubynsjkyj und 
Herr Mykola Lewitsjkyj ` 


übereingekommen, die Herſtellung der öffentlichen und privaten Rechtsbeziehungen 
zwiſchen Deutſchland und der Ukraine, den Austauſch der Kriegsgefangenen und 
Zivilinternierten, die Fürſorge für Rückwanderer, die aus Anlaß des Friedens- 
ſchluſſes zu erlaſſende Amneſtie und die Behandlung der in die Gewalt des 
Gegners geratenen Kauffahrteiſchiffe unverzüglich zu regeln und zu dieſem Zwecke 
einen Zuſatzvertrag zu dem Friedensvertrag abzuſchließen. 


Nachdem die Bevollmächtigten feſtgeſtellt hatten, daß die von ihnen bei 
der Unterzeichnung des Friedensvertrags vorgelegten Vollmachten die Erledigung der 
vorſtehend bezeichneten Gegenſtände mit umfaſſen, haben ſie ſich über folgende 
Beſtimmungen geeinigt: ; 


Erſtes Kapitel. 
Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen. 


Artikel 1. 

Bei Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen gemäß Artikel IV des 
Friedensvertrags wird jeder vertragſchließende Teil die Konſuln des anderen 
Teiles an allen Plätzen ſeines Gebiets zulaſſen, ſoweit nicht bereits vor dem 
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Kriege für einzelne gemiſcht-ſprachige Plätze oder Gebietsteile Ausnahmen beſtanden 
und dieſe Ausnahmen nach dem Kriege jeder dritten Macht gegenüber gleichmäßig 
aufrechterhalten werden. 


Jeder Teil behält ſich vor, aus Gründen der Kriegsnotwendigkeiten an ge- 
wiſſen Plätzen Konſuln des anderen Teiles erſt nach Abſchluß des allgemeinen 


Friedens zuzulaſſen. 
Ba 


Artikel 2. 

Jeder vertragſchließende Teil wird alle Schäden erſetzen, die in feinem 
Gebiete während des Krieges von den dortigen ſtaatlichen Organen oder der Be— 
völkerung durch völkerrechtswidrige Handlungen konſulariſchen Beamten des anderen 
Teiles zugefügt oder an Konſulatsgebäuden dieſes Teiles oder an deren Inventar 


angerichtet worden ſind. 


Zweites Kapitel. 
Wiederherſtellung der Staatsverträge. 


Artikel 3. 

Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, die zwiſchen Deutſchland 
und Rußland vor der Kriegserklärung in Kraft geweſen ſind, treten zwiſchen den 
vertragſchließenden Teilen vorbehaltlich abweichender Beſtimmungen des Friedens— 
vertrags und dieſes Zuſatzvertrags bei deren Ratifikation mit der Maßgabe wieder 
in Kraft, daß, ſoweit ſie für eine beſtimmte Zeit unkündbar ſind, dieſe Zeit um 
die Kriegsdauer verlängert wird. 


Die Deutſche Regierung wird der Ukrainiſchen Regierung binnen vier Wochen 
nach der Ratifikation des Friedensvertrags die im hf. 1 bezeichneten Verträge, 
Abkommen und Vereinbarungen ihrem Wortlaut nach mitteilen. 


Artikel 4. ; 

Jeder vertragſchließende Teil kann dem anderen Teile binnen ſechs Monaten 
nach der Unterzeichnung des Friedensvertrags die Verträge, Abkommen oder Ver⸗ 
einbarungen oder deren Einzelbeſtimmungen mitteilen, die nach ſeiner Auffaſſung 
mit den während des Krieges eingetretenen Veränderungen in Widerſpruch ſtehen. 
Dieſe Vertragsbeſtimmungen follen tunlichſt bald durch neue Verträge erſetzt werden, 


die den veränderten Anſchauungen und Verhältniſſen entſprechen. 
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Zur Ausarbeitung der im Abſ. 1 vorgeſehenen neuen Verträge wird binnen 
ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags eine aus Vertretern 
der beiden Teile beſtehende Kommiſſion an einem ſpäter zu beſtimmenden Orte 
zuſammentreten. Soweit ſich dieſe binnen drei Monaten nach ihrem Zuſammen⸗ 
tritt nicht einigt, ſteht es jedem Teile frei, von den Vertragsbeſtimmungen zurück— 
zutreten, die er gemäß Abſ. 1 Satz ! dem anderen Teile mitgeteilt hat; handelt 
es ſich dabei um Einzelbeſtimmungen, ſo ſteht dem anderen Teile der Rücktritt 


vom ganzen Vertrage frei. 


Artikel 5. 

Die Verträge, Abkommen und Vereinbarungen, an denen außer Deutſchland 
und Rußland dritte Mächte beteiligt find und in welche die Ukrainiſche Volks— 
republik neben Rußland oder an deſſen Stelle eintritt, treten zwiſchen den vertrag— 
ſchließenden Teilen bei der Ratifikation des Friedensvertrags oder, ſofern der Ein— 
tritt ſpäter erfolgt, in dieſem Zeitpunkt in Kraft. Auf die mit ſolchen Kollektiv⸗ 
verträgen in Zuſammenhang ſtehenden Einzelverträge zwiſchen den beiden Teilen 
finden die Beſtimmungen des Artikel 3 über die Verlängerung der Geltungsdauer 
und des Artikel 4 über den Rücktritt keine Anwendung. 


erer 


kriegführende Mächte beteiligt ſind, behalten ſich die beiden Teile ihre Stellung— 
nahme bis nach Abſchluß des allgemeinen Friedens vor. 


Drittes Kapitel. 
Wiederherſtellung der Privatrechte. 
Artikel 6. 


Alle in dem Gebiet eines vertragſchließenden Teiles beſtehenden Beſtim— 
mungen, wonach mit Rückſicht auf den Kriegszuſtand die Angehörigen des anderen 
Teiles in Anſehung ihrer Privatrechte irgendwelcher beſonderen Regelung unter— 
liegen (Kriegsgefebe), treten mit der Ratifikation des Friedensvertrags außer 
Anwendung. 

Als Angehörige eines vertragſchließenden Teiles gelten auch ſolche juriſtiſche 
Perſonen und Geſellſchaften, die in ſeinem Gebiet ihren Sitz haben. Ferner ſind 
den Angehörigen eines Teiles juriſtiſche Perſonen und Geſellſchaſten, die in feinem 
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Gebiete nicht ihren Sig haben, inſoweit gleichzuftellen, als fie im Gebiete des 
anderen Teiles den für dieſe Angehörigen geltenden Beſtimmungen unterworfen waren. 


Artikel 7. 

Über privatrechtliche Schuldverhältniſſe, die durch Kriegsgeſetze beeinträchtigt 

worden ſind, wird nachſtehendes vereinbart. 
i $1. 

Die Schuldverhältniſſe werden wiederhergeſtellt, ſoweit fich nicht aus den 
Beſtimmungen der Artikel 7 bis 11 ein Anderes ergibt. 

$2. 

Die Beſtimmung des $ 1 hindert nicht, daß die Frage, welchen Einfluß 
die durch den Krieg geſchaffenen Zuſtände, insbeſondere die durch Verkehrshinderniſſe 
oder Handelsverbote herbeigeführte Unmöglichkeit der Erfüllung, auf die Schuld— 
verhältniſſe ausüben, im Gebiete jedes vertragſchließenden Teiles nach den dort 
für alle Landeseinwohner geltenden Geſetzen beurteilt wird. 

Dabei dürfen die Angehörigen des anderen Teiles, die durch Maßnahmen 
dieſes Teiles behindert worden ſind, nicht ungünſtiger behandelt werden als die 
Angehörigen des eigenen Staates, die durch deſſen Maßnahmen behindert worden 
ſind. Auch ſoll derjenige, der durch den Krieg an der rechtzeitigen Bewirkung 
einer Leiſtung behindert war, nicht verpflichtet ſein, den dadurch entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. 

$ 3. 

Geldforderungen, deren Bezahlung im Laufe des Krieges auf Grund von 
Kriegsgeſetzen verweigert werden konnte, brauchen nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags bezahlt zu werden. Sie ſind 
won der urſprünglichen Fälligkeit an für die Dauer des Krieges und der an⸗ 
ſchließenden drei Monate ohne Rückſicht auf Moratorien mit fünf vom Hundert 
für das Jahr zu verzinſen; bis zur urſprünglichen Fälligkeit ſind gegebenenfalls 
die vertraglichen Zinſen zu zahlen. 


84. N 
Für die Abwickelung der Außenſtände und ſonſtigen privatrechtlichen Ver— 
bindlichkeiten find die ſtaatlich anerkannten Gläubigerſchutzverbände zur Verfolgung 
der Anſprüche der ihnen angeſchloſſenen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen als 
deren Bevollmächtigte wechſelſeitig anzuerkennen und zuzulaſſen. 


so 


U 
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Artikel 8. y 
Die vertragſchließenden Teile find darüber einig, daß nach der Ratifikation 
des Friedensvertrags die Bezahlung der ſtaatlichen Verbindlichkeiten, insbeſondere 
der öffentliche Schuldendienſt, den beiderſeitigen Angehörigen gegenüber aufge— 


nommen werden ſoll. 


Im Hinblick auf die von der Ukrainiſchen Volksrepublik in Ausſicht ge: 
nommene Vermögensauseinanderſetzung mit den übrigen Teilen des ehemaligen 
Ruſſiſchen Kaiſerreichs bleibt die Ausführung des im Abſ. 1 aufgeſtellten Grund- 
ſatzes beſonderer Vereinbarung vorbehalten. Dabei wird die Ukrainiſche Volks— 
republik den deutſchen Staatsangehörigen gegenüber jedenfalls die Verbindlichkeiten 
übernehmen, die für die in der Ukraine vorgenommenen öffentlichen Arbeiten cin- 
gegangen oder durch dort befindliche Vermögensgegenſtände ſichergeſtellt ſind. 


Artikel 9. 

Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß vorbehaltlich der 
Beſtimmungen des Artikel 11 Urheberrechte und gewerbliche Schutzrechte, Kon— 
zeſſionen und Privilegien ſowie ähnliche Anſprüche auf öffentlich-rechtlicher Grund⸗ 
lage, die durch Kriegsgeſetze beeinträchtigt worden ſind, für das Gebiet der Ukraine 


wiederhergeſtellt werden. 


Die Beſtimmung des Abſ. 1 ſoll auf Konzeſſionen, Privilegien und ähn⸗ 
liche Anſprüche keine Anwendung finden, ſoweit dieſe auf Grund einer für alle 
Landeseinwohner und für alle Rechte der gleichen Art geltenden Geſetzgebung in— 
zwiſchen abgeſchafft oder vom Staate oder von Gemeinden übernommen worden 
ſind und in deren Beſitze verbleiben. 

Die Ausführung der in den Abſätzen 1 und 2 aufgeſtellten Grundſätze bleibt 
beſonderer Vereinbarung vorbehalten. s 
Artikel 10. 

Die Friſten für die Verjährung von Rechten follen im Gebiete jedes ver- 
tragſchließenden Teiles gegenüber den Angehörigen des anderen Teiles, falls ſie 
zur Zeit des Kriegsausbruchs noch nicht abgelaufen waren, früheſtens ein Jahr 
nach der Ratifikation des Friedensvertrags ablaufen. Das Gleiche gilt von den 
Friſten zur Vorlegung von Zinsſcheinen und Gewinnanteilſcheinen ſowie von aus— 
geloſten oder ſonſt zahlbar gewordenen Wertpapieren. 
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Artifel 11. 

Die Tätigkeit der Stellen, die auf Grund von Kriegsgefegen mit der Be- 
auffichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Liquidation von Bermogensgegen- 
ſtänden oder der Annahme von Zahlungen befaßt worden ſind, ſoll unbeſchadet 
der Beſtimmungen des Artikel 12 nach Maßgabe der nachſtehenden Grundſätze 
abgewickelt werden. 


$ 
Die beauffichtigten, verwahrten oder verwalteten Vermögensgegenſtände find 
auf Verlangen des Berechtigten unverzüglich freizugeben; bis zur Übernahme durch 
den Berechtigten iſt für eine Wahrung ſeiner Intereſſen zu ſorgen. 


8 2. 

Die Beſtimmungen des § 1 follen wohlerworbene Rechte Dritter nicht be- 
rühren. Zahlungen und ſonſtige Leiſtungen eines Schuldners, die von den im 
Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen oder auf deren Veranlaſſung entgegen- 
genommen worden ſind, ſollen in den Gebieten der vertragſchließenden Teile die 
gleiche Wirkung haben, wie wenn ſie der Gläubiger ſelbſt empfangen hätte. 

Privatrechtliche Verfügungen, die von den bezeichneten Stellen oder auf 
deren Veranlaſſung oder ihnen gegenüber vorgenommen worden ſind, bleiben mit 
Wirkung für beide Teile aufrechterhalten. 


y $ 3. 
Über die Tätigkeit der im Eingang dieſes Artikels erwähnten Stellen, ing- 
beſondere über die Einnahmen und Ausgaben, iſt den Berechtigten auf Verlangen 
unverzüglich Auskunft zu erteilen. 


Artikel 12. 

Grundſtücke oder Rechte an einem Grundſtück, Bergwerksgerechtſame ſowie 
Rechte auf die Benutzung oder Ausbeutung von Grundſtücken, Unternehmungen 
oder Beteiligungen an einem Unternehmen, insbeſondere Aktien, die infolge von 
Kriegsgeſetzen veräußert oder dem Berechtigten ſonſt durch Zwang entzogen worden 
ſind, ſollen dem früheren Berechtigten auf einen innerhalb eines Jahres nach der 
Ratifikation des Friedensvertrags zu ſtellenden Antrag gegen Rückgewähr der 
ihm aus Anlaß der Veräußerung oder Entziehung etwa erwachſenen Vorteile frei 
von allen inzwiſchen begründeten Rechten Dritter wieder übertragen werden. 
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Die Beſtimmungen des Abf. I finden keine Anwendung, ſoweit die ver- 
äußerten Vermögensgegenſtände auf Grund einer für alle Landeseinwohner und 
für alle Gegenſtände der gleichen Art geltenden Geſetzgebung inzwiſchen vom 
Staate oder von Gemeinden übernommen worden ſind und in deren Beſitze ver— 
bleiben; im Falle der Wiederauf hebung der Übernahme kann der im bf. 1 vor- 
geſehene Antrag auf Rückgewähr innerhalb eines Jahres nach der e 
hebung geſtellt werden. 


Viertes Kapitel. 
Erſatz für Zivilſchäden. 


Artikel 13. 

Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß den beiderſeitigen 
Angehörigen die Schäden erſetzt werden, die ſie infolge von Kriegsgeſetzen durch 
die zeitweilige oder dauernde Entziehung von Urheberrechten, gewerblichen Schutz— 
rechten, Konzeſſionen, Privilegien und ähnlichen Anſprüchen oder durch die Be- 
aufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung oder Veräußerung von Vermögensgegen⸗ 
ſtänden erlitten haben. Das Gleiche gilt für die Schäden, die den Zivilangehörigen 
jedes Teiles während des Krieges außerhalb der Kriegsgebiete von den ſtaatlichen 
Organen oder der Bevölkerung des anderen Teiles durch völkerrechtswidrige Gewalt- 
akte an Leben, Geſundheit oder Vermögen zugefügt worden find. 

Im Hinblick auf die von der Ukrainiſchen Volksrepublik in Ausſicht ge⸗ 
nommene Vermögensauseinanderſetzung mit den übrigen Teilen des ehemaligen 


Ruſſiſchen Kaiſerreichs bleibt die Ausführung der im Abſ. 1 ee Grund- 
ſätze beſonderer Vereinbarung vorbehalten. 


Fünftes Kapitel. 
Austauſch der beiderſeitigen Kriegsgefangenen und Zivilinternierten. 
Artikel 14. 
Über den im Artikel VI des Friedensvertrags vorgeſehenen Austauſch der 


Kriegsgefangenen werden die nachſtehenden Beſtimmungen getroffen: 
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$ 1. 
Der bereits im Gange befindliche Austauſch dienſtuntauglicher Kriegsgefangenen 
wird mit möglichſter Beſehleunigung durchgeführt werden. 
Der Austauſch der übrigen Kriegsgefangenen erfolgt tunlichſt bald in be— 


ſtimmten, noch näher zu vereinbarenden Zeiträumen. 
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Bei der Entlaffung erhalten die Kriegsgefangenen das ihnen von den Be- 
hörden des Aufenthaltsſtaats abgenommene Privateigentum ſowie den noch nicht 
ausbezahlten oder verrechneten Teil ihres Arbeitsverdienſtes; dieſe Verpflichtung 


bezieht ſich nicht auf Schriftſtücke militäriſchen Inhalts. 


$ 3. 

Eine aus je vier Vertretern der beiden Teile zu bildende Kommiſſion foll 
alsbald nach der Ratifikation des Friedensvertrags in Breſt-Litowſk zuſammen⸗ 
treten, um die im § 1 Abſ. 2 vorgeſehenen Zeiträume ſowie die ſonſtigen Einzel- 
heiten des Austauſches, insbeſondere die Art und Weiſe der Heimbeförderung, 
feſtzuſetzen und die Durchführung der getroffenen Vereinbarungen zu überwachen. 


$ 4. 
Die nach völkerrechtlichen Grundſätzen zu erſtattenden Aufwendungen für 
die beiderſeitigen Kriegsgefangenen werden im Hinblick auf die Gefangenenzahlen 


gegeneinander aufgerechnet. 


Artikel 15. 
Alͤůer die Heimkehr der beiderſeitigen Zivilangehörigen werden die nach- 
ſtehenden Beſtimmungen getroffen. : 
KIE 

Die beiderſeitigen internierten oder verſchickten Zivilangehörigen werden tun- 
lichſt bald unentgeltlich heimbefördert werden, ſoweit ſie nicht mit Zuſtimmung 
des Aufenthaltsſtaats in deſſen Gebiete zu bleiben oder ſich in ein anderes Land 
zu begeben wünſchen. 

Die im Artikel 14 § 3 erwähnte Kommiſſion ſoll die Einzelheiten der Heim⸗ 
beförderung regeln und die Durchführung der getroffenen Vereinbarungen über- | 
wachen. 


ae. ARA 


§ 2. 

Die Angehörigen eines Teiles, die bei Kriegsausbruch in dem Gebiete des 
andern Teiles ihren Wohnfis, oder eine gewerbliche oder Handelsniederlaſſung 
hatten und ſich nicht in dieſem Gebiete aufhalten, können dorthin zurückkehren, 
ſobald ſich der andere Teil nicht mehr in Kriegszuſtand befindet. Die Rückkehr 
kann nur aus Gründen der inneren oder äußeren Sicherheit des Staates ver— 
ſagt werden. 


Als Ausweis genügt ein von den Behörden des Heimatſtaats ausgeſtellter 
Paß, wonach der Inhaber zu den im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen A ein 
Sichtvermerk auf dem Paſſe iſt nicht erforderlich. 


Artikel 16. 

Die Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles ſollen im Gebiete des 
anderen Teiles für die Zeit, während deren dort ihr Gewerbe- oder Handelsbetrieb 
oder ihre ſonſtige Erwerbstätigkeit infolge des Krieges geruht hat, keinerlei Auf- 
lagen, Abgaben, Steuern oder Gebühren für den Gewerbe- oder Handelsbetrieb 
oder die ſonſtige Erwerbstätigkeit unterliegen. Beträge, die hiernach nicht 
geſchuldet werden, aber bereits erhoben ſind, ſollen binnen ſechs Monaten nach 
der Ratifikation des Friedensvertrags zurückerſtattet werden. : 


Auf Handels- und fonftige Erwerbsgeſellſchaften, an denen Angehörige des 
einen Teiles als Geſellſchafter, Aktionäre oder in ſonſtiger Weiſe beteiligt ſind 
und deren Betrieb im Gebiete des anderen Teiles infolge des Krieges geruht 
hat, finden die Beſtimmungen des Abf. entſprechende Anwendung. 


` 


Artikel 17. ; 

Jeder vertragſchließende Teil verpflichtet fich, die auf feinem Gebiete be- 
findlichen Grabſtätten der Heeresangehörigen ſowie der während der Internierung 
oder Verſchickung verſtorbenen ſonſtigen Angehörigen des anderen Teiles zu achten 
und zu unterhalten; auch können Beauftragte dieſes Teiles die Pflege und an: 
gemeſſene Ausſchmückung der Grabſtätten im Einvernehmen mit den Landes— 
behörden beſorgen. Die mit der Pflege der Grabſtätten zuſammenhängenden 
Einzelfragen bleiben weiterer Vereinbarung vorbehalten. 
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Sechſtes Kapitel. 
Fürſorge für Rückwanderer. 


Artikel 18. 

Den Angehörigen jedes vertragſchließenden Teiles, die aus dem Gebiete des 
anderen Teiles ſtammen, ſoll es während einer Friſt von zehn Jahren nach der 
Ratifikation des Friedensvertrags freiſtehen, im Einvernehmen mit den Behörden 
dieſes Teiles nach ihrem Stammland zurückzuwandern. 

Die zur Rückwanderung berechtigten Perſonen ſollen auf Antrag die Ent⸗ 
laſſung aus ihrem bisherigen Staatsverband erhalten. Auch ſoll ihr ſchriftlicher 
oder mündlicher Verkehr mit den diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretern des 
Stammlandes in keiner Weiſe gehindert oder erſchwert werden. 


Artikel 19. 

Die Rückwanderer ſollen durch die Ausübung des Rückwanderungsrechts keinerlei 
vermögensrechtliche Nachteile erleiden. Sie ſollen befugt ſein, ihr Vermögen zu 
liquidieren und den Erlös und vorbehaltlich der Beſtimmungen der allgemeinen 
Landesgeſetze auch ihre ſonſtige bewegliche Habe mitzunehmen; ferner dürfen ſie 
ihre Pachtverträge unter Einhaltung einer Friſt von ſechs Monaten kündigen, ohne 
daß der Verpächter wegen vorzeitiger Auflöſung des Pachtvertrags Schadenserſatz— 
anſprüche geltend machen kann. 


Siebentes Kapitel. 
Amneſtie. 


Artikel 20. > 
Jeder vertragſchließende Teil gewährt den Angehörigen des anderen Teiles 
Straffreiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen. 


SL 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den dem anderen Teile angehörenden 
Kriegsgefangenen für alle von ihnen begangenen gerichtlich oder diſziplinariſch 
ſtrafbaren Handlungen. 
§ 2. 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Zivilangehörigen des anderen 
Teiles, die während des Krieges interniert oder verſchickt worden ſind, für die 
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während der Internierung oder Verſchickung begangenen gerichtlich oder BER 
nariſch ſtrafbaren Handlungen. 
§ 3. 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit allen Angehörigen des anderen Teiles 
für die zu deſſen Gunſten begangenen Straftaten und für Verſtöße gegen die zum 
Nachteil feindlicher Ausländer ergangenen Ausnahmegeſetze. 


$ 4. 
Die in den $$ 1 bis 3 vorgeſehene Straffreiheit erſtreckt fic) nicht auf 
Handlungen, die nach der Ratifikation des Friedensvertrags begangen werden. 


65. 

Soweit nach den Beſtimmungen der $$ 1 bis 4 Straffreiheit gewährt wird, 
werden neue Strafverfahren nicht eingeleitet, die anhängigen Strafverfahren ein- 
geſtellt und die erkannten Strafen erlaſſen. Doch können Kriegsgefangene, die 
fich wegen Kriegs- oder Landesverrats, vorſätzlicher Tötung, Raubes, räuberiſcher 
Erpreſſung, vorſätzlicher Brandſtiftung oder Sittlichkeitsverbrechen in Unterſuchungs⸗ 
oder Strafhaft befinden, bis zu ihrer Entlaſſung in Haft gehalten werden. 


Artikel 21. 
Die vertragſchließenden Teile gewähren ihren eigenen Angehörigen Straf— 


freiheit nach Maßgabe der nachſtehenden Beſlimmungen. 


$ 1. ! 

Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Angehörigen feiner bewaffneten 
Macht in Anſehung der Arbeiten, die ſie als Kriegsgefangene des anderen Teiles 
geleiſtet haben. Das Gleiche gilt für die von den beiderſeitigen Zivilangehörigen 
während ihrer Internierung oder Verſchickung geleiſteten Arbeiten. | 


$ 2. 
Jeder Teil gewährt volle Straffreiheit den Bewohnern feiner von dem 
anderen Teile beſetzten Gebiete für ihr politiſches Verhalten während der Zeit 
der Beſetzung. i Pa 
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§ 3. 

Auf die in den $$ 1, 2 vorgefehene bi finden die Beſtim— 
mungen des Artikel 20 $ 5 Anwendung; auch dürfen in dieſen Fällen über die 
beteiligten Perſonen und ihre Familien weitere Rechtsnachteile nicht verhängt 
werden. 8 


Artikel 22. 
Die vertragſchließenden Teile behalten ſich vor, über die von jedem Teile 
zu gewährende Straffreiheit für die zu ſeinen Ungunſten begangenen Handlungen 
weitere Vereinbarungen zu treffen. 


Achtes Kapitel. 
Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Fass ll. 
und Schiffsladungen. 


Artikel 23. . 
Kauffahrteiſchiffe des einen vertragſchließenden Teiles, die bei Kriegsaus⸗ 
bruch in den Häfen des anderen Teiles lagen, werden ebenſo wie ihre Ladungen 
zurückgegeben oder, ſoweit dies nicht möglich iſt, in Geld erſetzt werden. Wegen 
der Vergütung für die Benutzung ſolcher Schiffe während des Krieges bleibt im 
Hinblick auf die von der Ukrainiſchen Volksrepublik in Ausſicht genommene Aus- 
einanderſetzung mit den übrigen Teilen des ehemaligen Ruſſiſchen Kaiſerreichs 
eine beſondere Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel 24. 

Die als Priſen aufgebrachten Kauffahrteiſchiffe der vertragſchließenden Teile 
ſollen, wenn ſie vor der Ratifikation des Friedensvertrags durch rechtskräftiges 
Urteil eines Priſengerichts kondemniert worden ſind und nicht unter die Be— 
ſtimmungen des Artikel 23 fallen, als endgültig eingezogen angeſehen werden; 
im übrigen ſind ſie zurückzugeben oder, ſoweit ſie nicht mehr vorhanden ſind, in 
Geld zu erſetzen. Dieſe Beſtimmungen finden auf die als Priſen aufgebrachten 
Schiffsladungen von Angehörigen der vertragſchließenden Teile entſprechende An— 
wendung. 
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Artikel 25. 

Die Durchführung der in den Artikeln 23, 24 enthaltenen Beſtimmungen, 
insbeſondere die Feſtſetzung der zu zahlenden Entſchädigungen, erfolgt durch eine 
gemiſchte Kommiſſion, die aus je einem Vertreter der vertragſchließenden Teile 
und einem neutralen Obmann beſtehen und binnen drei Monaten nach der Ra— 
tifikation des Friedensvertrags in Odeſſa oder an einem anderen geeigneten Orte 
zuſammentreten wird; um die Bezeichnung des Obmanns wird der Präſident des 

Schweizeriſchen Bundesrats gebeten werden. 


Artikel 26. 


Die vertragſchließenden Teile werden alles, was in ihger Macht liegt, tun, 
damit die nach Artikel 23, 24 zurückzugebenden Kauffahrteiſchiffe nebſt ihren 
Ladungen frei nach der Heimat zurückgelangen können. 


Neuntes Kapitel. 


Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 27. 


Dieſer Zuſatzvertrag, der einen weſentlichen Beſtandteil des Friedensvertrags 
bildet, ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen zugleich mit den Ratifi— 
kationsurkunden des Friedensvertrags ausgetauſcht werden. 


Artikel 28. 


Der Zuſatzvertrag tritt, ſoweit darin nicht ein Anderes beſtimmt iſt, gleich— 
zeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft. 

Zur Ergänzung des Zuſatzvertrags, insbeſondere zum Abschluß der Pe 
vorbehaltenen weiteren Vereinbarungen, werden binnen vier Monaten nach dev 
Ratifikation Vertreter der vertragſchließenden Teile an einem ſpäter zu beſtim— 


menden Orte zuſammentreten. 


OR 


Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten ſowie als Vertreter der 
Deutſchen Oberſten Heeresleitung der Chef des Generalſtabs des Oberbefehlshabers 
Oſt, Königlich Preußiſcher Generalmajor Herr Max Hoffmann dieſen Zuſatz⸗ 
vertrag unterzeichnet und mit amtlichen Siegeln verſehen. : 


Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in Breft-Litowft am 9. Februar 1918. 


R. v. Kühlmann. Al. Ssewrjuk. 
Hoffmann. M. Ljubynsikyj. 


M. Lewitsjkyj. 
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Dennſchrift. ; 


Die Ukraine gründet ihr zu neuem Leben erwachtes ſtaatliches Daſein auf 
das dritte Univerſal vom 20. November 1917, womit die Zentralrada in Kiew 
die Errichtung der Ukrainiſchen Volksrepublik verkündet hat. Das urſprünglich 
als Teil einer ruſſiſchen Bundesrepublik gedachte Staatsweſen hat ſich durch das 
vierte Univerſal vom 24. Januar 1918 von dem föderativen Gedanken losgeſagt 
und die Ukrainiſche Volksrepublik zum ſelbſtändigen, von niemand abhängigen, 
freien und ſouveränen Staate erklärt. Am 1. Februar 1918 iſt die Ukrainiſche 
Volksrepublik von den bevollmächtigten Vertretern Deutſchlands, Oſterreich⸗ 
Ungarns, Bulgariens und der Türkei als unabhängiger, freier und ſouveräner 
Staat, der ſelbſtändig internationale Abmachungen treffen kann, anerkannt worden. 

Bei Beginn der Friedensverhandlungen in Breſt-Litowſk bildeten die Ber- 
treter der Ukrainiſchen Regierung einen Teil der Ruſſiſchen Delegation. Später 
entſandte die Regierung eine eigene Delegation, mit der alsdann die Friedens⸗ 
verhandlungen ſelbſtändig geführt wurden. Dank der fachlichen, nicht auf 
Propaganda, ſondern auf eine wirkliche Verſtändigung gerichteten Haltung der 
ukrainiſchen Delegierten gelang es in kurzer Zeit, über die große Anzahl zum 
Teil höchſt verwickelter und ſchwieriger Fragen, die der erſte Friedensſchluß in 
dem gegenwärtigen Weltkrieg aufwarf, zu einer Einigung zu kommen. 

Am 9. Februar 1918 haben die Vertreter der Verbündeten Regierungen 
mit den Bevollmächtigten der Ukrainiſchen Regierung den Friedensvertrag unter- 
zeichnet. Damit wollten die Vertragſchließenden, wie der Vertrag in ſeiner Cin- 
leitung betont, den erſten Schritt tun zu einem dauerhaften, für alle Teile 
ehrenvollen Weltfrieden, der nicht nur den Schreckniſſen des Krieges ein Ende 
ſetzen, ſondern auch zur Wiederherſtellung der freundſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den Völkern auf politiſchem, rechtlichem, wirtſchaftlichem und geiſtigem 
Gebiete führen ſoll. 

Die Verhandlungen wurden in drei Kommiſſionen geführt: einer politiſchen, 
einer wirtſchaftlichen und einer Rechtskommiſſion. Der politiſchen Kommiſſion 
lag beſonders die Erörterung der Grenzfragen und der damit in Verbindung 
ſtehenden künftigen Geſtaltung der politiſchen Beziehungen zwiſchen der Ukraine 
und ihren Nachbarn ob. Die wirtſchaftliche Kommiſſion hatte die Wieder⸗ 
anknüpfung der Handelsbeziehungen, die Anbahnung des Güteraustauſches namentlich 
für die Übergangszeit und die Herſtellung eines vorläufigen Handelsvertrags zur 
Hauptaufgabe. Die Rechtskommiſſion endlich behandelte die Aufnahme der 
diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen, die Frage der Kriegsſchäden und 
Kriegskoſten, die Wiederherſtellung der öffentlichen und privaten Rechtsbeziehungen 
zwiſchen den vertragſchließenden Teilen, den Austauſch der Kriegsgefangenen und 
Zivilinternierten, die Amneſtiefrage, die Fürſorge für die Rückwanderer ſowie 
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die Frage der Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Kauf— 
fahrteiſchiffe. 

Während in den wirtſchaftlichen und Rechtsfragen vielfach beſondere Be— 
ſtimmungen für die einzelnen Mitglieder des Vierbundes nötig waren, konnten 
die politiſchen Fragen nur einheitlich geregelt werden, wobei Öfterreich-Ungarn 
als nächſter Nachbar der Ukraine die meiſtbeteiligte Macht war. Hieraus ergab 
ſich eine Teilung des Vertragswerkes in einen Hauptvertrag, den eigentlichen 
Friedensvertrag, der von den Mächten des Vierbundes mit der Ukraine einheitlich 
geſchloſſen wurde, und vier einzelne Zuſatzverträge, von denen der deutſch⸗ 
ukrainiſche Vertrag am gleichen Tage wie der Hauptvertrag unterzeichnet worden 
iſt. Der Hauptvertrag enthält aber außer den rein politiſchen Artikeln auch 
das Ergebnis der Verhandlungen der wirtſchaftlichen Kommiſſion, das zwar für 
die einzelnen Mächte des Vierbundes Sonderbeſtimmungen enthält, aber im 
weſentlichen nach einheitlichen Geſichtspunkten feſtgeſtellt werden konnte. Dagegen 
ergaben ſich bei den Verhandlungen der Rechtskommiſſion infolge der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Rechtsfragen in den einzelnen verbündeten Ländern und ihren 
Beziehungen zu dem bisherigen Ruſſiſchen Reiche derartige Unterſchiede, daß es 
geraten ſchien, die meiſten der von ihr behandelten Gegenſtände für die Zuſatz⸗ 
verträge vorzubehalten. x: 

Das ganze Vertragswerk wird in den nachſtehenden Erläuterungen nur fo- 
weit in Betracht gezogen, als es für die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
der Ukraine maßgebend iſt, während die politiſche Bedeutung des Vertrags für 
die anderen Vierbundsmächte hier auszuſcheiden hat. Auch die ausſchließlich das 
Deutſche Reich betreffenden Beſtimmungen können nur zum Teil für die Zu⸗ 
ſtändigkeit der geſetzgebenden Körperſchaften des Reichs in Anſpruch genommen 
werden; dennoch wird das ganze Vertragswerk dem Bundesrat zur Zuſtimmung 
vorgelegt. Denn wenn auch nach Artikel 11 der Reichsverfaſſung der Friedens⸗ 
ſchluß eine Prärogative des Kaiſers iſt, ſo würde doch die Ausführung des Ver⸗ 
tragswerkes den Erlaß reichsgeſetzlicher Vorſchriften erforderlich machen, ſofern nicht 
ſeine Beſtimmungen durch die Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften ohne 
weiteres Geſetzeskraft erhielten. 


Zu den einzelnen Beſtimmungen des Vertragswerkes iſt folgendes zu bemerken. 


Der Saustierttag zwiſchen den Verbündeten Mächten u und der 
Ukrainiſchen Volksrepublik. 


Artikel J. 

Durch den Eingangsartikel wird der Kriegszuſtand zwiſchen den Mächten 
des Vierbundes einerſeits und der Ukrainiſchen Volksrepublik andererſeits vertrags⸗ 
mäßig aufgehoben und gleichzeitig erklärt, daß in Zukunft zwiſchen den vertrag⸗ 
jehließenden Teilen der Zuſtand des Friedens und der Freundſchaft herrſchen foll. 
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Darin liegt cinerfeit eine nochmalige feierliche Anerkennung der Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit der Ukraine; andererſeits wird das neue Staatsweſen aus: 
drücklich in den Kreis der Mächte aufgenommen, mit denen Deutſchland, Oſterreich— 
Ungarn, Bulgarien und die Türkei den Austauſch geiſtiger und wirtſchaftlicher 
Güter pflegen, wie er zwiſchen den Gliedern der Völkerrechtsgemeinſchaft üblich 
iſt. Das Wort Freundſchaft bedeutet hier nicht Bündnis; vielmehr hat die 
Ukrainiſche Delegation erkennen laſſen, daß die Ukraine an dem Weltkrieg ferner 
keinen Teil nehmen, ſondern in die Reihe der neutralen Mächte eintreten wolle. 


jak Artikel II. i 

Dieſer Artikel beſchäftigt fich mit den Grenzen des Ukrainiſchen Staates, 
ſoweit fie die Mächte des Vierbundes angehen. Die früheren Grenzen Oſterreich— 
Ungarns gegen Rußland ſollen auch der Ukrainiſchen Volksrepublik gegenüber 
fortbeſtehen. Bei den Vereinbarungen für die Grenze weiter nördlich iſt verſucht 
worden, einen gerechten Ausgleich zwiſchen widerſtreitenden völkiſchen und 
geſchichtlichen Geſichtspunkten zu finden. Um Unbilligkeiten nach Möglichkeit zu 
vermeiden, haben die Vertragſchließenden von der Grenzfeſtſetzung im einzelnen 
Abſtand genommen und nur allgemeine Richtpunkte für den künftigen Verlauf 
der Grenze angegeben. Im einzelnen ſoll die Grenze nach den ethnographiſchen 
Verhältniſſen und unter Berückſichtigung der Wünſche der Bevölkerung durch eine 
gemiſchte Kommiſſion feſtgeſetzt werden. 


i Artifel II. 

Um dem jungen Ukrainiſchen Staate einen Beweis ihres befonderen Ver- 
trauens zu geben, haben ſich die Verbündeten entſchloſſen, mit der Räumung 
derjenigen nach Artikel 2 an die Ukraine fallenden Gebiete, die zur Zeit von den 
Mittelmächten beſetzt ſind, unverzüglich nach der Ratifikation des Friedensvertrags 
zu beginnen. Selbſtverſtändlich hat die Ukrainiſche Volksrepublik gleichzeitig die 
von ihr beſetzten Gebiete der Mittelmächte zu räumen. Die Durchführung der 
Räumung, die von dem weiteren Verlauf der Kriegsereigniſſe nicht unabhängig 
ſein kann, wird unter die Aufſicht der Bevollmächtigten der beteiligten Mächte 
geſtellt. 


Artikel IV. 

Eine Folge des wiedereingetretenen Friedenszuſtandes ift die ſofortige Muf- 
nahme der diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen. Als ſelbſtändiger Staat 
hat die Ukraine das Recht, Geſandte bei den Oberhäuptern der befreundeten Staaten 
zu beglaubigen und deren Geſandte bei ſich zu empfangen ſowie konſulariſche Ver- 
treter zu beſtellen und zuzulaſſen. Für die Regelung der konſulariſchen Beziehungen 
haben ſich die vertragſchließenden Teile gegenſeitig eine möglichſt weitgehende Zu— 
laſſung von Konſuln zugeſichert; doch ſind hier beſondere Vereinbarungen zwiſchen 
der Ukraine und den einzelnen Vierbundsmächten vorbehalten, da mit der Ver- 
ſchiedenartigkeit der tatſächlichen Verhältniſſe gerechnet werden muß. 
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Artikel V. 

Die verbündeten Mächte haben der Ukraine gegenüber das Friedensangebot 
aufrechterhalten, das ſie am 25. Dezember 1917 dem geſamten Rußland gemacht 
hatten; denn obwohl das Angebot den Beitritt der ehemaligen Bundesgenoſſen 
Rußlands zu den Friedensverhandlungen vorausſetzte und daher bei deren Weigerung 
hinweggefallen iſt, ſo erſchien es doch angezeigt, dem ehrlichen Friedenswillen der 
Uerainiſchen Volksrepublik keine ſchwereren Bedingungen zu ſtellen als urſprüng— 
lich in Ausſicht genommen war. Zu dieſen Bedingungen gehörte aber auch der 
gegenſeitige Verzicht auf den Erſatz der Kriegskoſten und Kriegsſchäden. Der 
Ukraine gegenüber trifft der Verzicht weniger das Deutſche Reich als die Ofter- 
reichiſch⸗Ungariſche Monarchie. 

Die Begriffe der Kriegskoſten und der Kriegsſchäden ſind in dem Artikel 
genau beſtimmt. Zu den Kriegsſchäden ſind auch alle Requiſitionen gerechnet, 
die eine Macht in dem Gebiete der anderen vorgenommen hat. Daraus ergibt 
ſich, daß nach dem Wiedereintritt des Friedens kein vertragſchließender Teil dem 
anderen gegenüber völkerrechtliche Anſprüche aus Requiſitionen, die dieſer auf 
feindlichem Gebiete vorgenommen hat, herleiten kann; vielmehr bleibt die 
Entſchädigung der von den Requiſitionen betroffenen Angehörigen jedem Vertrags⸗ 
teil überlaſſen. Nicht berührt werden von difer Beſtimmung die Requifitionen, 
die jeder Teil in ſeinem eigenen Gebiete vorgenommen hat und ſelbſtverſtändlich 
auch den davon betroffenen Angehörigen des anderen Teiles bezahlen muß. 


Artikel VI. 

Die Entlaſſung der Kriegsgefangenen in die Heimat konnte bei der ſtarken 
Abweichung der Gefangenenzahlen, die zwiſchen den einzelnen Mächten des Vier- 
bundes auf der Aktiv- und Daffivfeite herrſchte, und bei der Verſchiedenheit der 
Beförderungs- und Verkehrsverhältniſſe nicht einheitlich geregelt werden. Im 
Hauptvertrag iſt daher nur der Grundſatz der Rückſendung in die Heimat aus: 
geſprochen worden, mit dem Vorbehalt, daß etwaigen Wünſchen der Gefangenen, 
in dem Aufenthaltsſtaat zu bleiben oder ſich in ein anderes Gebiet als in die 
frühere Heimat zu begeben, Rechnung getragen werden kann. 


Artikel VII. 

Der Artikel VII trifft über die Geſtaltung der wirtſchaftlichen Beziehungen 
zur Ukraine Beſtimmung und zerfällt in mehrere Teile. Zunächſt wird durch 
Ziffer 1 der Warenaustauſch bis zum 31. Juli 1918 geregelt. Dabei handelte 
es ſich darum, für die von uns in erſter Linie benötigten ukrainiſchen Erzeugniſſe 
ſowie andererſeits für die Waren, welche die Ukraine von den Vierverbandsſtaaten 
dringend beziehen will, eine möglichſt einfache und glatte Abwicklung vorzuſehen. 

Es ſollen ſtaatlich organiſierte Stellen auf beiden Seiten den Waren— 
austauſch der wichtigſten Gegenſtände vermitteln, ſo daß dieſer nach einem 
beſtimmten Plan, unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der 
beteiligten Staaten und unter Berückſichtigung der jeweiligen Transportlage, 

4 


SA Ah 


erfolgen kann. Auf welche Erzeugniſſe und auf welche Mengen ſich Diejer 
zentraliſierte Warenaustauſch zu erſtrecken hat, wird beiderſeits im gemeinfchaft- 
lichen Benehmen durch Kommiſſionen feſtgeletzt. Soweit dieſe Kommiſſionen 
von einer Zentraliſierung des Austauſches abſehen, erfolgt auch ſchon während 
der Zeit bis zum 31. Juli 1918 der Handel im freien Verkehr. Die Preiſe 


der zentraliſiert auszutauſchenden Waren werden ebenfalls durch Kommiſſionen 


aus Mitgliedern der beiden Teile feſtgeſtellt. 
Was die Verrechnung anlangt, ſo wird hierfür als Baſis die alte Gold— 
relation der deutſchen Mark- und der öſterreichiſch-ungariſchen Kronenwährung 


zu der ruſſiſchen Rubelwährung aufrechterhalten. Dabei iſt an die Stelle des 
ruſſiſchen Goldrubels nunmehr der Goldkarbowanjec getreten, die ukrainiſche Be⸗ 


zeichnung für die dem ruſſiſchen Rubel entſprechende Münze. Die betreffende 


Beſtimmung, die nur den Anhaltspunkt für die Verrechnung bildet, bedeutet aber 


nicht, daß die bare Abgleichung in Gold zu erfolgen haben wird. Hierüber 
bleibt vielmehr ein Einvernehmen der ukrainiſchen und deutſchen Finanzſtellen 
vorbehalten. 

In Ziffer II Buchſtabe A und Ziffer III find die Grundlagen enthalten, 
auf denen ſich fernerhin bis zum Abſchluß eines definitiven Handelsvertrags der 


deutſch⸗ukrainiſche Warenverkehr abwickeln fol. Dieſes Proviſorium ift doppelt 


begrenzt. Es gilt bis zum Abſchluß eines endgültigen Handelsvertrags, der 
ſpäteſtens ſechs Monate nach Abſchluß des Friedens mit den europäiſchen Staaten, 
den Vereinigten Staaten von Amerika und Japan erfolgen ſoll. Es iſt aber 
weiter vorgeſehen, daß im beiderſeitigen Einverſtändnis eine Verlängerung des 
Proviſoriums ſtattfinden kann, daß aber auch, falls der Abſchluß eines endgül- 
tigen Handelsvertrags nicht bis zum 30. Juni 1919 erfolgt ſein ſollte, jeder 
Teil das Recht hat, eine Kündigung des Proviſoriums mit ſechsmonatiger Friſt 
vorzunehmen. 

Was die einzelnen Beſtimmungen des Proviſoriums anlangt, ſo iſt es im 
weſentlichen gelungen, den bisherigen deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrag von 1894/1904 
einſchließlich der Vertragstarife A (ruſſiſcher Tarif) und B (deutſcher Tarif) auf— 
rechtzuerhalten. Soweit einzelne Beſtimmungen nicht erneuert worden ſind, erklärt 
fich das teils daraus, daß die Ukraine keine gemeinſamen Grenzen mit uns hat 
und daher Abreden, die darauf begründet waren, gegenſtandslos geworden ſind, 
teils daraus, daß die ukrainiſchen Unterhändler Bedenken trugen, eingehende Ver⸗ 
pflichtungen zu übernehmen, ohne noch ein klares Bild über die künftige innere 
Organiſation und den Aufbau des Ukrainiſchen Staatsweſens zu haben. Ju der 


Anlage ift der Text des alten deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrags zuſammengeſtellt, 
wie er fich aus dem Friedensvertrag von Breſt-Litowſk der Ukraine gegenüber 


nunmehr ergibt; die in Zukunft der Ukraine gegenüber wegfallenden Beſtim⸗ 
mungen ſind durch kleinen Druck kenntlich gemacht. i 


Im einzelnen ift folgendes zu bemerken: 
Die Artikel! bis 19 des alten Vertrags ſind im weſentlichen wiederhergeſtellt. 


In den Artikeln 5 und 10 ſind die bisherigen Durchfuhrbeſchränkungen, durch 


welche unſer Handel, insbeſondere nach Perſien, bisher eine ſtarke Erſchwerung 
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erfahren hatte, weggefallen. Die neue Faſſung des zweiten Abſatzes des bisherigen 
Artikel 5 iſt lediglich interpretativ, ohne daß die ſachliche Tragweite des Artikels 
eine Anderung erfahren hätte. 

Von Bedeutung iſt die Aufrechterhaltung des allgemeinen Wed Zoll⸗ 
tarifs von 1903 in Verbindung mit der Erneuerung des Vertragstarifs A. 
Hierdurch wird unfer Handel gegen die etwaige Möglichkeit einer Überſpannung 
des ukrainiſchen Zollſyſtems wirkſam geſchützt. Für Eiſenerz iſt die Ausfuhrzoll⸗ 
freiheit im Sitzungsprotokoll ausdrücklich feſtgelegt. Damit dürfte einem dringenden 
Wunſche der oberſchleſiſchen Induſtrie Rechnung getragen ſein. 

Was die Beſtimmungen über die Meiſtbegünſtigung anlangt, ſo ſind aus 
dem bisherigen Artikel 11 des deutſch-ruſſiſchen Handelvertrags die Ausnahmen 
für den kleinen Grenzverkehr und die zollgeeinten Gebiete (dieſe unter gleichzeitiger 
Verallgemeinerung) beibehalten worden. Dagegen ſind die bisherigen Ausnahmen 
zugunſten der aſiatiſchen Gebiete uſw. in Wegfall gekommen. 

Der frühere Artikel 12 a, der den Schutz des Urheberrechts an Werken der 
Literatur, Kunſt und Photographie betrifft, war gegenſtandslos geworden, indem 
die darin gegebene Zuſage durch Abſchluß des Vertrags vom 28. Februar 1913 
erfüllt worden war. Durch die jetzige Faſſung wird dieſer letztere Vertrag wieder 
in Kraft geſetzt. Das gleiche geſchieht für die frühere Vereinbarung über den 
gegenſeitigen Schutz der Warenbezeichnungen. 

Im Schlußprotokoll ſind folgende Anderungen hervorzuheben: 

1. Im Schlußprotokoll 1. Teil zu Artikel 1 und 12 ſowie zu Artikel 12 
ſind zwar die bisherigen Abreden über die Gleichſtellung chriſtlicher und jüdiſcher 
Handlungsreiſender geſtrichen worden; es iſt dies aber nur deshalb erfolgt, weil 
die Verfaſſung der Ukraine keinerlei Unterſchied der Religionen kennt. Seitens 
der ukrainiſchen Unterhändler it ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß durch dieſe 
Streichung in keinerlei Weiſe eine unterſchiedliche Behandlung chriſtlicher und 
jüdiſcher Handlungsreiſender begründet werden ſoll. 

2. Im Schlußprotokoll zu Artikel 5 iſt der letzte Abſatz, der die Ausfuhr 
von rohem und behauenem Holz betraf, auf ukrainiſches Verlangen geſtrichen worden. 
Dies erſcheint unbedenklich, da die Ukraine als Holzlieferant für uns nicht in 
Betracht kommt und zudem dort die Einführung eines Ausfuhrzolles für Holz 
nicht zu gewärtigen iſt. 

: 3. Sehr wichtig ift, daß die bisherigen Beſtimmungen im Schlußprotokoll 
zu Artikel 5, 6, 7, 9 und 10 aufrechterhalten ſind, wodurch eine Differenzierung 
zwiſchen See- und Landzöllen ausgeſchloſſen wird. 

4. Die Schlußprotokoll⸗Beſtimmungen zu Artikel 13 und zu Artikel 19 
ſind nicht wiederhergeſtellt worden. Der Grund liegt, ſoweit Artikel 13 in 
Frage kommt, darin, daß die fraglichen Beſtimmungen in erſter Linie auf die 
Verhältniſſe an der alten deutſch⸗ruſſiſchen Grenze zugeſchnitten waren und die 
Grenzen der Ukraine im Weſten und Norden noch zu unbeſtimmt ſind, als daß 
die ukrainiſchen Unterhändler Verpflichtungen in dieſer Richtung übernehmen 
konnten, die möglicherweiſe einer ſpäteren beſonderen Vereinbarung über die 
Binnenſchiffahrt im Wege geſtanden hätten. 
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Was die Eiſenbahnfrage anlangt Schlußprotokoll zu Artikel 19), fo ift nur 
der erſte Abſatz der bisherigen Beſtimmungen übernommen worden, an den ſich 
die Erklärung anſchließt, die Eiſenbahnfragen im einzelnen durch ein Sonder- 
übereinkommen ſpäter regeln zu wollen. Der Grund für dieſe Beſchränkung lag 
darin, daß die ukrainiſchen Unterhändler zu wenig eiſenbahntechniſche Fachkennt⸗ 
niſſe beſaßen, um die Tragweite etwaiger weitergehenden Verpflichtungen überſehen 
zu können, andererſeits aber erſt nach Feſtigung der inneren Verhältniſſe der 
Ukraine die entſtehenden Bedürfniſſe klarer zutage treten werden, fo daß es giwed- 
mäßig erſchien, alsdann durch ein Sonderübereinkommen dieſen Bedürfniſſen Rech- 
nung zu tragen. Nicht unweſentlich ift dabei, daß die Ukraine beabſichtigt, mög⸗ 
lichſt bald ihr Eiſenbahnnetz auf weſteuropäiſche Spur umzunageln, wodurch der 
Verkehr der Ukraine im Verhältnis zu Mitteleuropa belebt und in neue Rid) 
tungen gelenkt werden dürfte. ; 

Der 4. Teil des Schlußprotokolls zum alten deutjch-rujfifchen Handels- 
vertrag regelte bisher Verkehrsverhältniſſe an der gemeinſamen deutſch⸗xuſſiſchen 
Grenze ſowie gewiſſe Erſchwerungen, die ſich aus der ruſſiſchen Zollpraxis im 
Laufe der Zeit ergeben hatten. Soweit die gemeinſamen Grenzverhältniſſe in 
Frage kamen, mußten dieſe Beſtimmungen der Ukraine gegenüber wegfallen, 
dagegen ſind in der Hauptſache alle jene Abreden aufrechterhalten worden, die 
die Zollpraxis betreffen. 

In Ziffer IV des Friedensvertrags ift einerſeits vorgeſehen, daß die Ber- 
einbarungen, die etwa ſpäter auf Grund eines Zollbündniſſes zwiſchen Deutſchland 
und Oſterreich-Ungarn erfolgen, nicht unter die Meiſtbegünſtigung fallen follen. 
Ebenſo ſollen aus dem Meiſtbegünſtigungsrecht ausgeſchloſſen bleiben die ſpäteren 
Anſchlüſſe unmittelbar oder mittelbar angrenzender dritter Staaten an ein der⸗ 
artiges Zollbündnis. 

Auf der andern Seite ſind von der Meiſtbegünſtigung ausgenommen die 
Begünſtigungen, welche ſich für die Ukraine auf Grund eines Zollbündniſſes mit 
einem unmittelbar oder mittelbar angrenzenden Lande ergeben. Bei dieſer Beſtimmung 
mußte berückſichtigt werden, daß die Verhältniſſe in Rußland möglicherweiſe im 
Laufe der Zeit noch dazu führen werden, daß die einzelnen ruſſiſchen Teilſtaaten, 
ſelbſt wenn ſie ſelbſtändig bleiben, ſich unter dem Druck der wirtſchaftlichen 
Notwendigkeit zu einem Zollbund zuſammenſchließen. 

In Ziffer V des Friedensvertrags iſt Vorſorge dafür getroffen, daß im 
neutralen Ausland lagernde, mit einer Verbleibsklauſel (d. h. dem Verbote der 
Weiterveräußerung an die kriegführenden feindlichen Staaten) belegte Waren 
von dieſer Klauſel befreit und dadurch dem freien Verkehr wieder zugänglich ge— 
macht werden können. Die Beſtimmung hat inſofern Bedeutung, als derartige 
mit einer Klauſel belegte Waren, insbeſondere in Skandinavien, vielfach bereits 
durch Kauf deutſches Eigentum geworden ſind 


Artikel VIII. 
Dieſer Artikel führt diejenigen Fragen auf, die durch Einzelverträge der 
Vierbundmächte mit der Ukrainiſchen Volksrepublik geregelt werden ſollen. Dabei 


7 5* 


— 38 


wird ausdrücklich hervorgehoben, daß auch die Zuſatzverträge einen weſentlichen 
Beſtandteil des Friedensvertrags bilden und, ſoweit dies irgend tunlich iſt, ge— 
meinſchaftlich mit ihm in Kraft treten ſollen. Für den deutſchen Zuſatzvertrag 
trifft dieſe Vorausſetzung zu. . 


Artikel IX. 


Um Hacia, daß die vertragſchließenden Teile die einzelnen Beftim- 
mungen des Friedensvertrags mit Einſchluß derjenigen der Zuſatzverträge nicht 
in der Weiſe behandeln dürfen, als handele es ſich um eine Sammlung 
ſelbſtändiger Einzelverträge, wird ausdrücklich beſtimmt, daß die in dem Friedens⸗ 
vertrage getroffenen Vereinbarungen ein unteilbares Ganzes bilden. Die Nicht⸗ 
erfüllung einer Beſtimmung, die zugunſten der einen Vertragspartei getroffen iſt, 
würde alſo dieſe Partei berechtigen, die Erfüllung einer zugunſten der anderen 
Vertragspartei getroffenen Beſtimmung zurückzuhalten, auch wenn die beider⸗ 
jeitigen Zuſagen nicht auf demſelben Gebiete liegen. 


Artikel X. 

Der Friedensvertrag iſt mehrſprachig abgeſchloſſen worden. Es gibt keinen 
ausſchließlich maßgebenden Vertragstext; vielmehr finden fich als gleichberechtigte 
Texte der deutſche, der ungariſche, der bulgariſche, der türkiſche und der ukrainiſche 
nebeneinander. Damit iſt aber nicht geſagt, daß für jede der vertragſchließenden 
Mächte alle fünf Texte in gleicher Weiſe maßgebend waren; vielmehr beſtimmt 
der Artikel X, daß für die Beziehungen zwiſchen der Ukraine einerſeits und den 
einzelnen Vierbundsmächten andererſeits jeweils nur der ukrainiſche und der für 
den anderen Vertragsteil gültige Sprachtext zugrunde zu legen iſt. Für die 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und der Ukraine kommt es hiernach ausſchließlich 
auf den deutſchen und den ukrainiſchen Text an. Ergeben ſich bei der Anwendung 
Widerſprüche zwiſchen den beiden Texten, ſo würden dieſe durch ein Zurückgehen 
auf den Inhalt der Verhandlungen in Breſt-Litowſk zu löſen fein. Dabei wird 
ſich aller Vorausſicht nach der deutſche Text auch in den Beziehungen mit den 
übrigen Vierbundsſtaaten als beſonders wichtig herausſtellen, da die deutſchen 
Entwürfe den Verhandlungen zugrunde lagen und der deutſche > als der 

zuerſt vollendete den mana der Einigung bildete. 


Schlußbeftimmung. 

Die Ratifizierung des Friedensvertrags mußte ſchon deshalb vorgeſehen 
werden, weil alle beteiligten Regierungen den Vertrag ihren geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften vorlegen wollten. Als Ort für den Austauſch der Ratifikationsurkunden 
iſt Wien gewählt worden, und zwar nicht nur wegen ſeiner geographiſchen Lage, 
ſondern auch deshalb, weil an den politiſchen Beſtimmungen Oſterreich-Ungarn 
hauptſächlich beteiligt war. 
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B. 
Der Deutſch⸗Akrainiſche Zuſatzvertrag. 


Dieſer Zuſatzvertrag zum Friedensvertrag behandelt in neun Kapiteln die 
Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen, die Wiederherſtellung der Staatsverträge, 
die Wiederherſtellung der Privatrechte, den Erſatz für Zivilſchäden, den Austauſch 
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, die Fürſorge für Rückwanderer, die 
Amneſtie, die Behandlung der in die Gewalt des Gegners geratenen Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe und der Schiffsladungen und die Schlußbeſtimmungen. Die einzelnen Artikel 
ſind ſo gefaßt, daß ſie im weſentlichen ohne weitere Erläuterung verſtändlich ſein 
dürften; doch ſollen zu den wichtigſten Beſtimmungen noch einige Bemerkungen 
gemacht werden. 


Erſtes Kapitel. 

Die Aufnahme der konſulariſchen Beziehungen iſt im Sinne des Haupt⸗ 
vertrags möglichſt weitgehend gedacht, ſo daß die beiderſeitigen Konſuln grund— 
ſätzlich überall zugelaſſen werden müſſen. Ausgenommen find nur ſolche Plätze— 
oder Gebietsteile, wo erhebliche Teile der Bevölkerung nicht die allgemeine Landes⸗ 
ſprache ſprechen und wo deshalb ſchon vor dem Kriege keine Konſuln zugelaſſen 
waren; dieſen Vorbehalt kann aber jeder Vertragsteil dem anderen gegenüber nur 
inſoweit geltend machen, als die Ausnahme auch gegenüber jeder dritten Macht 
aufrechterhalten wird (Artikel 1 Abſ. 1). Überdies mußte Vorſorge getroffen 
werden, daß während der Fortdauer des Weltkriegs gewiſſe von ihm beſonders 
betroffene Gebiete des einen Teiles den Konſuln des anderen Teiles bis zum all: 
gemeinen Frieden verſchloſſen bleiben können (Artikel 1 Abſ. 2). 

Die Schäden, die während des deutſch⸗ruſſiſchen Krieges deutſchen Konſuln 
in der Ukraine oder ruſſiſchen Konſuln ukrainiſcher Herkunft in Deutſchland zu⸗ 
gefügt worden ſind, ſollen beiderſeits erſetzt werden. Dabei begründet es keinen 
Unterſchied, ob die Schäden von den ſtaatlichen Organen des Gebiets oder von 
der Bevölkerung verurſacht worden ſind; es genügt, daß die ſchädigende Handlung 
völkerrechtswidrig war. Die Erſatzpflicht umfaßt Schäden aller Art; ſie erſtreckt 
ſich auch auf die Beſchädigung von Konſulatsgebäuden und konſulariſchem In⸗ 


ventar (Artikel 2). 


Zweites Kapitel. 

Die Wiederherſtellung der Staatsverträge iſt die Grundlage für die An- 
knüpfung normaler Rechtsbeziehungen zwiſchen den beiden vertragſchließenden 
Teilen; fie bot bei den Verhandlungen gewiſſe Schwierigkeiten, weil die Ukrainiſchen 
Delegierten die von der Zariſtiſchen Regierung abgeſchloſſenen Verträge nur zum 
kleineren Teil kannten, fich auch bei den feindlichen Beziehungen zu der Regierung 
der Bolſchewiki die erforderliche Kenntnis nicht aus den Petersburger Archiven 
verſchaffen konnten. Wenngleich daher der Grundſatz der Wiederherſtellung 
angenommen worden iſt (Artikel 3 Abſ. 1), ſo mußten doch gewiſſ e Vorbehalte 
gemacht werden. 
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Zunächſt hat die Deutſche Regierung die Verpflichtung übernommen, der 
Ukrainiſchen Regierung binnen beſtimmter Friſt alle deutſch-ruſſiſchen Verträge, 
Abkommen und Vereinbarungen, ſoweit ſie bei Ausbruch des Krieges noch in 
Geltung waren, wortgetreu mitzuteilen (Artikel 3 Abſ. 2); ein Verzeichnis der 

uy hiernach in Betracht kommenden Verträge folgt als Anlage. Jeder Teil hat 

> dann ſechs Monate Friſt, um die Vertragsbeſtimmungen zu bezeichnen, die er 

mit Rückſicht auf die Anderung der Verhältniſſe für veraltet hält und nicht 

gelten laſſen will (Artikel 4 Abſ. 1). Daraufhin ſoll eine Kommiſſion die als 

veraltet bezeichneten Beſtimmungen durch zeitgemäße Beſtimmungen erſetzen, ge- 

lingt ihr dies nicht binnen beſtimmter Friſt, ſo iſt jedem Teile ein Rücktrittsrecht 

vorbehalten. Wird das Rücktrittsrecht nur für einzelne Beſtimmungen eines 

Vertrags ausgeübt, ſo kann der andere Teil von dem ganzen Vertrage zurück⸗ 

treten, weil ſonſt jeder Teil ſich darauf beſchränken könnte, die dem anderen 
günſtigen Beſtimmungen aufzuheben (Artikel 4 Abi. 2). 


Beſondere Regeln waren für die ſogenannten Kollektivverträge erforderlich. 
Solche Verträge ſind nach der Auffaſſung der Deutſchen Regierung durch den 
Krieg nicht aufgehoben, weil ſie mit den beteiligten neutralen Mächten für beide 
Kriegsparteien fortbeſtehen; ſie ſind nur zwiſchen den Kriegsparteien in ihrer 
Wirkung zeitweilig gehemmt. An ſich würden ſie daher mit dem Friedensſchluß 
ohne weiteres wieder in Kraft treten. Da jedoch die Ukraine bisher nicht als 
vertragſchließende Partei in den Vertragsurkunden auftrat, iſt in dem Friedens⸗ 
vertrag ihr ausdrücklicher Eintritt in die Verträge neben Rußland oder an deſſen 
Stelle vorgeſehen. Erfolgt der Eintritt vor der Ratifikation, ſo tritt der 
Kollektivvertrag zwiſchen Deutſchland und der Ukraine mit dem Austauſch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft; erfolgt der Eintritt ſpäter, ſo iſt der Zeitpunkt 
des Eintritts entſcheidend. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Beſtimmungen 
über die Kündigung der Verträge hier keine Geltung haben (Artikel 5 Abſ. 1). 

Ein beſonderer Vorbehalt mußte wegen ſolcher Kollektivverträge gemacht 
werden, an denen außer Rußland noch andere kriegführende Parteien beteiligt ſind. 
Hier kann erſt der Friedensſchluß mit den übrigen beteiligten Mächten endgültig 
über die Fortdauer oder Aufhebung entſcheiden (Artikel 5 Abſ. 2). 


Drittes Kapitel. 


Die Wiederherſtellung der Privatrechte bildete eine der wichtigſten Aufgaben 
der Rechtskommiſſion. Wenn es trotz der Schwierigkeiten, die in der Verſchieden⸗ 
heit der Sprache und des Rechtes ſowie in der Neuheit der Aufgabe liegen muß⸗ 
ten, zu einem immerhin ausführlichen Syſtem der Wiederherſtellung gekommen iſt, 
ſo konnte der Gegenſtand doch nicht vollſtändig erſchöpft werden. Es wird daher 
in verſchiedenen Punkten, namentlich auf dem Gebiete der Wechſel- und Sehed- 
rechte, der Valutageſchäfte, der Prioritätsrechte auf dem Gebiete des geiſtigen 
und gewerblichen Rechtsſchutzes, der Behandlung gewiſſer verwalteter Vermögens⸗ 
werte noch der Ergänzung bedürfen, für die in den Schlußbeſtimmungen der Zu⸗ 
ſammentritt einer beſonderen Kommiſſion vorgeſehen iſt. 
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Zunächſt waren ſämtliche Geſetze, Verordnungen und fonftige Beſtimmungen 
aufzuheben, die ſich auf dem Gebiete des Privatrechts als Sondergeſetze gegen den 
Feind darſtellen. Sie ſind in dieſen Kapiteln als Kriegsgeſetze bezeichnet und 
ihrem Begriff nach in Artikel 6 näher beſtimmt. Dabei ift beſonders Hervor 
gehoben, daß im Sinne des Zuſatzvertrags als Angehörige der eigenen Kriegs— 
partei außer phyſiſchen Perſonen auch juriſtiſche Perſonen und Geſellſchaften gelten, 
und zwar nicht nur, wenn ſie in dem Gebiete dieſer Kriegspartei ihren Sitz haben, 
ſondern auch, wenn ſie gleich ſolchen in dem Gebiete der anderen Partei den 
Kriegsgeſetzen unterworfen ſind (Artikel 6 Abſ. 2). 


Alle Schuldverhältniſſe privatrechtlicher Art, mag es ſich um Geldſchulden 
oder ſonſtige Vertragsverhältniſſe handeln, werden nach Artikel 7 $ 1 wieder: 
hergeſtellt. Doch ſehen die folgenden Paragraphen des Artikel 7 und die Artikel 
8 bis 11 gewiſſe Ausnahmen vor. So ſind für die Frage, ob Schuldverhältniſſe 
durch die Kriegszuſtände aufgehoben oder verändert werden, die allgemeinen Landes⸗ 
gejege maßgebend ($ 2 Abſ. 1); für Deutſchland würden alfo die Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Unmöglichkeit der Erfüllung und die hierfür 
maßgebende Rechtſprechung des Reichsgerichts ihre Wirkſamkeit behalten. Doch 
dürfen dabei in Deutſchland ukrainiſche Kriegsgeſetze als Aufhebungsgründe nicht 
anders behandelt werden wie deutſche Kriegsgeſetze und umgekehrt (§ 2 Abſ. 2). 


Soweit hiernach Geldforderungen zu erfüllen ſind, deren Zahlung nach 
Kriegsgeſetzen verweigert werden konnte, erhält der Schuldner nach Artikel 7 § 3 
eine Zahlungsfriſt von drei Monaten ſeit der Ratifikation des Friedensvertrags. 
Für die Zeit von der urſprünglichen Fälligkeit bis zur Zahlung find 57% Jahres- 
zinſen zu entrichten; bis zur Fälligkeit müſſen gegebenenfalls die vertragsmäßigen 
Zinſen gezahlt werden. Der Zinsſatz von 5% erſcheint mit Rückſicht auf die 
während des Krieges möglich geweſene Nutzung der zurückgehaltenen Gelder als 
angemeſſen und geeignet, einer internationalen Regelung auch bei ſpäteren Friedens- 
ſchlüſſen zur Grundlage zu dienen. 


Mit Rückſicht auf die verſchiedenen Gläubigerſchutzverbände, die ſich zum 
Teil unter Mitwirkung des Reichs in Deutſchland gebildet haben, war es ange— 
zeigt, eine beſondere Beſtimmung aufzunehmen, wonach ſolchen Verbänden, die 
von der einen Partei anerkannt find, von den Behörden der anderen Partei die Ver- 
tretung der Intereſſen ihrer Mitglieder ohne weiteres zu geſtatten ift. Selbſt⸗ 
verſtändlich werden die landesrechtlichen Vorſchriften über den Anwaltszwang 
dadurch nicht berührt (Artikel 7 § 4). 


Neben den privatrechtlichen ſollen auch die ſtaatlichen Verbindlichkeiten 
wiederhergeſtellt werden. Dies gilt in erſter Linie für den öffentlichen Schulden- 
dienſt (Artikel 8 Abſ. 1). Hierbei war jedoch der Umſtand zu berückſichtigen, daß 
die Ukraine bisher kein ſelbſtändiges Staatsſchuldenweſen gehabt hat. Nach all- 
gemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen haben Gliedſtaaten, die ſich von einem größeren 
Ganzen unabhängig machen, deſſen öffentliche Schulden zu einem angemeſſenen 
Teile zu übernehmen. Da zur Zeit das ganze bewegliche Staatsvermögen Ruß⸗ 
lands in den Händen der Petersburger Regierung iſt, mußte vor der Feſtſetzung 
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des von der Ukraine zu übernehmenden Schuldenbetrags der Volksrepublik Ge- 
legenheit gegeben werden, ſich über die Verteilung des Aktiv- und Paſſivvermögens 
mit den übrigen Teilſtaaten des ehemaligen Ruſſiſchen Reichs auseinanderzuſetzen. 
Durch eine protokollariſche Erklärung ift klargeſtellt worden, daß die Friſt zur 
Auseinanderſetzung ſpäteſtens mit dem Eintritt des allgemeinen Friedens abläuft; 
alsdann muß der ukrainiſche Anteil ſelbſtändig feſtgeſtellt werden. Schon jetzt 
aber iſt beſtimmt, daß die Ukrainiſche Volksrepublik deutſchen Gläubigern gegen⸗ 
über jedenfalls die Verbindlichkeiten übernimmt, die Rußland für öffentliche Ar⸗ 
beiten in der Ukraine (3. B. Eiſenbahnen) eingegangen iſt oder durch Verpfändung 
von Vermögenswerten in der Ukraine geſichert hat (Artikel 8). 


Wichtig iſt die Einigung darüber, daß Urheberrechte und gewerbliche Rechte, 
Konzeſſionen und Privilegien ſowie ähnliche Anſprüche auf öffentlich-vechtlicher 
Grundlage, die durch Kriegsgeſetze beeinträchtigt worden ſind, für das Gebiet der 
Ukraine wiederhergeſtellt werden ſollen (Artikel 9 Abſ. 1). Damit werden auch 
die Rechte wiederhergeſtellt, die Deutſchen von der Ruſſiſchen Regierung verliehen 
waren, aber im Gebiete der Ukraine ausgeübt wurden. Da die Ukraine bisher 
keine eigene Geſetzgebung über Urheberrechte und gewerbliche Schutzrechte hatte, 
bedarf die Ausführung dieſer Beſtimmungen noch beſonderer Vereinbarung (Artikel 9 
Abſ. 3). Soweit derartige Rechte Vermögensbeſtandteile eines ſequeſtrierten oder 
liquidierten Anternehmens waren und von dem zuftändigen Verwalter dem Geſetze 
gemäß veräußert worden ſind, wird das wohlerworbene Recht dritter Perſonen 
gemäß Artikel 11 § 2 geſchützt. 


Anders verhält es fich mit Grundſtücken oder Rechten an einem Grundſtlück, 
Bergwerksgerechtſamen, obligatoriſchen Rechten auf die Benutzung oder Mus- 
beutung von Grundſtücken, mit Unternehmungen oder Beteiligungen an einem 
Unternehmen, namentlich mit Aktien, die infolge von Kriegsgeſetzen veräußert 
oder den Beteiligten ſonſt durch Zwang entzogen worden ſind. Es iſt bekannt, 
daß infolge der ruſſiſchen Liquidationsgeſetze gerade nach dieſer Richtung hin 
deutſchen Beteiligten beſonders hohe Werte verloren gegangen ſind. Alle dieſe 
Werte ſollen ihnen ohne Rückſicht auf inzwiſchen begründete Rechte Dritter in 
vollem Umfang zurückgewährt werden, ſo daß ſie nur verpflichtet ſind, diejenigen 
Vorteile herauszugeben, die ſie etwa aus Anlaß der Veräußerung oder Einziehung 
ihrer Rechte erhalten hatten (Artikel 12 ADf. 1). 


Die Beſtimmungen der Artikel 9 und 12 gelten aber nur mit einem gleich- 
artigen Vorbehalt. Nach einem Grundgeſetz der Ukrainiſchen Volksrepublik ſind 
ſämtliche Privilegien abgeſchafft, Konzeſſionen vielfach verſtaatlicht und die Rechte 
am Grund und Boden, an den Schätzen unter der Erde und an dem frei auf- 
wachſenden Wald zu Nationaleigentum erklärt worden. Soweit dieſe Landes⸗ 
geſetzgebung zur Ausführung gelangen und allen Beteiligten gegenüber durchgeſetzt 
werden ſollte, wird man ſie auch gegenüber den deutſchen Berechtigten gelten laſſen 
müſſen. Für dieſen Fall ift jedoch der Ukrainſchen Volksrepublik gegenüber in einer 
protokollariſchen Erklärung deutſcherſeits ausdrücklich der Standpunkt vertreten 
worden, daß nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen für verftaatlichte Ver- 
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mögenswerte von Ausländern unter allen Umſtänden eine angemeſſene Entſchädigung 
geleiſtet werden muß. Im übrigen iſt vorgeſehen, daß im Falle der Wiederauf— 
hebung der Verſtaatlichung die deutſchen Berechtigten auf Antrag wieder in ihre 
Rechte eintreten ſollen (Artikel 9 Abſ. 2, Artikel 12 Abſ. 2). 

Eine beſondere Beſtimmung regelt die Verlängerung der Verjährungsfriſten 
ſowie der Friſten zur Vorlegung der Zinsſcheine und Gewinnanteilſcheine und 
von ausgeloſten oder ſonſt zahlbar gewordenen Wertpapieren. Im Hinblick auf 
die Unſicherheit der Verhältniſſe, mit der noch für längere Zeit gerechnet werden 
muß, ſowie im Hinblick auf die Lage der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten 
werden die Friſten bis zum Ablauf eines Jahres nach der Ratifikation des Friedens- 
vertrags erſtreckt (Artikel 10). 

Schließlich iſt noch die Tätigkeit derjenigen SW geregelt, die auf jeder 
Seite kraft der Kriegsgeſetze mit der Beaufſichtigung, Verwahrung, Verwaltung 
oder Liquidation von Vermögensgegenſtänden oder der Annahme von Zahlungen 
befaßt worden waren. Für die Ukraine kommen hier nur ſolche Stellen in Be- 
tracht, die in ihrem Gebiete eingerichtet worden find und das verwaltete Ver 
mögen nicht inzwiſchen an Zentralſtellen des übrigen Rußlands, insbeſondere an 
die ruſſiſche Staatsbank in St. Petersburg abgeführt haben (Artikel 11). Grund⸗ 
ſätzlich ſind alle verwalteten Vermögensgegenſtände auf Verlangen des Berechtigten 
unverzüglich freizugeben (§ 1). Der Verwalter kann dabei den Berechtigten zu⸗ 
nächſt an die Stellen verweiſen, bei denen er das Vermögen angelegt hat. Bis 
zur Übernahme durch den Berechtigten muß auch nach der Ratifikation des Friedens- 
vertrags für eine behördliche Überwachung ſeiner Intereſſen geſorgt werden. 

Es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, daß die Herausgabe des ver- 
walteten Vermögens, abgeſehen von den Beſtimmungen des Artikel 12 über 
Grundbeſitz und ähnliche Vermögensgegenſtände, wohlerworbene Rechte Dritter 
unangetaſtet läßt. Infolgedeſſen ſind auch Zahlungen und ähnliche Leiſtungen, 
die öffentliche Verwalter von den Schuldnern angenommen haben, in dem Gebiete 
der vertragſchließenden Teile ebenſo zu behandeln, wie wenn ſie der Gläubiger 
ſelbſt empfangen hätte, und privatrechtliche Verfügungen dieſer Verwalter bleiben 
mit Wirkung für beide Teile aufrechterhalten (§ 2). Über die Tätigkeit aller 
Stellen, von denen der Artikel 11 handelt, insbeſondere über die Einnahmen 
und Ausgaben, iſt den e auf Verlangen unverzüglich Auskunft zu 
erteilen ($ 3). 


Viertes Kapitel. 

Mit den Beſtimmungen des dritten Kapitels, wodurch die privatrechtlichen 
Schuldverhältniſſe neu in Geltung geſetzt und die den Angehörigen der vertrag— 
ſchließenden Teile gegenſeitig entzogenen Vermögenswerte zurückgegeben werden, iſt 
eine völlige Wiederherſtellung der Privatrechte noch nicht erreicht. Denn viele 
dieſer Privatrechte können infolge der Kriegsereigniſſe nicht wiederhergeſtellt werden. 
An ihre Stelle muß daher der Erſatz für die Nachteile treten, die der Krieg den 
Berechtigten gebracht hat. Gerade auf dem Gebiete des ehemaligen Ruſſiſchen 
Reichs ſind dieſe Nachteile beſonders zahlreich und ſchwerwiegend; es war deshalb 
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eine Hauptaufgabe der deutſchen Delegation, den Erſatz für diefe fogenannten . 
Zivilſchäden in den Verhandlungen durchzuſetzen. 

So dringlich dieſe Aufgabe war, ſo ſchwierig war ihre Löſung; denn die 
Ukrainiſche Delegation verfocht mit Lebhaftigkeit den Gedanken, daß die Maß⸗ 
nahmen, die den Deutſchen in Rußland Schaden zugefügt hätten, im weſentlichen 
auf das Zariſtiſche Regiment und ſeine Organe zurückzuführen ſeien, die von der 
Ukrainiſchen Volksrepublik in ihren Methoden mißbilligt und bekämpft wurden. 
Aus dieſem Grunde wollte die Delegation eine Verpflichtung zum Schadenerſatz 
für die Ukrainiſche Volksrepublik nicht anerkennen; dazu kam die ſchon früher er⸗ 
örterte Schwierigkeit, daß der neue Staat in das Vermögen des Ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs noch nicht nachgefolgt iſt, daß vielmehr alles bewegliche Reichsvermögen 
von der Großruſſiſchen Regierung nach St. Petersburg weggeführt worden war. 

Wenn es trotzdem gelungen iſt, den Grundſatz von der Wiedergutmachung 
der Zivilſchäden zur Anerkennung zu bringen, ſo iſt dies dem Sinne für Recht 
und Billigkeit zuzuſchreiben, der die beteiligten Delegationen gleichermaßen beſeelte. 
Es erſchien ausgeſchloſſen, daß das Unrecht ungeſühnt bleiben ſollte, das friedlichen 
Privatperſonen durch gehäſſige Sondergeſetze, durch rechtswidrige Maßnahmen von 
Behörden oder durch Gewaltakte der Bevölkerung ohne jede Kriegsnotwendigkeit 
zugefügt worden iſt. 

Naturgemäß konnte den Deutſchen, die in der Ukraine Kriegsſchäden 
erlitten haben, ebenſowenig ein unbedingter Erſatz zugeſichert werden, wie 
dies für die Deutſchen in der Heimat möglich iſt. Der Artikel 13 
beſchränkt daher den Erſatzanſpruch auf die Schäden, die Privatperſonen 
infolge von Kriegsgeſetzen durch die zeitweilige oder dauernde Entziehung 
von Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten, Konzeſſionen, Privilegien und 
ähnlichen Anſprüchen (vergl. Artikel 9) oder durch die Beaufſichtigung, Ver⸗ 
wahrung, Verwaltung oder Veräußerung von Vermögensgegenſtänden (vergl. 
Artikel 11) erlitten haben, und ſtellt dieſen Schäden diejenigen gleich, die ihnen 
während des Krieges außerhalb der Kriegsgebiete von den ſtaatlichen Organen 
oder der Bevölkerung des anderen Teiles durch völkerrechtswidrige Gewalt- 
akte an Leben, Geſundheit oder Vermögen zugefügt worden ſind. Nicht mitum⸗ 
faßt ſind alſo z. B. die Schäden, die durch die Zahlungsverbote entſtanden ſind 
(vergl. Artikel 7 § 3); hier behält es bei der fünfprozentigen Verzinſung fein Be- 
wenden. Auch iſt an anderer Stelle ausdrücklich beſtimmt, daß derjenige, der 
durch den Krieg an der rechtzeitigen Bewirkung einer Leiſtung behindert war, nicht 
verpflichtet fein ſoll, den dadurch entſtandenen Schaden zu erſetzen (Artikel 7 $2 
Abſ. 2 Satz 2). Militäriſche Maßnahmen oder Gewaltakte, die innerhalb des 
Kriegsgebiets geſchehen ſind, werden den betroffenen Privatperſonen der einen Partei 
von der andern nicht erſetzt, da ſie unter die Kriegsſchäden fallen, auf die beide 
Parteien gemäß Artikel V- des Hauptvertrags gegenſeitig verzichtet haben. Sind 
aber die Maßnahmen oder Gewaltakte außerhalb des Kriegsgebiets erfolgt, ſo 
kommt es nicht darauf an, ob die ſtaatlichen Organe, von denen ſie ausgingen, 
der früheren oder der gegenwärtigen Regierung angehörten. 

Die Durchführung der hier aufgeſtellten Grundſätze mußte gemäß denſelben 
Erwägungen, die zu dem Vorbehalte des Artikel 8 geführt haben, bis zu dem 
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Zeitpunkt zurücgeftellt werden, wo fich die Ukrainiſche Volksrepublik mit den 
übrigen Teilen des ehemaligen Ruſſiſchen Reichs auseinandergeſetzt haben wird 
(Artikel 13 Abſ. 2). Auch hier iſt als äußerſter Termin für die Übernahme eines 
angemeſſenen Teiles der Erſatzpflicht der allgemeine Friedensſchluß protokollariſch 
feſtgeſetzt worden. 


Fünftes Kapitel. 


Zur Ausführung des in Artikel VI des Friedensvertrags vorgeſehenen Aus- 
tauſchs der Kriegsgefangenen mußten mehrere Sondervorbehalte für die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und der Ukraine getroffen werden. Dabei konnte man 
ſich an die Beſtimmungen anſchließen, die bereits von der Petersburger Kommiſſion 
getroffen worden waren und in der Durchführung begriffen find Artikel 14 § 1). 
Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich aber nur auf die dienſtuntauglichen Kriegsgefangenen 
wegen der übrigen bedurfte es ergänzender Beſtimmungen. In der Hauptſache 
iſt die Aufgabe der Ergänzung einer Kommiſſion übertragen worden, die in Breſt⸗ 
Litowſk zuſammentreten foll; fie regelt die Zeiträume, in denen der Austauſch 
vor ſich gehen ſoll, und deſſen übrige Einzelheiten. Insbeſondere wird ſie für 
eine angemeſſene und menſchenwürdige Art der Heimbeförderung forgen; auch 
liegt ihr die Durchführung der getroffenen Vereinbarungen ob ($ 3). 

Bei der Entlaſſung iſt den Kriegsgefangenen das Privateigentum zurück⸗ 
zuerſtatten, das ihnen von den Behörden des Aufenthaltsſtaats abgenommen worden 
ift; doch find Schriftſtücke militäriſchen Inhalts ausgenommen, da ihre Bekannt⸗ 
gabe in anderen Ländern dem Aufenthaltsſtaate nachteilig ſein könnte, ſolange ſich 
dieſer noch im Kriege befindet. Der noch nicht ausbezahlte oder verrechnete Teil 
des Arbeitsverdienſtes iſt den Kriegsgefangenen gleichfalls bei der Entlaſſung aus- 
zuhändigen ($ 2). r 

Auf der anderen Seite haben beide Parteien den völkerrechtlichen Grundſatz 
anerkannt, daß jeder Teil die Aufwendungen für ſeine kriegsgefangenen Angehörigen, 
die der andere Teil gemacht hat, dieſem erſetzen muß. Von einer Aufſtellung der beider- 
ſeitigen Aufwendungen und ihrer Verrechnung gegeneinander iſt aber im Hinblick auf 
die Gefangenenzahlen abgeſehen worden. Dieſe Zahlen find kaum feſtzuſtellen; auf 
deutſcher Seite nicht, weil es bisher eine ukrainiſche Staatsangehörigkeit nicht gab 
und eine Unterſcheidung der ruſſiſchen Kriegsgefangenen nach der Angehörigkeit 
zum großruſſiſchen oder zum ukrainiſchen Staate zur Zeit undurchführbar ift; auf 
ukrainiſcher Seite nicht, weil andauernd deutſche Kriegsgefangene aus großruſſiſchen 
oder ſibiriſchen Gebieten in der Ukraine eintreffen und von dort nach Deutſchland 
heimgeſchafft werden ſollen. Hiernach ergab ſich die Aufrechnung als naturge- 
mäße Löſung. ; 


Auch für die Heimkehr der beiderſeitigen Sivilangehörigen hat die nach Ar- 
tikel 14 einzuſetzende Kommiſſion die näheren Beſtimmungen zu erlaſſen und ihre 
Durchführung zu überwachen (Artikel 15 § 1 Abſ. 2). Die Heimbeförderung 
ſoll tunlichſt bald und unentgeltlich erfolgen, aber nur mit Zuſtimmung des bisher 
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Internierten oder Verſchickten. Wünſcht er in dem Aufenthaltsſtaat zu bleiben, 
ſo iſt ihm dies zu geſtatten, ſoweit nicht beſondere Gründe für ſeine Ausweiſung 
vorliegen; auch ſteht es ihm frei, fich in ein drittes Land zu begeben ($1 Abſ. 1). 

Umgekehrt können Zivilangehörige des einen Teiles, die bei Kriegsausbruch 
in dem Gebiete des anderen Teiles ihren Wohuſitz oder eine gewerbliche oder 
Handelsniederlaſſung hatten, dorthin zurückkehren, ſoweit ihnen nicht aus Gründen 
der inneren oder äußeren Sicherheit des Staates der Zutritt verſagt wird. Ein 
ſolcher Grund wird immer als vorliegend erachtet, ſo lange ſich der andere Teil 
noch in Kriegszuſtand befindet. Für die Rückkehr ſind erleichterte Bedingungen 
wegen des Perſonenausweiſes vereinbart ($ 2). 

Eine weitere Beſtimmung gewährt den Angehörigen des einen Teiles, die im 
Gebiete des anderen Teiles eine Erwerbstätigkeit ausübten und daran infolge des 
Krieges gehindert worden ſind, einen entſprechenden Erlaß von Auflagen, Abgaben, 
Steuern und Gebühren mit der Maßgabe, daß bereits erhobene Beträge binnen 
ſechs Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags zurückzuzahlen find Ar- 
tikel 16 Abſ. 1). Dieſer Abgabenerlaß wird in Anwendung des bei der Er⸗ 
läuterung des dritten Kapitels erwähnten, in Artikel 6 Abſ. 2 enthaltenen Grund- 
ſatzes auch ſolchen Erwerbsgeſellſchaften gewährt, deren Betrieb im Gebiete des 
einen Teiles infolge des Krieges geruht hat, weil Angehörige des anderen Teiles 
daran beteiligt waren (Artikel 16 Abſ. 2). 


Die neueren Friedensverträge enthalten regelmäßig Beſtimmungen über die 
pietätvolle Fürſorge für die Grabſtätten der Krieger, die in Feindesland gefallen 
oder verſtorben ſind. Bei Aufnahme einer entſprechenden Beſtimmung in den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag mußte darauf Rückſicht genommen werden, daß auch internierte 
oder verſchickte Zivilperſonen in großer Zahl ihr Grab in Feindesland gefunden 
haben. Der Artikel 17 enthält lediglich die grundſätzlichen Beſtimmungen, während 
die Regelung der zahlreichen Einzelfragen, z. B. über die Exhumierung, weiterer 
Vereinbarung vorbehalten bleiben ſoll. 


Sechſtes Kapitel. 

Nicht nur in Großrußland, ſondern auch in der Ukraine ſind die ſogenannten 
deutſchen Koloniſten, d. h. Bauern deutſchen Stammes, aber ruſſiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit, wegen ihrer Abſtammung in ihren Rechten ſchwer geſchädigt und 
vielfach mit größter Grauſamkeit von Haus und Hof vertrieben worden. Es 
beſteht ein dringendes Intereſſe des Reichs daran, daß dieſe Volksgenoſſen nicht 
im Elend untergehen, ſondern Gelegenheit finden, in der alten Heimat ein neues 
Leben aufzubauen. Wenn auch der Umſtand die Verhandlungen weſentlich er- 
ſchwerte, daß hier der einen Partei zugemutet wird, über eigene Angehörige eine inter- 
nationale Verpflichtung gegenüber der anderen Partei einzugehen, ſo überzeugten 
fich die ukrainiſchen Delegierten doch, daß das deutſche Eintreten für das Schi- 
ſal der wegen ihres Deutſchtums verfolgten ruſſiſchen Angehörigen der Billigkeit 
entſpricht. Die Faſſung des ſechſten Kapitels wahrt übrigens die Gegenſeitigkeit, 
da Deutſchland ſelbſtverſtändlich bereit ſein muß, Deutſchen die Rückwanderung 
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nach der Ukraine zu geſtatten, wenn fie etwa wegen ihrer Abſtammung aus dem 
dortigen Gebiete darum nachſuchen. 


Im einzelnen iſt Vorſorge getroffen, daß den Rückwanderern von den Be- 
hörden ihres bisherigen Staates keine Schwierigkeiten gemacht werden, daß ſie mit 
den diplomatiſchen und konſulariſchen Vertretern ihres künftigen Heimatſtaats 
frei verkehren können und wegen der Rückwanderung keinerlei wirtſchaftliche Nach- 
teile erleiden. Vor allem dürfen ſie ihr Vermögen frei liquidieren und den Erlös 
oder, ſoweit die Landesgeſetze es geſtatten, das Vermögeu ſelbſt mit fich nehmen; 
auch iſt dafür geſorgt, daß ſie nicht etwa durch den Zwang zur Einhaltung 
langfriſtiger Pachtverträge in der Ausübung des Rückwanderungsrechts behindert 
werden (Artikel 18, 19). 


Das Rückwanderungsrecht kann in einer Friſt von zehn Jahren nach der 
Ratifikation des Friedensvertrags ausgeübt werden. Eine ſolche Friſt erſchien 
erforderlich, weil manche der verſchickten Koloniſten erſt nach geraumer Zeit 
von ihrem Rechte Kenntnis erhalten und ſo in der Lage ſein werden, die Vorteile 
und Nachteile ſeiner Ausübung gegeneinander abzuwägen (Artikel 18 Abſ. 1). 
Mit dem Rückwanderungsrecht iſt folgerichtig das Recht auf Entlaſſung aus dem 
bisherigen Staatsverbande verknüpft (Artikel 18 Abſ. 2 Satz 1); dagegen hat ſich 
eine Verpflichtung des bisherigen Heimatſtaats zum Erſatz der vor der Ride 
wanderung dem Koloniſten zugefügten Schäden nicht durchſetzen laſſen. Indes hat 
die Ukrainiſche Delegation amtlich erklärt, daß die Ukrainiſche Volksrepublik diefe 
Koloniſten in Anſehung des Erſatzes der ihnen während des Krieges in ungerechter 
Weiſe zugefügten Schäden ebenſo behandeln würde wie die ukrainiſchen Staats⸗ 
angehörigen. 


Siebentes Kapitel. 


Die in dieſem Kapitel enthaltenen Beſtimmungen über die Gewährung von 
Straffreiheit für gewiſſe mit den Kriegsereigniſſen zuſammenhängende Handlungen 
ſind von dem Wunſche eingegeben, die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem 
deutſchen und dem ukrainiſchen Volke zu fördern und die bisherigen Gegenſätze 
ſoweit irgend möglich in Vergeſſenheit zu bringen. Und zwar iſt im Artikel 20 
eine Amneſtie für die feindlichen Ausländer und im Artikel 21 eine ſolche für 
Inländer vorgeſehen, während im Artikel 22 weitere Vereinbarungen vorbehalten 
werden Soweit hiernach die Staatsangehörigkeit von Bedeutung iſt, wird für 
deren Beurteilung der Zeitpunkt der Ratifikation des Friedensvertrags maßgebend 
“fein müſſen. | 


Es erſcheint als ein Gebot der Menſchlichkeit, daß diejenigen ſtrafbaren 
Handlungen, welche die Kriegsgefangenen oder die internierten oder verſchickten 
Zivilperſonen in dem gegneriſchen Lande begangen haben, von den Behörden 
dieſes Landes nach der Herſtellung des Friedens nicht weiter verfolgt oder beſtraft 
werden, denn dieſe Perſonen haben in der Regel unter den ſeeliſchen Eindrücken 
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der Gefangenſchaft gehandelt und find überdies nicht felten unverhältnismäßig 
hart beſtraft worden. Dieſe Erwägungen find im Artikel 20 $$ 1, 2 berück— 
ſichtigt. 

Des weiteren liegt es im Weſen des Verſtändigungsfriedens, daß Ange⸗ 
hörige des einen Teiles im Gebiete des anderen Teiles nicht weiter verfolgt 
werden, wenn ſie zugunſten ihres Vaterlandes gehandelt und dabei die Geſetze 
der Gegenpartei verletzt haben. Der Artikel 20 $ 3 ſieht daher in feinem erſten 
Teile für ſolche Fälle Straffreiheit vor, wobei es gleichgültig iſt, ob es ſich um 
eine politiſche Straftat im techniſchen Sinne handelt und ob die Tat während 
des Krieges oder ſchon vor Kriegsausbruch begangen iſt. Im zweiten Teile 
dieſes Paragraphen iſt ferner Straffreiheit vereinbart für Verſtöße gegen die zum 
Nachteil feindlicher Ausländer ergangenen Ausnahmegeſetze, alſo insbeſondere gegen 
die im dritten Kapitel behandelten Kriegsgeſetze auf dem Gebiete des Privatrechts. 

Im $ 4 ift beſtimmt, daß die Straffreiheit nicht in Anſpruch genommen 
werden kann für Handlungen, die nach der Ratifikation des Friedensvertrags 
begangen ſind. 

Der § 5 Satz! erläutert die Tragweite der zu gewährenden Straffreiheit. 
Hiernach iſt von der Ratifikation des Friedensvertrags an eine Unterſuchungs⸗ 
oder Strafhaft wegen der unter die Amneſtiebeſtimmungen fallenden Handlungen 
nicht mehr ſtatthaft. Die Intereſſen des amneſtierenden Staates erſcheinen durch 
die. Möglichkeit der Ausweiſung der amneſtierten Perſonen im allgemeinen Hin- 
reichend gewährleiſtet. Nur für Kriegsgefangene, deren Abſchiebung nicht immer 
ſogleich möglich ſein wird, mußte die im Satz 2 enthaltene Sonderbeſtimmung 
vorgeſehen werden, wonach ſie, ſoweit es ſich um beſtimmte Straftaten beſonders 
ſchwerer Natur handelt, bis zu ihrer Entlaſſung in Haft gehalten werden können. 
Selbſtverſtändlich bleibt in den Fällen des Artikel 20 die Möglichkeit offen, daß 
die amneſtierten Perſonen in ihrem Heimatſtaate beſtraft werden, ſoweit deſſen 
Geſetze es zulaſſen. 


Die im Artikel 21 $$ 1, 2 angeführten Fälle der Amneſtierung von In⸗ 
ländern finden ihre Begründung in der Tatſache, daß es ſich um Verfehlungen 
handelt, die im Machtbereiche des Gegners und daher in der Regel mehr oder 
weniger unter deffen Einfluß begangen find. . 

Im $ 3 find die Beſtimmungen des Artikel 20 über die Tragweite der Straf⸗ 
freiheit für anwendbar erklärt. Darüber hinaus iſt noch vereinbart, daß über die 
beteiligten Perſonen und ihre Familien weitere Rechtsnachteile nicht verhängt 
werden dürfen. Eine entſprechende Vereinbarung konnte für die Fälle des Artikel 20 
nicht getroffen werden, weil dadurch das Recht, die für die Staatsſicherheit ge⸗ 
fährlichen Ausländer auszuweiſen, in einer nicht erträglichen Weiſe beſchränkt 
worden wäre. Übrigens wäre es nach allgemeinen völkerrechtliche Grundſätzen 
nicht angängig, die gemäß Artikel 20 amneſtierten Ausländer wegen der in Rede 
ſtehenden Handlungen auf adminiſtrativem Wege in ihren privaten Vermögens⸗ 
rechten zu beeinträchtigen. 

Nicht anwendbar auf die Fälle des Artikel 21 iſt die Beſtimmung des Ar⸗ 
tikel 20 § 4 über die zeitliche Begrenzung der Straffreiheit, da dieſe Begrenzung 
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in den Fällen des Artikel 21 nicht durch die Ratifikation des Friedensvertrags, 
ſondern durch die Dauer der Kriegsgefangenſchaft, Internierung oder Verſchickung 
(§ 1) oder der Okkupation (§ 2) gegeben iſt. 


Bei den Verhandlungen über die Amneſtiefragen beſtand Einigkeit darüber, 
daß es wünſchenswert ſei, die Straffreiheit noch auf weitere Fälle zu erſtrecken. 
Der Abgrenzung dieſer Fälle ſtellten fich aber Schwierigkeiten entgegen, ins— 
beſondere infolge des Umſtandes, daß ſich beide vertragſchließende Teile noch mit 
anderen Mächten in Kriegszuſtand befinden. Der Abſchluß weiterer Vereinbarungen 
über die Straffreiheit wurde daher vorbehalten. 


Achtes Kapitel. 


Die in die Gewalt des Gegners geratenen Kauffahrteiſchiffe zerfallen in 
zwei Hauptgruppen, nämlich die Embargoſchiffe, d. h. die Schiffe, die bei Kriegs- 
ausbruch in den Häfen des Gegners lagen, und die Priſenſchiffe, d. h. die Schiffe, 
die als Priſen aufgebracht und in einem Hafen des Nehmeſtaats eingebracht oder 
verſenkt worden ſind; entſprechendes gilt von den Schiffsladungen. Die Fälle 
der erſten Gruppe ſind im Artikel 23, die der zweiten Gruppe im Artikel 24 
geregelt. Die Artikel 25, 26 enthalten Bingen über die Durchführung der 
getroffenen Vereinbarungen. 

Unter Kauffahrteiſchiffen eines vertragſchließenden Teiles im Sinne dieſes 
Kapitels find an fich ſolche Kauffahrteiſchiffe zu verſtehen, welche die Flagge 
dieſes Teiles in dem Zeitpunkt führten, wo ſie in die Gewalt des Gegners ge— 
rieten. Für die ukrainiſche Seite wird es überdies darauf ankommen, ob ein 
Kauffahrteiſchiff ruſſiſcher Flagge in einem jetzt zur Ukraine gehörenden Hafen 
beheimatet war. 


Die im Artikel 23 vorgeſehene Behandlung der Embargoſchiffe entſpricht 
dem Sechſten Haager Abkommen über die Behandlung der feindlichen Kauffahrtei— 
ſchiffe beim Ausbruch der Feindſeligkeiten vom 18. Oktober 1907. Was die 
nach Artikel 2 dieſes Abkommens für angeforderte Schiffe zu zahlende Vergütung 
betrifft, ſo mußte dem Umſtand Rechnung getragen werden, daß die Anforderung 
und Benutzung deutſcher Schiffe in den Häfen des Schwarzen Meeres in der 
Regel nicht durch die Ukrainiſche Regierung, ſondern durch die Regierung des 
ehemaligen Ruſſiſchen Kaiſerreichs erfolgt iſt. Die Regelung der Vergütung 
wurde daher einer beſonderen Vereinbarung vorbehalten, über deren Zeitpunkt die 
gleichen protokollariſchen Erklärungen abgegeben wurden wie hinſichtlich der ent- 
ſprechenden Vorbehalte in den Artikeln 8, 13 des Zuſatzvertrags. Dabei wurde 
indes ausdrücklich feſtgeſtellt, daß die Ukrainiſche Volksrepublik für deutſche 
Embargoſchiffe, die von ihr oder auf ihre Veranlaſſung benutzt worden ſind, eine 
entſprechende Vergütung ohne weiteres leiſten wird. 

Die Beſtimmungen des Artikel 24 über die als Priſen aufgebrachten Kauf— 
fahrteiſchiffe und Schiffsladungen gehen davon aus, daß es zur Vermeidung lang: 
wieriger Streitigkeiten und Reibungen geboten iſt, auf eine Wiederaufrollung der 
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durch rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſenen priſengerichtlichen Verfahren zu ver 
zichten. Dieſe Regelung iſt auch in den meiſten Friedensverträgen der neueren 
Zeit getroffen worden, beiſpielsweiſe im Artikel 13 des Frankfurter Friedens. 


Die mannigfachen Fragen techniſcher Art, die ſich bei der Durchführung 
der Beſtimmungen der Artikel 23, 24 vorausſichtlich ergeben werden, ließen es 
zweckmäßig erſcheinen, eine gemiſchte Kommiſſion mit neutralem Vorſitzenden zu 
ihrer Löſung zu berufen (Artikel 25). 


Die außergewöhnlichen Verhältniſſe, die der Weltkrieg auf dem Gebiete der 
Seeſchiffahrt geſchaffen hat, und die mit dem Abſchluß eines Sonderfriedens nicht 
ſogleich verſchwinden, werden unter Umſtänden dazu führen, daß Kauffahrteiſchiffe 
einer bisher feindlichen Flagge nicht in der Lage ſind, von der vertragsmäßig 
zugeſicherten Befugnis zur Heimreiſe Gebrauch zu machen, wenn ihnen die Be— 
hörden des Aufenthaltsſtaats dabei nicht Entgegenkommen beweiſen. Dies gilt 
beiſpielsweiſe für die Beſchaffung von Bunkerkohlen, die Gewinnung von Lotſen 
und die zur Vermeidung von unterfeeifchen Minen erforderlichen Maßnahmen. 
Im Artikel 26 ſichern ſich daher die vertragſchließenden Teile gegenſeitig jedes 
mögliche Entgegenkommen in dieſer Hinſicht zu. 


Neuntes Kapitel. 


Von den Schlußbeſtimmungen ijt die des Artikel 27, wonach der Zuſatz⸗ 
vertrag einen weſentlichen Beſtandteil des Friedensvertrags bildet, und die ihn 
betreffenden Ratifikationsurkunden zugleich mit den Ratifikationsurkunden des 
Friedensvertrags ausgetauſcht werden ſollen, bereits im Zuſammenhang mit den 
gleichartigen Beſtimmungen des Hauptvertrags erörtert worden. Das Gleiche 
gilt von Artikel 28 Abſ. 1, der das gleichzeitige Inkrafttreten des Zuſatzvertrags 
und des Friedensvertrags vorſieht. 

Der Zuſatzvertrag bedarf aber teils auf Grund beſonderer Vorbehalte 
(vergl. Artikel 9 Abſ. 3, Artikel 17, Artikel 22), teils wegen des vorläufigen 
Charakters der in ihm enthaltenen Regelungen (vergl. z. B. Artikel 7 $ 3, Artikel 8, 
Artikel 11) ergänzender Beſtimmungen, die nur auf Grund von Verhandlungen 
unter Zuziehung von Sachverſtändigen beider Teile getroffen werden können. Die 
zu dieſem Zwecke einzuſetzende Kommiſſion ſoll nach Artikel 28 Abſ. 2 binnen 
vier Monaten nach der Ratifikation des Friedensvertrags an einem Orte zuſammen⸗ 
treten, der mit Rückſicht auf die noch ungeklärten Verhältniſſe ſpäterer Beſtimmung 
vorbehalten iſt. 
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Anlage 1. 


Deutſch⸗ruſſiſcher Handels- und Schiff 
fabrtsvertrag von 1894/1904. 


Die auf Grund des Friedensvertrages vom 9. Februar 1918 im wechſel⸗ 

ſeitigen Verkehr mit der Akrainiſchen Volksrepublik wegfallenden Be: 

ſtimmungen ſind klein, die neu hinzutretenden Beſtimmungen geſperrt 
gedruckt. 


Artikel 1. 

Die Angehörigen eines der beiden vertragſchließenden 
Teile, welche ſich in dem Gebiete des anderen Teiles nieder⸗ 
gelaſſen haben oder ſich dort vorübergehend aufhalten, 
jollen dort im Handels- und Gewerbebetriebe die nämlichen 
Rechte genießen und keinen höheren oder anderen Ab⸗ 
gaben unterworfen werden als die Inländer. Sie ſollen 
in dem Gebiete des anderen Teiles in jeder Hinſicht die⸗ 
ſelben Rechte, Privilegien, Freiheiten, Begünſtigungen 
und Befreiungen haben wie die Angehörigen des meiſt⸗ 
begünſtigten Landes. 


Es herrſcht jedoch darüber Einverſtändnis, daß durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen die beſonderen Geſetze, Er⸗ 
laſſe und Verordnungen auf dem Gebiete des Handels, der 
Gewerbe und der Polizei nicht berührt werden, welche in 
jedem der beiden vertragſchließenden Länder gelten oder 
gelten werden und auf alle Ausländer Anwendung finden. 


Artikel 2. 

Die Angehörigen jedes der beiden vertranſchließenden 
Teile ſollen in dem Gebiete des anderen Teiles berechtigt 
ſein, jede Art von beweglichem oder unbeweglichem Ver⸗ 
mögen zu erwerben und zu beſitzen, ſoweit dieſes Recht nach 
den Landesgeſetzen Angehörigen irgendeiner fremden 
Nation jetzt oder künftig zuſteht. Sie ſollen berechtigt 
ſein, darüber durch Verkauf, Tauſch, Schenkung, Ehe⸗ 
ſchließung, letzten Willen oder auf andere Weiſe zu ver⸗ 
fügen, ſowie Vermögen durch Erbſchaften zu erwerben, und 
zwar unter denſelben Bedingungen, welche jetzt oder künftig 
für die Angehörigen irgendeiner anderen fremden Nation 
beſtehen, ohne in einem der genannten Fälle unter irgend⸗ 
einer Bezeichnung anderen oder höheren Abgaben, Steuern 
oder Auflagen unterworfen zu ſein als die Inländer. 

Die dreijährige Friſt, die durch den Kaiſerlich Ruſſi⸗ 
ſchen Ufas vom 14. März 1887 für die Veräußerung der 
Liegenſchaften ſeitens der Ausländer feſtgeſetzt worden iſt, 
wird für die Sutien: TA udka auf zehn sigs 
verlängert. 
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Die Angehörigen eines jeden der beiden vertrag- 
ſchließenden Teile ſollen den Erlös aus dem Verkaufe ihres 
Eigentums und ihr Vermögen überhaupt unter Beobach⸗ 
tung der Landesgeſetze frei ausführen können, ohne als 
Ausländer zur Entrichtung anderer oder höherer Abgaben 
verpflichtet zu ſein, als die Inländer unter gleichen Ver⸗ 
hältniſſen zu entrichten haben würden. 


Sie ſollen unter Beobachtung der Landesgeſetze freien 
Zutritt zu den Gerichten haben, um als Kläger oder Be⸗ 
klagte aufzutreten, und ſollen in dieſer Hinſicht alle Rechte 
und Befreiungen der Inländer genießen und wie dieſe be⸗ 
fugt ſein, ſich in jeder Rechtsſache der durch die Landes⸗ 
geſetze zugelaſſenen Anwälte, Sachwalter und Vertreter 
jeder Art zu bedienen. 


Artikel 3. 

Die Angehörigen jedes der vertragſchließenden Teile 
jolen in dem Gebiete des anderen zu Gerichts-, Admi⸗ 
niftrativ- oder Munizipaldienſten, mit Ausnahme der 
Vormundſchaft, nicht verpflichtet ſein; ebenſo bleiben ſie 
frei von jedem perſönlichen Dienſte im Landheere, in der 
Marine, in der Reſerve der Land- und Seemacht und in 
der Nationalmiliz, ſowie von allen Laſten, Zwangs⸗ 
anleihen, militäriſchen Requiſitionen und Leiſtungen jeder 
Art, welche im Kriegsfalle oder infolge von außerge⸗ 
wöhnlichen Umſtänden auferlegt werden; ausgenommen 
find die aus irgendwelchem Rechtstitel mit dem Beſitze 
eines Grundſtücks verbundenen Laſten, ſowie die Verpflich⸗ 
tung zur Quartierleiſtung und zu ſonſtigen beſonderen 
Leiſtungen für die bewaffnete Macht, die den Inländern 
und den Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation als 
Eigentümern, Pächtern oder Mietern von Immobilien ob⸗ 
liegen. 


Artikel 4. 


Aktiengeſellſchaften und andere kommerzielle, induſtri⸗ 
elle oder finanzielle Geſellſchaften, welche in einem der bei⸗ 
den Länder nach den beſtehenden Geſetzen rechtsgültig er⸗ 
richtet worden ſind und dort ihren Sitz haben, ſollen in 
dem anderen Lande als geſetzlich beſtehend anerkannt wer⸗ 
den und dort namentlich das Recht haben, vor Gericht als 
Kläger oder als Beklagte Prozeſſe zu führen. 


Es herrſcht jedoch darüber Einverſtändnis, daß durch 
die vorſtehende Beſtimmung die Frage nicht berührt wird, 
ob derartige in einem der beiden Länder errichtete Geſell⸗ 
ſchaften in dem anderen Lande zum Handels- und Ge- 
werbebetriebe zugelaſſen werden ſollen oder nicht. Dieſe 
Frage bleibt, wie bisher, den in dem betreffenden Lande 
beſtehenden oder noch einzuführenden Beſtimmungen vor⸗ 
behalten. 


In jedem Falle jollen die gedachten Geſellſchaften in 
dem anderen Lande dieſelben Rechte genießen, welche den 
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gleichartigen Geſellſchaften irgendeines Landes zuftehen 
oder zugeſtanden werden ſollten. 


; Artikel 5 (alte Faſſung). 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den gegenſeitigen 
Verkehr zwiſchen beiden Ländern durch keinerlei Einfuhr⸗ oder Aus⸗ 
fuhrverbote zu hemmen, auch die freie Durchfuhr zu geſtatten, ſoweit 
es ſich nicht um Wege handelt, die der Durchfuhr verſchloſſen ſind 
oder ſein werden. 

Ausnahmen ſind nur für ſolche Erzeugniſſe zuläſſig, welche auf 
dem Gebiete eines der vertragſchließenden Teile den Gegenſtand 
eines Staatsmonopols bilden oder bilden werden, ſowie auch für 
gewiſſe Erzeugniſſe, für die aus Rückſichten auf die Geſundheit, die 
Veterinärpolizei und die öffentliche Sicherheit oder aus anderen 
ſchwerwiegenden Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln er⸗ 
gehen könnten. i 

Artikel 5 (neue Faſſung). 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den 
gegenſeitigen Verkehr zwiſchen beiden Ländern durch keiner⸗ 
lei Einfuhr⸗, Ausfuhr⸗ oder Durchfuhrverbote zu hemmen 
und die freie Durchfuhr zu geſtatten. 

Ausnahmen find nur für ſolche Erzeugniſſe zuläſſig, 
welche auf dem Gebiete eines der vertragſchließenden Teile 
den Gegenſtand eines Staatsmonopols bilden oder bilden 
werden, ſowie auch für gewiſſe Erzeugniſſe, für die aus 
Rückſichten auf die Geſundheit, die Veterinärpolizei und 
die öffentliche Sicherheit oder aus anderen ſchwerwiegenden 
politiſchen und wirtſchaftlichen Gründen 
außerordentliche Verbotsmaßregeln, insbeſondere 
im Zuſammenhang mit der auf den Krieg 
folgenden Übergangszeit, ergehen könnten. 


* Artikel 6. 

Die ruſſiſchen Boden- und Gewerbeerzeugniſſe, welche 
im Deutſchen Reiche, und die deutſchen Boden⸗ und 
Gewerbeerzeugniſſe, welche in Rußland eingeführt wer⸗ 
den, ſollen dort, ſie mögen zum Verbrauch oder zur 
Lagerung, zur Wiederausfuhr oder zur Durchfuhr be⸗ 
ſtimmt ſein, der nämlichen Behandlung wie die Er⸗ 
zeugniſſe des meiſtbegünſtigten Landes unterliegen. In 
keinem Falle und aus keinem Grunde ſollen ſie höheren 
oder anderen Zöllen, Gebühren, Steuern oder Abgaben 
unterworfen ſein, noch mit Zuſchlägen oder einem Einfuhr⸗ 
verbote belegt werden, von denen nicht auch die gleichartigen 
Erzeugniſſe irgendeines anderen Landes betroffen werden. 
Insbeſondere wird jede Begünſtigung und Erleichterung, 
jede Befreiung und jede Ermäßigung der in dem General⸗ 
tarif oder in den Vertragstarifen enthaltenen Eingangs⸗ 
zölle, welche einer der vertragſchließenden Teile einer 
dritten Macht dauernd oder zeitweiſe, ohne Gegenleiſtung 
oder mit Kompenſation zugeſteht, ohne weiteres und be⸗ 
dingungs⸗, vorbehalts⸗ oder kompenſationslos auf die Bo⸗ 
den⸗ und Gewerbserzeugniſſe des anderen ausgedehnt wer⸗ 
den. 
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Artikel 7*). 

Die in dem beiliegenden Tarif A bezeichneten beulſchen 
Boden⸗ und Gewerbeerzeugniſſe ſollen bei ihrer Einfuhr 
in Rußland und die in dem beiliegenden Tarif B bezeichne⸗ 
ten ruſſiſchen Boden⸗ und Gewerbeerzeugniſſe ſollen bei 
ihrer Einfuhr in Deutſchland keinen anderen oder höheren 
Eingangszöllen unterliegen, als den in dieſen ZALE feft- 
geſetzten. 


Wenn einer der vertragſchließenden Teile auf einen in 
Anlage A oder Anlage B des gegenwärtigen Vertrags an- 
geführten Gegenſtand einheimiſcher Erzeugung oder Fa⸗ 
brikation zum Vorteil der Staatskaſſe eine neue innere 
Steuer oder Akziſe oder einen Zuſchlag zu einer ſolchen inne⸗ 
ren Steuer oder Akziſe legen ſollte, fo kann der gleichartige 
Gegenſtand bei der Einfuhr mit einer gleichen oder ent⸗ 
ſprechenden Abgabe belegt werden, vorausgeſetzt, daß dieſe 
Abgabe für die Provenienzen aller Länder gleich bs 


Artikel 8. 

Innere Abgaben, welche in dem Gebiete eines der ver— 
tragſchließenden Teile für Rechnung des Staates, der Ge- 
meinden oder der Korporationen auf der Hervorbringung, 
der Bearbeitung oder dem Verbrauch eines Erzeugniſſes 
ruhen oder ruhen werden, dürfen für Erzeugniſſe des an⸗ 
deren Teiles unter keinem Vorwande höher oder läſtiger 
ſein als für die gleichartigen Erzeugniſſe des eigenen Lan⸗ 
des. 

Artitel g. 

Bei der Ausfuhr von Waren aus einem der beiden Län- 
der nach dem anderen dürfen keine anderen oder höheren 
Ausgangsabgaben erhoben werden als bei der Ausfuhr 
nach dem in dieſer Beziehung meiſtbegünſtigten Lande. 
Auch jede ſonſt von einem der vertragſchließenden Teile 
einer dritten Macht für die Ausfuhr zugeſtandene Begün⸗ 
ſtigung wird ohne weiteres und bedingungslos dem andern 
zuteil werden. 

Artikel 10. 

Die Waren aller Art, welche durch das Gebiet eines der 
beiden Teile auf einem den Tranſithandel geöffneten Wege durch 
geführt werden, ſollen wechſelſeitig von jeder Durchgangs⸗ 
abgabe (Durchfuhrabgabe) frei ſein, ſei es, daß ſie unmittelbar 
durchgeführt werden, ſei es, daß ſie während der Durchfuhr 
abgeladen, eingelagert und wieder aufgeladen werden. 


Artikel 11 (alte Faſſung). 
Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrags berühren nicht: 


1. die Begünſtigungen, welche anderen angrenzenden Staaten 

zur Erleichterung des örtlichen Verkehrs innerhalb einer 
Grenzzone bis zu 15 km Breite gegenwärtig gewährt ſind 
oder in Zukunft gewährt werden ſollten, 


*) Die Vertragstarife, welche unverändert bleiben, find hier nicht 
abgedruckt worden. Í 
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2. die von Deutſchland auf Grund der beftehenden Zolleini- 
gung dem Großherzogtum Luxemburg und den öſterreichi⸗ 
ſchen Gemeinden Jungholz und Mittelberg zugeſtandenen 

Begünſtigungen, auf welche Gebietsteile im übrigen die 

Beſtimmungen des n Vertrags Anwendung 
finden, 


die ties welche für die Einfuhr oder Ausfuhr 

den Bewohnern des Gouvernements Archangel ſowie für 
die nördlichen und öſtlichen Küſten des aſiatiſchen Ruß⸗ 

lands (Sibirien) gegenwärtig gewährt find oder in Zukunft 
gewährt werden ſollten. 


Doch ſoll die deutſche Einfuhr in e Weiſe alle der 
Einfuhr eines europäiſchen oder nordamerikaniſchen Staates 
in dieſe Gebiete eingeräumten 8 mit⸗ 
genießen. 


Es wird außerdem der Vorbehalt gemacht, daß die Be⸗ 
ſtimmungen der Artikel 6, 9 und 10 des gegenwärtigen Ver⸗ 
trags weder auf die beſonderen Abmachungen des Vertrags 
zwiſchen Rußland und Schweden und Norwegen vom 
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wendung finden follen, welche Die Handelsbeziehungen mit 

den angrenzenden Staaten und Ländern Aſtens regeln oder 
regeln werden. Auf diefe Abmachungen darf in keinem 
Falle Bezug genommen werden, um die Handels- und Schiff⸗ 
fahrtsverhältniſſe, wie ſie zwiſchen den beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Teilen durch den e RE be- 
gründet worden m Aopen. 


Artikel 11 (neue Faffung): 
Kein Teil wird die Begünſtigungen in 
Anſpruch nehmen, welche der andere Teil 
irgend einem anderen Staate auf Grund 
einer beſtehenden oder künftigen Zoll⸗ 
einigung, wie ſie z. B. zwiſchen dem Deut- 
ſchen Reiche und dem Großherzogtum 
Luxemburg beſteht, oder im kleinen 
Grenzverkehr bis zu einer Grenzzone 
von 15 Kilometern Breite gewährt oder 
gewähren wird. 


Artikel 12. 


Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, 
welche ſich durch den Beſitz einer von den Behörden des 
Heimatlandes ausgefertigten Gewerbelegitimationskarte 
darüber ausweiſen, daß ſie in dem Staate, wo ſie ihren 
Wohnſitz haben, zum Gewerbebetrieb berechtigt ſind, ſollen 
befugt ſein, perſönlich oder durch die in ihren Dienſten 
ſtehenden Reiſenden in dem Gebiete des anderen vertrag⸗ 
ſchließenden Teiles Wareneinkäufe zu machen oder Be⸗ 
ſtellungen, auch unter Mitführung von Muſtern, zu ſuchen. 
Die gedachten Kaufleute, Fabrikanten und anderen Ge⸗ 
werbetreibenden oder Handlungsreiſenden ſollen wechſel⸗ 
ſeitig in den beiden Ländern hinſichtlich der Päſſe und der 
den Handelsbetrieb treffenden Abgaben wie die Ange- 
hörigen der meiſtbegünſtigten Nation behandelt werden. 
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Die mit einer Gewerbelegitimationskarte verſehenen 
Gewerbetreibenden (Handlungsreiſenden) dürfen wohl 
Warenmuſter aller Art, aber keine Waren mit ſich 
führen. Für zollpflichtige Gegenſtände, welche als Muſter 
von den vorbezeichneten Handlungsreiſenden eingebracht 
werden, wird beiderſeits Befreiung von Eingangs⸗ und 
Ausgangsabgaben unter der Vorausſetzung zugeſtanden, 
daß dieſe Gegenſtände, falls fie nicht verkauft worden find. 
binnen einer Friſt von einem Jahre wieder ausgeführt 
werden, und die Identität der ein⸗ und wiederausgeführten 
Gegenſtände außer Zweifel iſt, wobei es gleichgültig ſein 
ſoll, über welches Zollamt die Gegenſtände ausgeführt 
werden. 

Die Wiederausfuhr der Muſter muß in beiden Län⸗ 
dern bei der Einfuhr durch Niederlegung des Betrages 
der bezüglichen Zollgebühren oder durch Sicherſtellung 
gewährleiſtet werden. i 

Die vertragſchließenden Teile werden ſich gegenſeitig 
Mitteilung darüber machen, welche Behörden zur Ertei⸗ 
lung von Gewerbelegitimationskarten befugt ſein ſollen, 
nach welchem Muſter dieſe Karten ausgefertigt werden, und 
welche Vorſchriften die Reiſenden bei Ausübung des Ge⸗ 
werbebetriebes zu beachten haben. 

Die Angehörigen des einen der vertragſchließenden 
Teile, welche ſich in das Gebiet des anderen zum Beſuche 
der Meſſen und Märkte begeben, um dort Handel zu 
treiben oder ihre Erzeugniſſe feilzuhalten, werden wechſel⸗ 
ſeitig wie die Inländer behandelt und keinen höheren Ab⸗ 
gaben als dieſe unterworfen werden. 


Artikel 12 a (alte Faſſung). 

Die Kaiſerlich Ruſſiſche Regierung erklärt ſich bereit, innerhalb 
einer Friſt von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärti⸗ 
gen Vertrags mit der Kaiſerlich Deutſchen Regierung in Verhand⸗ 
lungen wegen des Abſchluſſes eines Abkommens, betreffend den gegen⸗ 
ſeitigen Schutz des Urheberrechts an Werken der Literatur, Kunſt 
und Photographie, einzutreten. 


Artikel 12a (neue Faſſung). 

a) Hinſichtlich des gegenſeitigen 
Schutzes des Urheberrechtes an Wer- 
ken der Literatur, Kunſt und Pho⸗ 
tographie follen im Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und der Ukrai⸗ 
niſchen Volksrepublik die Beſtim⸗ 
mungen des zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Rußland geſchloſſenen 
Vertrages vom 28. Februar 1913 
gelten. 

b) Hinſichtlich des  gegenjeitigen 

Schutzes der Warenbezeichnungen 
ſollen die Beſtimmungen der De⸗ 
flaration vom 23/11. Juli 1873 auch 
in Zukunft maßgebend fein. 
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Die deutſchen Schiffe und ihre Ladungen follen in 
Rußland, und die ruſſiſchen Schiffe und ihre Ladungen 
ſollen in Deutſchland ganz wie die inländiſchen Schiffe 
und Ladungen behandelt werden, gleichviel, von wo die 
Schiffe ausgelaufen oder wohin ſie beſtimmt ſind, und 
woher die Ladungen ſtammen oder wohin fie beſtimmt 
ſind. 

Jedes Vorrecht und jede Befreiung, welche in dieſer 
Beziehung von einem der vertragſchließenden Teile einer 
dritten Macht eingeräumt werden ſollte, fall ohne weiteres 
und bedingungslos auch dem anderen Teile zuſtehen. 

Von den vorſtehenden Ra auc wird jedoch eine 
Ausnahme gemacht: 


a) in betreff derjenigen kie Begiinftigungen, 
welche dem inländiſchen Fiſchfang und deffen Er- 
zeugniſſen in dem einen oder dem anderen Lande 
jetzt oder in Zukunft gewährt werden ſollten, 

b) in betreff der jetzt oder künftig der nationalen 
Kauffahrteiflotte gewährten Begünſtigungen. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages 
finden keine Anwendung auf die Küſtenſchiffahrt, welche 
nach wie vor durch die in jedem der beiden Länder jetzt 
oder künftig in Kraft ſtehenden Geſetze geregelt wird. 
Immerhin ſoll es den deutſchen und ruſſiſchen Schiffen frei⸗ 
ſtehen, aus einem Hafen des einen der beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Länder nach einem oder mehreren Häfen des⸗ 
ſelben Landes zu fahren, ſei es, um dort die aus dem Aus⸗ 
lande mitgebrachte Ladung ganz oder teilweiſe zu löſchen, 
oder um eine nach dem Auslande beſtimmte Ladung einzu⸗ 
nehmen oder zu ergänzen. 


Artikel 14. 

Die Nationalität der Schiffe ſoll beiderſeits nach den 
jedem Lande eigentümlichen Geſetzen und Verordnungen 
auf Grund der an Bord befindlichen, durch die zuſtändigen 
Behörden ausgeſtellten Urkunden und Patente anerkannt 
werden. 

Die von dem einen der vertragſchließenden Teile aus⸗ 
geſtellten Schiffsmeßbriefe werden nach Maßgabe der zwi⸗ 
ſchen den beiden vertragſchließenden Teilen getroffenen 
oder zu treffenden beſonderen Vereinbarungen von dem 


anderen Teile anerkannt werden. 


Artikel 15. 

Die deutſchen Schiffe, welche nach einem ruſſiſchen 
Hafen, und umgekehrt die ruſſiſchen Schiffe, welche nach 
einem deutſchen Hafen kommen, nur um dort ihre Ladung 
zu vervollſtändigen oder einen Teil derſelben zu löſchen, 
jollen, vorausgeſetzt, daß fie ſich nach den Geſetzen und Bor- 
ſchriften des betreffenden Staates richten, den nach einem 
anderen Hafen desſelben oder eines anderen Landes be⸗ 
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ſtimmten Teil ihrer Ladung an Bord behalten und ihn 
wieder ausführen können, ohne gehalten zu ſein, für dieſen 
Teil ihrer Ladung irgendwelche Gefälle zu bezahlen, außer 
den Aufſichtsabgaben, welche übrigens nur nach dem für 
die inländiſche Schiffahrt beſtimmten Satze erhoben werden 
dürfen. 
; Artikel 16. 

Von Tonnengeldern und Abfertigungsgebühren follen 
in den Häfen eines jeden der beiden Länder völlig befreit 
ſein: 

1. die Schiffe, welche von irgendeinem Orte mit 
Ballaſt ein- und damit wieder auslaufen; 
2. die Schiffe, welche aus einem Hafen des einen der 
beiden Länder nach einem oder mehreren Häfen 
desſelben Landes kommen und ſich über die in 
einem anderen Hafen desſelben Landes bereits er⸗ 
folgte Zahlung jener Abgaben ausweiſen können; 
3. die Schiffe, welche freiwillig oder notgedrungen 
mit Ladung nach einem Hafen kommen und ihn, 
ohne irgendwie Handel betrieben zu haben, wieder 
verlaſſen. 
i Dieſe Befreiung wird nicht gewährt für Leuchtturm⸗ 
Lotſen⸗, Remorkierungs⸗, Quarantine: und ſonſtige auf 
dem Schiffskörper laſtende Abgaben, welche für den Ver⸗ 
kehr dienende Leiſtungen und Vorkehrungen in gleichem 
Maße von den inländiſchen und von den Schiffen der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation zu entrichten ſind. 

Iſt das Einlaufen durch Not veranlaßt worden, ſo gel⸗ 
ten nicht als Ausübung des Handelsbetriebes das zur Aus⸗ 
beſſerung des Schiffes erfolgte Löſchen und Wiedereinladen 
der Waren, das Überladen auf ein anderes Schiff im Falle 

der Seeuntüchtigkeit des erſten, die zur Verproviantierung 
der Schiffsmannſchaft notwendigen Aufwendungen und 
der Verkauf der beſchädigten Waren mit Genehmigung der 
Zollverwaltung. 

Artikel 17. s 180 
Wenn ein Schiff eines der vertragſchließenden Teile an 
den Küſten des anderen Teiles ſtrandet oder Schiffbruch 
leidet, follen Schiff und Ladung dieſelben Begünſtigungen 
und Befreiungen genießen, welche die Geſetzgebung des be⸗ 
treffenden Landes den eigenen Schiffen in gleicher Lage be⸗ 
willigt. Es ſoll jederlei Hilfe und Beiſtand dem Führer 
und der Mannſchaft ſowohl für ihre Perſon wie für Schiff 
und Ladung geleiſtet werden. 

Die vertragſchließenden Teile kommen außerdem über⸗ 
ein, daß die geborgenen Waren keiner Zollabgabe unter⸗ 
liegen ſollen, es ſei denn, daß ſie in den inländiſchen Ver⸗ 
brauch übergehen. ; 
JE Artikel 18. 

Die Benutzung der Chauſſeen und ſonſtigen Straßen, 
Kanäle, Schleuſen, Fähren, Brücken und Brückenöffnungen, 
der Häfen und Landungsplätze, der Bezeichnung und Be- 
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leuchtung des Fahrwaſſers, des Lotſenweſens, der Krahne⸗ 
und Wageanſtalten, der Niederlagen, der Anſtalten zur 
Rettung und Bergung von Schiffsgütern und dergleichen 
mehr, ſollen, inſoweit die Anlagen oder Anſtalten für den 
öffentlichen Verkehr und den Handel im allgemeinen be⸗ 
ſtimmt ſind, gleichviel, ob ſie vom Staate oder mit ſtaat⸗ 
licher Genehmigung von Privatperſonen verwaltet werden, 
den Angehörigen des anderen vertragſchließenden Teiles 
unter gleichen Bedingungen und gegen Zahlung gleicher 
Gebühren wie den Angehörigen des eigenen Staates ge⸗ 
ſtattet werden. : 

Solche Gebühren dürfen, vorbehaltlich der beim See- 
beleuchtungs⸗ und Seelotſenweſen zuläſſigen abweichenden 
Beſtimmungen, nur bei wirklicher Benutzung ſolcher An⸗ 
lagen oder Anſtalten erhoben werden. 


Artikel 19. 

Die beiden vertragſchließenden Teile behalten ſich das 
Recht vor, ihre Eiſenbahntransporttarife nach eigenem Er⸗ 
meſſen zu beſtimmen. 

Jedoch ſoll weder hinſichtlich der Beförderungspreiſe 
noch hinſichtlich der Zeit und der Art der Abfertigung 
zwiſchen den Bewohnern der Gebiete der vertragſchließen⸗ 
den Teile ein Unterſchied gemacht werden. Insbeſondere 
ſollen für die von Rußland nach einer deutſchen Station 
oder durch Deutſchland beförderten Gütertransporte auf 
den deutſchen Bahnen keine höheren Tarife angewendet 
werden, als für gleichartige deutſche oder ausländiſche Er⸗ 
zeugniſſe in derſelben Richtung und auf derſelben Verkehrs⸗ 
ſtrecke erhoben werden. Das gleiche ſoll auf den ruſſiſchen 
Bahnen für Güterſendungen aus Deutſchland gelten, welche 
nach einer ruſſiſchen Station oder durch Rußland befördert 
werden. l 

Ausnahmen von vorſtehenden Beſtimmungen ſollen 
nur zuläſſig ſein, ſoweit es ſich um Transporte zu er⸗ 
mäßigten Preiſen für öffentliche oder milde Zwecke handelt. 


; Artikel 20. 3 

Der gegenwärtige Vertrag foll am 20./8. März 1894 oder wo⸗ 
möglich früher in Kraft treten und bis zum 31./18. Dezember 1903 
in Geltung bleiben. 

Im Falle keiner der vertragſchließenden Teile zwölf Monate vor 
dem Eintritt des letzten Termins ſeine Abſicht, die Wirkungen des 
Vertrags aufhören zu laſſen, kundgibt, ſoll dieſer in Geltung blei⸗ 
ben bis zum Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, wo der eine 
oder der andere der vertragſchließenden Teile ihn kündigt. 


Artikel 21. i 

Der gegenwärtige Vertrag foll ratifiziert und die Ratifikations⸗ 
Urkunden ſollen in Berlin ſobald als möglich ausgetauſcht werden. 
Zu Urkund deſſen haben ihn die beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 3 
10. Februar 


E — 1894. 
29. Januar 


So geſchehen zu Berlin, den 


co 


Schlußprotokoll. 
Erſter Seil. 


Zum Bertragstext. 
Zu Artikel 1. 

Haushaltungsgegenſtände, die ſchon gebraucht und Be⸗ 
ſtandteile des Mobiliars von Angehörigen eines der ver⸗ 
tragſchließenden Teile ſind, die im Begriffe ſind, ſich im 
Gebiete des anderen Teiles niederzulaſſen, ſollen in dem 
letzteren keinerlei Eingangszoll unterworfen ſein. 

Die deutſchen Berufskonſulate und die Beamten der diplomati- 
ſchen ſowie der gedachten konſulariſchen Vertretungen, die von der 
Deutſchen Regierung nach Rußland entſandt ſind, ſollen ſowohl für 
die Zeitungen wie für die Erzeugniſſe der Wiſſenſchaften, der Künſte 
und der Belletriſtik gegenüber der ruſſiſchen Zenſur volle und ganze 
Freiheit genießen. 

Die nach Artikel 2 des Vertrags zwiſchen Deutſchland 


8. Dezember 
5 za Jest a DE (4 z 
und Rußland vom O 1874 den Konſulats 


beamten zuſtehenden Vorrechte und Befreiungen werden 
auch den den deutſchen Konſulaten in Rußland beigegebenen 
Spezialbeamten ſowie den Agenten des ruſſiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums und ihren Sekretären (oder Attachés) in 
Deutſchland zugeſtanden. 


Zu Artikel 1 und 12. 

Im Paßweſen werden die Angehörigen beider Teile 
wie die der meiſtbegünſtigten Nation behandelt werden. 

. Die Gültigkeitsdauer des Paßviſa wird in Rußland 
auf einen Zeitraum von ſechs Monaten erſtreckt. 

Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich auch auf das Paßviſa der deut⸗ 
ſchen Handlungsreiſenden moſaiſcher Religion. 

Die Gebühr für die Erteilung der Auslandspäſſe an die 
in Rußland wohnenden Deutſchen wird den Betrag von 
50 Kopeken nicht überſteigen. 

Rußland wird auch künftig für die Gültigkeit der Legi⸗ 
timationsſcheine, welche innerhalb einer Grenzzone von 
30 km Geltung haben, und den Inhaber, wie dies 
gegenwärtig der Fall iſt, zum mehrmaligen Überſchreiten 
der Grenze an beliebigen Grenzübergängen berechtigen, 
eine Dauer von 28 Tagen bewilligen. Dieſe Gültigkeits⸗ 
dauer wird beiderſeitig vom Tage der erſten Benutzung des 
Scheines zum Grenzübertritt an mit der Maßgabe berech⸗ 
net werden, daß die gedachten Scheine ihre Gültigkeit ver⸗ 
lieren, wenn ſie nicht zum erſten Male ſpäteſtens am fünf⸗ 
zehnten Tage vom Tage der Ausfertigung an gerechnet 
benutzt werden. Dieſe Dauer von 28 Tagen wird in kei⸗ 
nem Falle durch den während der Gültigkeitsdauer der 
Legitimationsſcheine eintretenden Jahreswechſel berührt 
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werden. Die in zwei Sprachen, in Deutſch und in Ruſſiſch, 
abgefaßten Legitimationsſcheine ſollen beiderſeits nur den 
eigenen Staatsangehörigen und denjenigen Angehörigen 
des anderen Landes erteilt werden, welche in dem Lande 
wohnen, wo die Scheine ausgeſtellt werden. 


Das Datum des Übertritts über die Grenze wird künftig 
von den ruſſiſchen und deutſchen Behörden ſowohl nach der 
ruſſiſchen wie nach der deutſchen Zeitrechnung auf den 
Scheinen vermerkt werden. 

Die Scheine werden auch künftig, wie dies gegenwärtig der Fall 
ift, ebenſo wie an Chriften auch an Iſraeliten verabfolgt werden. 

Die ruſſiſchen Arbeiter, welche nach Deutſchland fom- 
men, um daſelbſt in landwirtſchaftlichen Betrieben oder 
Nebenbetrieben zu arbeiten, ſollen wie bisher koſtenfrei mit 
Legitimationspapieren, gültig vom 1. Februar bis 20. De⸗ 
zember neuen Stils, verſehen werden. 

Auch dieſe Papiere ſollen in ruſſiſcher und in deutſcher 
Sprache abgefaßt ſein. 


Zu Artikel 3. 


Soweit die Angehörigen eines dritten Staates auf 
Grund der in Kraft ſtehenden Verträge und Übereinkommen 
von der Vormundſchaft in Rußland befreit ſind, ſollen die 
deutſchen Reichsangehörigen in Rußland hinſichtlich der 
Vormundſchaft über nichtdeutſche Minderjährige dieſelbe 
Vergünſtigung genießen. 


Zu Artikel 5. 


Die von der Deutſchen Regierung gegenüber der zuffi- 
ſchen Einfuhr getroffenen veterinären Maßnahmen können 
nicht in ſtrengerer Form eingeführt werden als diejenigen 
gegenüber von Staaten, welche ſich hinſichtlich der Tier⸗ 
ſeuchen und der veterinären Einrichtungen in demſelben 
Zuſtande befinden wie Rußland. 


Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die 
veterinären Abmachungen zwiſchen Deutſchland und Hfter- 
reich⸗Ungarn. 

Die Zahl der lebenden Schweine, deren Einfuhr nach Dber- 
ſchleſien auf Grund der beſtehenden Beſtimmungen zugelaſſen iſt, wird 
auf 2 500 Stück wöchentlich erhöht. 


Fleiſch, welches im Sinne des deutſchen Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 
3. Juni 1900 als zubereitet anzuſehen iſt, wird zur Einfuhr nach 
Deutſchland nach Maßgabe der Beſtimmungen des erwähnten Geſetzes 
zugelaſſen werden. 

Die in den Abſätzen 3 und 4 der gegenwärtigen Beſtimmung 
enthaltenen Zugeſtändniſſe können zeitweiſe widerrufen oder aufge⸗ 
hoben werden, wenn außergewöhnliche Gründe veterinärpolizeilicher 
Natur dies notwendig machen. 

Die Ruſſiſche Regierung verpflichtet ſich, während der Dauer des 
gegenwärtigen Vertrags weder Ausfuhrzölle auf rohes oder be⸗ 
hauenes Holz, ſoweit dasſelbe in Nummer 6 des Verzeichniſſes der 
Ausfuhrzölle nicht beſonders benannt ijt, einzuführen, noch die Mug- 
fuhr derartigen Holzes zu verbieten. 

8* 
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ori Zu den Artikeln 5,6,7,9 und 10. 

Im Hinblick darauf, daß zur Zeit in Rußland gewiſſe 
Waren bei der Einfuhr über die Landgrenze höheren Zoll⸗ 
ſätzen unterliegen als bei der Einfuhr über die Oſtſee, be⸗ 
ſteht Einverſtändnis darüber, daß vom Tage des Inkraft⸗ 
tretens des gegenwärtigen Vertrages die Zölle bei der Ein⸗ 
fuhr über die Landgrenze auf die Sätze der Zölle bei der 
Einfuhr über die Oſtſee ermäßigt werden ſollen, und daß 
kein neuer, die Einfuhr über die Oſtſee, das Schwarze und 
das Aſowſche Meer (mit Ausnahme der kaukaſiſchen Küſte) 
begünſtigender Unterſcheidungszoll eingeführt werden darf. 


Die Deutſche Regierung verpflichtet ſich ihrerſeits, an 
keiner Grenze des Deutſchen Reiches andere oder günſtigere 
Zölle einzuführen als an der ruſſiſchen Grenze. Eine 
Ausnahme wird jedoch gemacht für Salz, geſägte Blöcke 
und grobe Steinmetzarbeiten ſowie für rohe Schiefer⸗ 
platten (Nr. 25t, 33d und 33e des Deutſchen Zolltarifs), 
für welche Waren Deutſchland ſich vorbehält, die gegen- 
wärtig beſtehenden Unterſchiede zwiſchen Seezöllen und 
Landzöllen aufrechtzuerhalten. 


Zu Artikel 6. 


Der Deutſche Bundesrat wird während der ganzen Dauer 
des gegenwärtigen Vertrages von ſeinem Rechte, die Genehmigung 
zur Errichtung von gemiſchten Getreidetranſitlagern in Königsberg, 
Danzig, Altona, Mannheim und Ludwigshafen zu widerrufen, keinen 
Gebrauch machen. 


Zu Artikel 6, 7 und 11. 

Die Boden⸗ und Gewerbeerzeugniſſe einer dritten 
Macht, welche durch das Gebiet eines der vertragſchließen⸗ 
den Teile durchgeführt werden, ſollen bei ihrem Eingang 
in das Gebiet des anderen Teiles keinen anderen oder 
höheren Zöllen unterworfen werden, als wenn ſie direkt 
aus dem Urſprungslande eingeführt worden wären. 


Zu den Artikeln 6 bis 9. 

Die Kaiſerlich Ruſſiſche Regierung erklärt ſich bereit, 
bei Zollzahlungen deutſche Goldmünzen durch die Zoll⸗ 
ämter annehmen zu laſſen, und zwar 1000 / Gold als 
Gegenwert von 462 Rubel (1 Rubel = */,, Imperial). 
In dem gleichen Verhältniſſe werden die ruſſiſchen Zoll⸗ 
ämter die deutſchen Reichsbanknoten bei Zollzahlungen an⸗ 
nehmen. - 

Zu Artikel 6 und 7. 

Die vertragſchließenden Teile behalten ſich das Recht 
vor, bei der Einfuhr von Waren, wenn dieſe je nach ihrem 
Herkunftsland einer unterſchiedlichen Zollbehandlung 
unterliegen, zum Nachweiſe der einheimiſchen Erzeugung 
oder Bearbeitung die Vorlegung von Urſprungszeugniſſen 
zu fordern. Es wird ſeitens der beiden Teile Fürſorge 
getroffen werden, daß die verlangten Zeugniſſe den Handel 
möglichſt wenig beengen. 
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Bu Artifel 12 


Um in Rußland das im Abſatz 1 von Artikel 12 vor- 
geſehene Recht ausüben zu können, müſſen die daſelbſt be⸗ 
nannten Perſonen mit beſonderen Gewerbeſcheinen ver⸗ 
ſehen ſein, deren zugunſten des Staates erhobene Gebühr 
150 Rubel für das ganze Jahr und 75 Rubel für die 
zweite Hälfte des Jahres nicht überſteigen ſoll. 

Wenn die mit den vorſtehend erwähnten Gewerbe⸗ 
ſcheinen verſehenen Perſonen das in Abſatz 1 von Ar⸗ 
tikel 12 vorgeſehene Recht durch in ihrem Dienſte ſtehende 
Handlungsreiſende ausüben wollen, ſo müſſen dieſe Hand⸗ 
lungsreiſenden außerdem mit einem perſönlichen Gewerbe⸗ 
ſchein verſehen ſein, deſſen Gebühr 50 Rubel für das ganze 
Jahr und 25 Rubel für die zweite Hälfte des Jahres nicht 
überſchreiten wird. 

Die in Abſatz 1 der gegenwärtigen Beſtimmung vor⸗ 
geſehenen Gewerbeſcheine können auf den Namen der Per⸗ 
ſonen ſelbſt, die ſich nach Rußland begeben, ausgeſtellt 
werden, und dann ſollen dieſe Perſonen nicht mehr ge⸗ 
halten ſein, ſich außerdem mit dem perſönlichen Gewerbe⸗ 
ſchein zu verſehen. 

i Hinſichtlich der Erteilung der Gewerbeſcheine und des Betrags 
der Gebühren dafür wird ein Unterſchied zwiſchen den Perſonen der 


chriſtlichen Religion und denjenigen der moſaiſchen Religion nicht 
gemacht werden. 


Inſoweit die Einfuhr von Feuerwaffen aus dem Aus⸗ 
land in Rußland nicht unterſagt iſt, können die deutſchen 
reiſenden Kaufleute Muſter von ſolchen Waffen unter der 
ausdrücklichen Bedingung mit ſich führen, daß ſie ſich allen 
allgemeinen und örtlichen Vorſchriften, welche bezüglich der 
Feuerwaffen in Kraft ſind oder ſein werden, unterwerfen. 


Zu Artikel 13. 


Die vertragſchließenden Teile behalten ſich eine beſondere Ver⸗ 
einbarung über die Ausübung der Schiffahrt auf dem Niemen, der 
Weichſel und der Warthe vor. 


Die deutſchen Schiffe, welche auf den die gemeinſamen Landes⸗ 
grenzen ſchneidenden Flußläufen nach Rußland fahren, um ſpäter nach 
Deutſchland zurückzukehren, werden ohne Zahlung oder Sicherſtellung 
des Einfuhrzolls nach Rußland eingelaſſen werden. 

Die Friſt, innerhalb welcher ſolche Schiffe wieder nach Deutſch⸗ 
land ausgeführt werden müſſen, wird auf zwei Jahre von dem Tage 
ihres Eingangs nach Rußland an feſtgeſetzt. Wenn das Schiff in 
Rußland verkauft wird oder länger als zwei Jahre daſelbſt verbleibt, 
iſt der betreffende Eingangszoll dafür zu entrichten. Die gedachte 
Friſt ſoll verlängert werden, wenn das Schiff durch vom Willen 
des Schiffsführers nicht abhängige Umſtände, wie niedriger Waſſer⸗ 
ſtand, beträchtliche Reparaturen erfordernde Havarie oder andere 
ähnliche Urſachen, zurückgehalten wird. Der Eingangszoll wird nicht 
erhoben, wenn das Schiff durch Feuer oder Schiffbruch zugrunde geht. 

Die Scheine, welche die Verpflichtung zur Wiederausfuhr der 
Schiffe oder zur Zahlung des Eingangszolls enthalten, ſollen von 
jeder Gebühr befreit ſein. 

Während des Aufenthalts des Schiffes in Rußland wird der 
Schiffseichſchein von den ruſſiſchen Zollbehörden in Verwahrung ge- 
nommen. 


O 


Die deutſchen Paſſagierdampfer auf dem Niemen werden bis 
Georgenburg zugelaffen, und die ruſſiſchen Paſſagierdampfer werden 
bis Schmalleningken zugelaſſen und können in dieſem Hafen iber- 
wintern. 

Die Abſtempelung der Frachtbriefe und Konnoſſemente über die 
Ladung der nach Deutſchland beſtimmten Schiffe wird durch die an 
den Ufern der Weichſel errichteten ruſſiſchen Zollämter beſorgt. 


Zu Artikel 19. 


Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eiſenbahn⸗ 
tarifweſen, insbeſondere durch Herſtellung direkter Frachttarife, 
tunlichſt unterſtützen. Namentlich ſollen ſolche direkte Frachttarife 
nach den deutſchen Häfen Danzig (Neufahrwaſſer), Königsberg 
(Pillau) und Memel zur Vermittelung ſowohl der Ausfuhr aus als 
der Einfuhr nach Rußland den Bedürfniſſen des Handels entſprechend 
eingeführt werden. 

Zugleich follen die Frachtſätze für die im ruſſiſchen Eiſenbahn⸗ 
tarif zum Getreide gerechneten Artikel ſowie für Flachs und Hanf 
von den ruſſiſchen Aufgabeſtationen bis zu den obenerwähnten Häfen 
nach denjenigen Beſtimmungen gebildet und unter die am Transport 
beteiligten deutſchen und ruſſiſchen Bahnen verteilt werden, welche 
für die nach den Häfen Libau und Riga führenden ruſſiſchen Eiſen⸗ 
bahnen jetzt in Kraft ſind oder in Kraft treten werden. Die außer 
den Frachtſäßen erhobenen Zuſchläge (Nebengebühren) follen in 
gleicher Weiſe gebildet und der Betrag derſelben nach dem ruſſiſchen 
Vorſchriften unter die beteiligten Linien verteilt werden, wobei man 
darüber einverſtanden iſt, daß nur eine einzige Grenzgebühr, die den 
ruſſiſchen und den deutſchen zur Grenze führenden Bahnen zu gleichen 
Teilen zufällt, erhoben werden darf. 

Dieſe Verpflichtung bezieht ſich nur auf die beiderſeitigen 
Staatsbahnen; doch werden die beiden Regierungen dahin zu wirken 
ſuchen, daß die Privatbahnen bei der Tarifbildung und Frachtver⸗ 
teilung auf ihren Linien die gleichen Grundſätze anwenden. Sollten 
ſich jedoch trotzdem die am Verkehr in einer der bezeichneten Richtun⸗ 
gen beteiligten Privatbahnen dieſen Grundſätzen der Tarifbildung 
und Verteilung nicht unterwerfen, ſo ſollen dieſe Grundſätze auch für 
die Staatsbahnen der vertragſchließenden Teile nicht mehr Hine 
dend ſein. 

Die zur Zeit beſtehenden beſonderen Beſtimmungen zur Regelung 
des Wettbewerbs zwiſchen Königsberg und Danzig bleiben in Kraft. 


Zu Artikel 19 (neue Faſſung). 

Die vertragſchließenden Teile werden 
einander im Eiſenbahntarifweſen, ins⸗ 
beſondere durch Erſtellung direkter 
Tarife, tunlichſt unterſtützen. Zu dieſem 
Zwecke find beide vertragſchließenden 
Teile bereit, möglichſt bald in Verhand⸗ 
lungen miteinander zu treten. 


Zu Artikel 20. 
Der zwiſchen beiden vertragſchließenden Teilen beſtehende Kon⸗ 


ſularvertrag vom e 1874 ſoll nicht früher als gleichzeitig mit 


26. November 
dem gegenwärtigen Vertrage gekündigt werden können. 


III. Vierter Seil.*) 


Zu den Zollreglements. 
8 1. 


Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, anzuerkennen, 
daß die ruſſiſchen Zollämter erſter Klaſſe in Kroettingen und in 
Praſzka in Amter zweiter Klaſſe und das Nebenzollamt in Sluziew 
in einen Übergangspunkt umgewandelt werden können, wenn dieſen 
Ämtern die für fie in der beigefügten Liſte beſonders vereinbarten 
Befugniſſe belaſſen werden. ; 

Im übrigen wird die Kaiſerlich Ruſſiſche Regierung den be- 
ſtehenden Amtern nicht nur den Rang und die Befugniſſe belaſſen, 
die ſte augenblicklich beſitzen, insbeſondere den Zollämtern erſter 
Klaſſe in Slupze und in Herby, dem Zollamt dritter Klaſſe in Petri⸗ 
kau, den Nebenzollämtern in Tworki und in Zakrzewo und den Über⸗ 
gangspunkten in Degutzky, Rakowka, ÜUpidamiſch, Bakalarzewo, Skulſk 
und in Goftinczy?, ſondern fie wird auch den Rang einiger beſtehender 
Amter erhöhen und ihnen weitere Befugniſſe beilegen ſowie einige 
neue Amter an Orten errichten, die mit ſolchen noch nicht verſehen 
ſind. 

In Ausführung des Vorſtehenden werden: 

1. die Zollämter dritter Klaſſe in Dobrzyn und in Modrzejewo 
zum Range von Zollämtern zweiter Klaſſe, 
die Nebenzollämter in Paſchwenty, Wladislawowo, 
Wilczyn, Gola und in Podlenka jowie der Übergangspunkt 
in Radziejewo zum Range von Zollämtern dritter Klaſſe 
erhoben, 
2. Übergangspunkte in Kirkily, Kibarth und in Peltpy errichtet, 
die in der beigefügten Lifte genannten Amter in Ayfzehnen, 
Kirkilh, Wladislawowo, Czarnowka, Dombrowo, Karw, 
Oſiek, Dobzyn, Radziejewo, Wilezyn, Peiſern, Gola, Pod⸗ 
lenka, Gniazdow, Nezdara, Czeladz und in Modrzejewo mit 
den in der erwähnten Liſte für jedes dieſer Amter beſonders 
bezeichneten Befugniſſen ausgeſtattet werden. 


Dieſe Befugniserweiterungen werden ſobald als möglich und 
jedenfalls im Laufe des der Inkraftſetzung des gegenwärtigen Ver⸗ 
trags folgenden Jahres erfolgen. 

Der Übergangspunkt in Kibarty bleibt gleichzeitig Anſagepoſten 
für das Zollamt erſter Klaſſe in Wirballen. 

Die Zollämter zweiter und dritter Klaſſe und die Nebenzoll⸗ 
ämter werden die Befugnis zur Zollabfertigung 

1. der im Zirkulare des Zolldepartements vom 31. Januar 
1900 Nr. 2154 bezeichneten Maſchinen und landwirtſchaft⸗ 
lichen Geräte, 
2. der in den Nummern 41, Abſätze 1, 2 und 3, 89 und 103, Mb- 
ſatz 1 des ruſſiſchen Zolltarifs, benannten Waren 
erhalten. 

Alle dieſe Zugeſtändniſſe werden unter der Bedingung bewilligt, 
daß Deutſchland gegenüber den ruſſiſchen Zollämtern und Übergangs⸗ 
punkten Amter oder Grenzauſſichtspoſten als deutſche Übergangs⸗ 
ſtationen errichtet und unterhält und ſie mit gleichwertigen Befug⸗ 
niſſen ausſtattet. Im beſonderen wird das deutſche Zollamt in Zoll- 
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*) Anmerkung: Der zweite und der dritte Teil des Schluß⸗ 
protokolls des Vertrags von 1894 find bereits durch den Zuſatzvertrag 
von 1904 weggefallen. 
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haus Gurzno gegenüber bon Karw bei der Grenze belaſſen und nicht 
in die Stadt Gurzno verlegt werden. 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich ſchließlich, begrün⸗ 
dete Anträge auf Errichtung neuer Zollämter, auf Erhebung be⸗ 
ſtehender Zollämter in eine höhere Klaſſe und auf Ausdehnung ihrer 
Befugniſſe, welche ein Teil an den anderen auch während der Dauer 
der Gültigkeit des gegenwärtigen Vertrags richten könnte, mit Sorg⸗ 
falt zu prüfen und dieſen Anträgen ſoweit als möglich Folge zu geben. 
In gleicher Weiſe werden ſich die vertragſchließenden Teile über 
Fragen, betreffend Aufhebung eines Zollamts, Erniedrigung ſeines 
Ranges oder Verminderung ſeiner Befugniſſe, verſtändigen. 

Jede von einem Teile eingeführte Anderung im Charakter oder 
in den Befugniſſen eines ſeiner Zollämter wird unverzüglich zur 
Kenntnis des anderen Teiles gebracht werden. 


N 8 2. 

Die Befugnis zur Abfertigung von deutſchen Gütern im Tranſit 
durch Rußland ſoll den ruſſiſchen Zollämtern erſter Klaſſe, welche 
deutſchen Hauptzollämtern gegenüberliegen, erteilt werden, nämlich: 

Tauroggen gegenüber Tilfit, 

Wirballen gegenüber Eydtkuhnen, 

Grajewo gegenüber Proſtken, 

Alexandrowo gegenüber Thorn, 

Neſchawa gegenüber Thorn, 

Scezypiorno gegenüber Skalmjerzyce, 
unter der Bedingung, daß auf dieſe Tranfitabfertigungen die ruſſiſchen 
Beſtimmungen Anwendung finden, welche für Land⸗ und Flußtrans⸗ 
porte dieſer Art nach vorausgegangener Sanktion veröffentlicht wer⸗ 
den ſollten. 

Es wird andererſeits vorausgeſetzt, daß die Befugnis zur Ab⸗ 
fertigung von ruſſiſchen Gütern im Tranſit durch Deutſchland den 
vorbezeichneten deutſchen Zollämtern verbleiben wird. 

Eine gleiche Befugnis iſt ebenſo dem deutſchen Nebenzollamt 
I. Klaſſe in Preußiſch⸗Herby beigelegt worden, und dieſe Befugnis wird 
ihm belaſſen werden, ſolange als das ruſſiſche Zollamt I. Klaſſe in 
Ruſſiſch⸗Herby mit entſprechenden Befugniſſen ausgeſtattet iſt. 


§ 3. 

Die Befugnis zur Überweiſung von Waren unter Zoll⸗ 

kontrolle an andere Amter wird beiderſeits auf alle Zoll⸗ 

ämter erſter Klaſſe, welche keine Eiſenbahnverbindung mit 

den Lagerämtern haben, ausgedehnt werden. Doch iſt da⸗ 

bei Bedingung, daß ſolche Sendungen den einſchlägigen 
Geſetzen und Vorſchriften unterworfen bleiben. 


§ 4. 

Die Befugnis zur Rückſendung nicht verzollter Waren nach dem 
Ausland wird — unter Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit für die 
deutſchen Zollämter —, abgeſehen von den Amtern an Eiſenbahn⸗ 
linien oder in Hafenplätzen, noch folgenden ruſſiſchen Zollämtern erſter 
Klaſſe gegeben werden: 

Tauroggen, 
Georgenburg, 
Neſchawa, 
Seczypiorno, 
Weruſchewo. 


§ 5 (neue Faſſung). 
Es beſteht beiderſeitiges Einverſtänd⸗ 
nis, daß die Zollämter der beiden Län⸗ 
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der an allen Tagen des Jahres geöffnet 
bleiben, mit Ausnahme der Sonntage und 
der geſetzlichen Feiertage. 


$ 5 (alte Faſſung). 
Es beſteht beiderſeitiges Einverſtändnis, daß die gollämter der 
beiden Länder an allen Tagen des Jahres geöffnet bleiben, mit Aus⸗ 
nahme der Sonntage und der nachbezeichneten Feſttage: 


A. In Rußland. 


I. Jefte des Kaiſerlichen Hauſes: Die Geburts⸗ und Namen- 
tage Ihrer Kaiſerlichen Majeſtäten und Seiner Kaiſerlichen Hoheit 
des Großfürſten Thronfolgers, die Jahrestage der Thronbeſteigung 
und der Krönung. 

II. Bewegliche Feſte: Freitag und Sonnabend der Karnevals⸗ 
woche, Gründonnerstag, Karfreitag und Karſamstag, Oſtermontag 
und Oſterdienstag, der Himmelfahrtstag, Pfingſtmontag. 

III. by ee Seite: 

1. Januar (Neujahr), 

6.  „  (Qeilige drei Könige), 

2. Februar (Lichtmeß), 

25. März (Mariä Verkündigung), 

9. Mai (St. Nikolaus), 

29. Juni (St. Peter und Paul), 

6. Auguſt (Verklärung), 

15. „ (Himmelfahrt), 

29. „ (Enthauptung Johannis des Täufers), 

8. September (Mariä Geburt), 

14. * (Kreuzerhöhung), 

26. 4 (Johanni), 

1. Oktober (Schutz der Heiligen Jungfrau), 
5 (Unſere Liebe Frau von Kaſan), 
21. November (Mariä Opfer), 
. Dezember (St. Nikolaus), 

25., 26. u. 27. Dezember (Weihnachten). 

IV. Im Königreich Polen und einigen Grenzgouvernements, wo 
der größere Teil der Bevölkerung katholiſch iſt, ruht die Arbeit auch 
während der erſten Tage der großen Feſte des römiſch⸗katholiſchen 
Kalenders, ebenſo zu Fronleichnam und an Allerheiligen. 
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B. In Deutſchland. 
x Der Neujahrstag, der Buß⸗ und Bettag — der Mittwoch vor 
dem letzten Sonntag im November —, Karfreitag, Himmelfahrt, Diter- 
montag und Pfingſtmontag, die beiden Weihnachtsfeiertage und der 
Geburtstag Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaiſers, Königs von 


Preußen. 
§ 6. 

Die Dienftftunden follen in den Zollämtern der beiden 
Länder angeſchlagen werden. 5 

Die Dienftftunden für die Reviſion der Reiſepäſſe und 
der Legitimationskarten ſollen für jeden Bezirk und jeden 
Grenzpunkt nach beſonderer Vereinbarung zwiſchen den be⸗ 
treffenden Behörden der beiden Länder feſtgeſetzt werden. 
Es ſollen hierbei auf beiden Seiten die gleichen Stunden 
eingeführt, den örtlichen Bedürfniſſen Rechnung getragen 
und bei den Zollämkern dritter Klaſſe, den Nebenzoll⸗ 
ämtern und den Übergangspunkten eine Unterbrechung des 
Dienſtes für die Mahlzeiten der Beamten gewährt werden. 

9 


§ 7. 

Zollpflichtige Waren, welche von Perſonen eingeführt 
werden, die ſich im Beſitze einer ordnungsmäßigen 
Legitimation zur Überſchreitung der Grenze befinden, ſollen 
auf beiden Seiten mündlich deklariert werden können, und 
zwar auf allen Zollämtern innerhalb ihrer Zuſtändigkeit, 
vorausgeſetzt, daß dieſe Waren nicht zu Handelszwecken 
eingeführt werden, und daß die Geſamtheit der zu erheben⸗ 
den Zollgebühren nicht überſteigt: 

fünfzehn Rubel für die Einfuhr nach Rußland, und 
fünfunddreißig Mark für die Einfuhr nach 
Deutſchland. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung ſollen die Übergangs⸗ 
punkte das Recht haben, Mundvorräte (mit Ausnahme 
von Branntwein und anderen geiſtigen Getränken) ſowie 
auch Erzeugniſſe, die ausſchließlich zum Hausgebrauch be⸗ 
ſtimmt ſind, zollamtlich abzufertigen. 


8 8. ; 

Der Mundvorrat der Arbeiter, welche täglich die Grenze über- 

ſchreiten, ſoll zollfrei ſein, ausgenommen Branntwein und andere 

geiſtige Getränke, Tee, Zucker und Wein; jede Perſon darf nicht mehr 
als den Bedarf eines Tages mit ſich führen. 


8 8a. 

1 808 der beſonderen Beſtimmungen hinſichtlich der Fluß⸗ 
ſchiffe (vergleiche Schlußprotokoll 1. Teil zu Artikel 13, Abſätze 2 bis 5) 
werden Fahrzeuge aller Art einſchließlich der zugehörigen Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, welche zur Zeit der Einfuhr zur Beförderung 
von Perſonen oder Waren dienen und nur aus dieſer Veranlaſſung 
vorübergend nach Rußland von Perſonen eingeführt werden, die den 
ruſſiſchen oder deutſchen Zollbehörden bekannt ſind, von den ruſſiſchen 
Behörden ohne Erlegung des Eingangszolls oder Sicherheitsſtellung 
für dieſen Zoll eingelaſſen werden, ſofern ſich der Führer des Fuhr⸗ 
werkes verpflichtet, dasſelbe binnen einer beſtimmten Friſt wieder aus⸗ 
zuführen. Die ſchriftliche Ausfertigung der Verpflichtungsſcheine ſoll 
unentgeltlich und ohne jede Gebührenerhebung erfolgen. 


§ 9. 

Die zollamtliche Durchſuchung der Paſſagiere der Memeldampfer 
ſoll beiderſeits an Bord des Dampfers ſtattfinden unter der Bedin⸗ 
gung, daß das Gepäck der Reiſenden ſchon vorher an Bord des 
Schiffes, auf Deck oder an einer anderen zu beſtimmenden Stelle, 
zuſammengeſtellt ift. 

8 10. 

Bei der Einfuhr von Waren auf dem Landwege nach Rußland 
wird keine beſondere Deklaration gefordert, ſofern die Waren von 
Frachtbriefen begleitet find. Es genügt in dieſem Falle die Bore 
zeigung der Frachtbriefe bei dem Eingangsamke. Die Zahl der 
Pferde und der Fahrzeuge, aus denen ſich der Transport zuſammen⸗ 
ſetzt, ſowie die Geſamtzahl der Frachtbriefe und der Kolli ſind als⸗ 
dann auf einem der Frachtbriefe zuſammenzuſtellen, und es iſt dieſe 
Angabe von dem leitenden Führer zu unterzeichnen. 


§ 11. 

In Wagen nach Rußland eingeführte Steinkohle foll dort nach 
dem auf den Frachtbriefen angegebenen Gewichte verzollt werden 
unter der Vorausſetzung, daß dem Frachtbriefe der un der 
Gruben beiliegt. 2 
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: § 12. 

Blumen und lebende Pflanzen, friſche Früchte und 
friſche Fiſche, ſowie alle einem raſchen Verderben ausge⸗ 
ſetzten Waren ſollen beiderſeits, vorbehaltlich Fälle höherer 
Gewalt, binnen 24 Stunden, vom Einbringen der Waren 
in die Zollager an gerechnet, verzollt werden. 


A § 12a. 

Im Laufe eines Jahres nach der Inkraftſetzung des gegen- 
wärtigen Vertrags wird die Kaiſerlich Ruſſiſche Regierung veröffent⸗ 
lichen: 

1. eine ſyſtematiſche Ausgabe ſämtlicher, die Anwendung des 
Zolltarifs betreffenden Zirkulare des Zolldepartements ſowie 
der Entſcheidungen des dirigierenden Senats, die ſich auf den 
gleichen Gegenſtand beziehen; 

2. ein alphabetiſches Verzeichnis aller im Zolltarif und in den 
oben angeführten Zirkularen und Entſcheidungen aufgeführ⸗ 
ten Waren. 

5 § 12b. 

Die für die Anbringung der Identifizierungszeichen zu 
entrichtenden Gebühren werden 5 v. H. des Geſamtbetrages 
des Zolles nicht überſteigen. 

Die für die Anbringung der Identiſtzierungszeichen 
bei Knöpfen, Bändern, Spitzen, Stickereien und Fellen zu 
entrichtenden Gebühren werden 1 Kopeke für jede Plombe 

nicht überſteigen. Der ganze Gebührenbetrag für die 
Plombierung wird 5 v. H. des Geſamtbetrages des Ein⸗ 
gangszolls in jedem einzelnen Falle nicht überſteigen. 

Falls indeſſen der Intereſſent ſelbſt wünſcht, daß die 
Ware in einer Weiſe plombiert wird, die über das Bedürf⸗ 

nis der Identifizierung hinausgeht, fo ift er verpflichtet, 
den dadurch entſtehenden Mehrbetrag an Gebühren zu ent⸗ 
richten. 

Die Punzierung deutſcher Gold⸗ und Silberwaren wird 
keinen anderen oder höheren Gebühren unterworfen 
werden als die Punzierung der gleichartigen einheimiſchen 

Arbeiten. : | 
CiS § 13. 

Von eingeführten Waren fol Lagergeld durch die 
ruſſiſchen Zollämter nur für die Tage der wirklichen Lage⸗ 
rung in den Zollagern, vom vierten Tage nach dem Beginn 
der Zollreviſion an gerechnet, erhoben werden. 

Jedoch ſoll die Zeit, während welcher die Lagerung ge⸗ 
bührenfrei iſt, begrenzt ſein durch die an dem betreffenden 
Zollamt für die Deklaration von eingeführten Waren ge⸗ 
währte Friſt, d. h. 5 bis 14 Tage, erhöht um die in Ab⸗ 
jag 1 vorgeſehene Friſt von 3 Tagen. 


8 14. 

Die Kaiſerlich Ruſſiſche Regierung verpflichtet ſich, die 
Beſtimmungen der Artikel 15 und 16 der Berner Kon⸗ 
vention vom 14. Oktober 1890, welche das Verfügungs⸗ 
recht des Abſenders über ſeine Sendungen regeln, wäh⸗ 


gs 
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rend der Dauer des gegenwärtigen Vertrages in keiner 
Weiſe zu ändern. 
; ; 8:35. 
Die in dem Artikel 292 des ruſſiſchen Reglements vom 
15. Mai 1901, betreffend die Wareneinfuhr, enthaltene 
Vorſchrift, wonach der Unterſchied zwiſchen dem ange⸗ 
gebenen Gewicht von Gegenſtänden oder Waren und dem 
bei der Reviſion ermittelten Gewicht ſtraffrei bleibt, ſo⸗ 
fern er 5 v. H. des Geſamtgewichts der Gegenſtände oder 
Waren nicht überſteigt, wird abgeändert und die Dul⸗ 
dungsgrenze auf 10 v. H. des Geſamtgewichts erhöht. 


§ 16. i 

Das Recht der Reklamation gegen Entſcheidungen der 
ruſſiſchen Zollbehörden, die ſich ſowohl auf Strafen wegen 
einer unzutreffenden oder falſchen Deklaration als auf die 
Tarif⸗Klaſſifizierung der Waren beziehen, ſoll dem Ab⸗ 
ſender der Ware in gleicher Weiſe wie dem Deklaranten 
zuſtehen. 

Eingaben dieſer Art dürfen von dem Abſender in deut⸗ 
ſcher Sprache abgefaßt werden. 


§ 17. 

Die Reklamationsfriſt in den im $16 bezeichneten 
Angelegenheiten wird für den Abſender wie für den Dekla⸗ 
ranten auf zwei Monate feſtgeſetzt werden, von dem Tage 
an gerechnet, wo die Entſcheidung dem Deklaranten mitge⸗ 
teilt worden iſt. 

Was die Entſcheidung über die Tarifierung von 
Waren anlangt, ſo werden innerhalb dieſer Friſt Vor⸗ 
ſtellungen des Abſenders nur dann zugelaſſen werden, 
wenn die ſtreitigen Waren die Zollager noch nicht verlaſſen 
haben. 

§ 18*). 

Die deutſchen Konſuln in Rußland und die ruſſiſchen 
Konſuln in Deutſchland follen berechtigt fein, die erſteren 
mit dem ruſſiſchen Zolldepartement, die letzteren mit den 
Vorſtänden der deutſchen Zollbehörden (Provinzial⸗ 
Steuerdirektor uſw.) wegen der vor dieſen Behörden 
ſchwebenden Zollreklamationen unmittelbar zu verkehren. 


§ 19. 

Falls Schaffner, Maſchiniſten und ſonſtige Eiſenbahn⸗ 
bedienſtete eines der beiden vertragſchließenden Teile über⸗ 
führt werden, in den Zügen Schmuggelwaren in das Ge⸗ 
biet des anderen Teiles eingeführt zu haben, ſo ſollen ſie 
auf Anſuchen der zuſtändigen Zollbehörden des Rechtes, 
Bahnzüge nach der Grenze zu begleiten, verluſtig gehen. 


*) Anmerkung: Im Friedensvertrag ift die Anderung der 
Behördenorganiſation vorbehalten. 
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QUO 

Alle Quarantäne- und veterinärpolizeilihen Mağ- 
regeln, nämlich die Beſchlüſſe wegen Schließung oder Off⸗ 
nung der Grenze für irgendeine Warengattung oder wegen 
Abänderungen der einſchlägigen örtlichen Verordnungen 
uſw. ſollen, ſobald ſie erlaſſen ſind, wechſelſeitig von jedem 
der beiden vertragſchließenden Teile dem andern mitgeteilt 
werden. 

Die örtlichen Maßnahmen, die — aus eigener Cnt- 
ſchließung — von dem Vorſtande eines Bezirks (Landrat in 
Deutſchland, Natſchalnik Ujesda, Iſprawnik in Rußland) 
getroffen werden, ſollen unmittelbar den betreffenden Vor- 
ſtänden der Bezirke des anderen Landes mitgeteilt werden. 
Dieſe Mitteilung jol zugleich die Gründe der Maßregel 
enthalten, ſoweit nicht die Beſchaffenheit derſelben ihre Mit⸗ 
teilung überflüſſig macht. 

Die Maßnahmen, die in Deutſchland von einem Ober⸗ 
präſidenten oder von einem Regierungspräſidenten und in 
Rußland von einem Generalgouverneur oder von einem 
Gouverneur getroffen werden, ſollen gegenſeitig dem im 
Range entſprechenden Beamten mitgeteilt werden. Die 
Mitteilung der Gründe dieſer Maßregeln ſoll auf diploma⸗ 
tiſchem Wege erfolgen. $ 

Die Maßregeln, welche von den Zentralbehörden der 
beiden Länder getroffen werden, ſollen einſchließlich ihrer 
Gründe gegenſeitig auf diplomatiſchem Wege mitgeteilt 
werden. 

Man iſt darüber einig, daß die Mitteilungen über vete⸗ 
rinäre Maßregeln beiderſeits tunlichſt vor Ausführung der⸗ 
ſelben und ſpäteſtens gleichzeitig mit ihrem Erlaß erfolgen 
ſollen. 

Die beiden Regierungen werden Liſten austauſchen, in 
welchen die beiderſeitigen Behörden bezeichnet ſind, zwiſchen 
denen der gegenſeitige Austauſch in Gemäßheit des eben 
angegebenen Verfahrens ſtattfinden Jol. 


$ 21. 


Die Quarantänemaßregeln gegen die Einſchleppung 
epidemiſcher Krankheiten ſollen beiderſeits auf alle die 
Grenze überſchreitenden Reiſenden, je nach der größeren 
oder geringeren Anſteckungsgefahr, ohne Unterſchied der 
Nationalität angewandt werden. 


8 22. 

Es wird beiderſeits der Wiederaufnahme von Reiſenden, die 
wegen mangelhafter Reiſepäſſe oder wegen Nichtzahlung von Zoll- 
gebühren zurückgewieſen werden, kein Hindernis entgegengeſtellt wer⸗ 
den; unter den bezeichneten Umſtänden ſollen beiderſeits ſelbſt fremde 
Staatsangehörige wieder aufgenommen werden, zumal in den Fällen, 
wo ſie noch nicht in das Innere des Landes gelangt ſind. Die auf 
beiden Seiten zuftändigen Behörden werden ſich über die zu ergreifen- 
den Maßregeln verſtändigen. 

Mit einem ruſſiſchen Auswanderungsſcheine verſehene jüdiſche 
Auswanderer ruſſiſcher Abkunft und andere, welche von den deutſchen 
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Behörden nach Rußland zurückgeſandt werden, müſſen von den 
ruſſiſchen Grenzbehörden zugelaſſen werden, vorausgeſetzt, daß ſich 
dieſe Perſonen in Deutſchland nicht länger als einen Monat aufge- 
halten haben, von dem Tage an gerechnet, wo ſie über die deutſch⸗ 
ruſſiſche Grenze gegangen ſind. : 


§ 23. 


Die Grenzbehörden jedes der beiden vertragſchließenden 
Teile ſollen gehalten ſein, paßloſe Landſtreicher und andere 
Perſonen dieſer Art, welche in das Gebiet des anderen 
Teiles, deſſen Angehörige ſie ſind, wieder aufgenommen 
werden ſollen, ausſchließlich nach denjenigen Grenzpunkten 
führen zu laſſen, wo eine Abfertigung für Reiſende ſtatt⸗ 
findet. 


8 | 
Das gegenwärtige Protokoll, welches einen weſentlichen Teil des 
Vertrags, auf den es ſich bezieht, bilden wird, ſoll ohne beſondere 
Ratifikation mit der bloßen Tatſache des Austauſches der Ratifika⸗ 
tionen zum Vertrage ſelbſt als von den betreffenden Regierungen ge- 
nehmigt und beſtätigt gelten. ; 


Zu Urkund deſſen haben es die Bevollmächtigten mit ihren 
Unterſchriften verſehen. 


10. Februar 


29. Januar er 


So geſchehen zu Berlin, den 


Anlage 2. 


Verzeichnis 
der deutsch-russischen Verträge. 


A. Die vom Deutschen Reiche abgeschlossenen Verträge. 


B. Die von den deutschen Bundesstaaten abgeschlossenen Verträge. 


U 


Datum Stelle, wo der Vertrag zu 


des Vertrags. finden ist. 


A. mit dem Deutschen Reiche. 


Übereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- | 8. Juli/26. Juni 1871. | Reichs-Gesetzbl. 1872 8. 23. 
bahn von Lyck nach Brest-Litowsk. 


Übereinkunft, betreffend die Ausführung des | 23./11. September 1873. 
Artikel 14 des wegen Baues einer Bahn von 
Lyck nach Brest-Litowsk unter dem 8. Juli/ 

22. Juni 1871 abgeschlossenen Staatsvertrags. 


3 | Erklärung, betreffend den gegenseitigen Schutz | 23./11. Juli 1873. Martens N. R. G. 2. Serie I S. 602. 
der Warenbezeichnungen. 

4 | Konvention über die Regulierung von Hinter- | 12. November/31. Okto- | Reichs-Gesetzbl. 1875 S. 136. 
lassenschaften. ber 1874. 

5 | Konsularvertrag. 8. Dezember/26. No- | Reichs-Gesetzbl. 1875 8. 145. 


veraber 1874. 


Ubereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- | 22./10. April 1876. Reichs-Gesetzbl. S. 171. 


6 
bahnverbindung zwischen Marienburg und 
Warschau. 

7 | Übereinkunft, betreffend die zollamtliche Be- | 11. Mai/29. April 1878. | Deutscher Text in der Sammlung 
handlung der die Grenze iiberschreitenden von Vertragen RuBlands mit an- 
Frachtgiiter und Passagier-Effekten und die deren Staaten, herausgegeben vom 
polizeiliche Behandlung der ein- und aus- russischen Ministerium des Au- 
gehenden Personen. Bern in russischer und französi- 

scher Sprache II. S. 366. 
8 | Vereinbarung über die rechtliche Stellung der | 30./18. Juli 1885. Sammlung von Verträgen Ruß- 
Aktien- und sonstigen Handelsgesellschaften. lands mit anderen Staaten II 
S. 232 Nr. 35. 
9 | Abkommen, betreffend den deutsch-russischen | 17./5. Juni 1890. 
Telegrammverkehr. 
10 | Übereinkommen, betreffend die gegenseitige | 10. Februar/29. Januar | Zentralbl. für das Deutsche Reich 
Übernahme früherer Angehöriger der beiden | 189. 8. 81. 
Lander. 


11 | Handels- und Schiffahrtsvertrag nebst einem | 10. Februar/29. Januar | Reichs-Gesetzbl. 1894 $. 153. 


SchluBprotokoll und Notenwechsel vom 1894. 


gleichen Tage. 
12 | SchluBprotokoll der deutsch-russischen Kon- | 9. Februar 1897. Reichsanzeiger vom 10. Februar 
ferenz von 1896/97, betreffend die Auslegung 1897 Nr. 35. 


und Ausfiihrung des Handelsvertrags. 
13 | Abkommen, betreffend Gebühren und Abrech- | 7. Mai/25. April 1897. 
nung im deutsch-russischen Telegramm- 
verkehr. 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 
— Vergl. Nr. 2. 
— Vergl. Nr. 1. 
Jederzeitiges fristloses Kündigungsrecht] Vergl. die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 18. August 1873 
(Artikel 2). (Reichs-Gesetzbl. S. 337). 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 14). 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 16); 
aber nach dem Schlußprotokoll (Erster 


Teil zu Artikel 20) zum Handelsvertrage | 


vom 10. Februar/29. Januar 1894 nicht 


früher als dieser kündbar. 


* 


Dreimonatige Kündigungsfrist (Artikel 8). 


Bis 31./18. Dezember 1917, sodann zwölf- 
monatige Kündigungsfrist (Zusatzvertrag 
[Nr. 20] vom 28./15. Juli 1904 Artikel 3). 


Sechsmonatige Kiindigungsfrist (Artikel 1). 


Vergl. die erlauternden Noten vom 24./11. Mai 1909 (Zentralbl. fiir 
das Deutsche Reich 1909 S. 1476). 


Vergl. den Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 10. Februar/ 
29. Januar 1894 (Nr. 11). 


In Ausführung des Artikel 17 der Übereinkunft wegen Herstellung 
einer Eisenbahnverbindung zwischen Marienburg und Warschau 
vom 22./10. April 1876 (Nr. 6). 


Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 22. August 1885 (Zen- 
tralbl. für das Deutsche Reich S. 404). 


Vergl. Nr. 13. 


Vergl. den Zusatzvertrag vom 28./15. Juli 1904 (Nr. 20), 


Das Abkommen vom 17./5. Juni 1890 (19./7. November 1890 und 
15./3. Dezember 1890) wird durch dieses Abkommen verlángert. 
Vergl. Nr. 9. 


A Be PEB 


Datum Stelle, wo der Vertrag zu 


Nr. Bezeichnung des Vertrags. ie Votes Eden ist. 


14 | Notenwechsel, betreffend die wechselseitige Be- | 8.September/27.August | Martens N. R. G. 2. Serie XXXII 
freiung der Angehörigen des Deutschen Reichs 1897. S. 266. 
und Rußlands von der ihnen als Ausländern 
in Rechtsstreitigkeiten obliegenden Verpflich- 
tung zur Sicherheitsleistung, Vorschußzahlung 
und Gebührenentrichtung. 


15 | Übereinkommen, betreffend besondere Be- | 20. Márz/1. April 1898. 
ziehungen zwischen der deutschen und der 
russischen Postverwaltung nebst Vollzugs- 
ordnung. 


16 | Übereinkommen, betreffend den Austausch von | 27./5., 18. Juni 1900. — 
Postpaketen zwischen Deutschland und Fin- 
land auf dem Seewege. 


17 | Übereinkommen, betreffend die gegenseitige An- 1. Márz/16. Februar : — 
erkennung der Schifismeßbriefe in Deutsch- 1902. 
land und Rußland. 


18 | Ergänzungsübereinkommen, betrefiend die Er- | 18./17., 30. Juli 1903. — 
weiterung des Postpaketdienstes zwischen 
Deutschland und Finland. 


19 | Übereinkommen, betreffend den Austausch von 10. Oktober / 24., 11. De- Nr. 65 der Russischen Gesetzsamm- 
Postanweisungen nebst Vollzugsordnung. zember 1903. lung 1904 S. 922. 


20 | Zusatzvertrag zum Handels- und Schiffahrts- 28./15. Juli 1904. Reichs-Gesetzbl. 1905 $. 35. 
vertrage vom 10. Februar/29. Januar 1894 
nebst Protokoll vom gleichen Tage. 


> 
21 | Staatsvertrag wegen Herstellung einer Eisen- | 6. Dezember 1904. Reichs-Gesetzbl. 1905 S. 11. x 
bahnverbindung zwischen der Preußischen 
Staatsbahn bei Skalmierzyce und der 
Warschau-Kalischer Eisenbahn. 


22 | Staatsvertrag wegen Herstellung einer Eisen- | 6. Dezember 1904. Reichs-Gesetzbl. 1905 S. 21. 
bahnverbindung zwischen der Preußischen a 
Staatsbahn bei Herby und der Herby- 

Czenstochauer Eisenbahn. 


. Geltungsdauer. 


Bemerkungen. 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 12). 


Entsprechend dem Handelsvertrage vom 10. Fe- 
bruar/29. Januar 1894 (Nr. 11). 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 15). 


Entsprechend dem Hauptvertrag (Artikel 3). 


Vergl. die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 30. September 
1897 (Reichs-Gesetzbl. S. 775; Zentralbl. für das Deutsche Reich 
S. 290). 


Geschlossen zwischen den beiderseitigen Postverwaltungen. Inhalt- 


lich bekanntgegeben in Nr. 12 des Archivs für Post und Telegraphie 
(Beiheft zum Amtsblatt des Reichs-Postamts) 1898. 
Vergl. Nr. 16, 18, 19, 26. 


Geschlossen zwischen den beiderseitigen Postverwaltungen auf 
Grund des Artikel 17 $ 1 des Postpaketvertrags von Washington. 
Inhaltlich bekanntgegeben in Nr. 87 des Amtsblatts des Reichs- 
Postamts 1900. 

Vergl. Nr. 15, 18, 19, 26. 


Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 23. März 1902 (Zentralbl. 

für das Deutsche Reich $. 74). > 
Das Ubereinkommen ersetzt die Erklárung, betreffend die 

Eichung der Schiffe nach dem System Moorsom, vom 26./14. De- 
zember 1881; vergl. Sammlung der Verträge Rußlands mit 
anderen Staaten II S. 217, inhaltlich bekanntgegeben durch die 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. Februar 1882 
(Zentralbl. für das Deutsche Reich $. 37). 

Vergl. den Notenwechsel vom 30. Januar/23., 10. Mai, 4. Juni/ 
22. Mai 1904. à 


Geschlossen zwischen den beiderseitigen Postverwaltungen. In- 
haltlich bekanntgegeben in Nr. 65 des Amtsblatts des Reichs- 
Postamts 1903. 

Vergl. Nr. 15, 16, 19, 26. 


Geschlossen zwischen den beiderseitigen Postverwaltungen, Rati- 
fiziert am 17./27. Februar 1904 von den beiderseitigen Ministern 
der auswärtigen Angelegenheiten. Inhaltlich bekanntgegeben 
in Nr. 23 des Amtsblatts des Reichs-Postamts 1904. 

Vergl. Nr. 15, 16, 18, 26. 


Vergl. den Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 10. Februar/29. Ja- 
nuar 1894 (Nr. 11). 


Vergl. auch den Notenwechsel vom 14./1. November 1911 (Nr. 28). 
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> 


E ch Datum Stelle, wo der Vertrag zu 

75 ezeichnung des Vertrags. de eos den ist. 

23 | Bestimmungen über gemeinsame Maßregeln | 2. Mai 1907. Zentralbl. für is Deutsche Reich 
zur Bekämpfung der Cholera in den deutsch- 1908 8.2. 
russischen Grenzgebieten. 

24 | Notenwechsel, betreffend den gegenseitigen | 19. Januar/1. Februar] Martens N. R. G. 3. Serie VIII 
Schutz der Fabrik- und Handelsmarken in | 1907. 8. 397. 

China. 

25 | Abkommen über den Zuckerverkehr zwischen | 20. Januar 1908. Reichs-Gesetzbl. S. 144. 
Deutschland und Rußland. 

26 | Ubereinkommen, betreffend den Austausch von | 16. Juni/21. Mai/3. Juni 
Nachnahmepaketen, nebst Vollzugsordnung. 1908. 

27 | Abkommen, betreffend die Persischen Eisen- | 19. August 1911. Deutscher Reichsanzeiger vom 
bahnen und die Bagdadbahn (Potsdamer 21. August (Nr. 196) Abend- 
Vertrag). ausgabe $. 2. 

28 | Notenwechsel, betreffend die Ausdehnung der | 14./1. November 1911. Reiche Goci 1912 8. 179. 
Bestimmungen des Staatsvertrags zwischen Preuß. Gesetzsamml. 1912 $. 15. 
dem Deutschen Reiche und Rußland wegen 
Herstellung einer Hisenbahnverbindung zwi- 
schen der Preußischen Staatsbahn bei Herby 
und der Herby-Czenstochauer Eisenbahn 
vom 6. Dezember 1904 (Reichs-Gesetzbl. 1905 
S. 21 ff.) auf die Eisenbahn Herby-Kielzy. 

29 | Ubereinkunft zum Schutze von 5 der Reichs-Gesetzbl. S. 301. 


Literatur und Kunst. 


28./15. Februar 1913. 


Geltungsdauer. 


Bemerkungen. 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 16). 


Solange der Brüsseler Zuckervertrag (Nr. 82 
der Kollektivverträge) in Kraft ist und 
Deutschland wie Rußland ihm angehören 
(Punkt 2 des Abkommens). 


Einjährige Kündigungsfrist (Artikel 11). 


Fünf Jahre, gerechnet vom Tage des Inkraft- 
tretens der Übereinkunft (14. August 1913) 
ab, sodann einjährige Kündigungsfrist (Ar- 
tikel 20). 


Vergl. den Vertrag über die Behandlung des Zuckers vom 5. März 
1902 (Kollektivverträge Nr. 82). 


Geschlossen zwischen den beiderseitigen Postverwaltungen und 
ratifiziert von den beiderseitigen Ministern der auswärtigen An- 
gelegenheiten. Inhaltlich bekanntgegeben in Nr. 45 des Amts- 
blatts des Reichs-Postamts 1908. 

Vergl. Nr. 15, 16, 18, 19. 


Vergl. den Vertrag vom 6. Dezember 1904 (Nr. 22). 


Datum Stelle, wo der Vertrag zu 


Nr. Bezeichnung des Vertrags. dee Yan Anden ist. 


B. mit den deutschen Bundes- 


staaten. 


a) Preußen. 


1 | Petersburger Vertrag über die Teilung Polens | 25. Juli 1772. Martens Recueil de Traites 
(1. Teilung). 2. Auflage II S. 93. 


2 | Vertrag zwischen Preußen und Rußland (2. Tei- 23. Januar 1798. Martens Recueil des traités et con- 

lung Polens). ventions conclus par la Russie 
avec les puissances étrangéres 
(Traités avec I Austriche) II S. 228. 


3 Übereinkunft betrefís Polen (3. Teilung), ge- | 24. /13. Oktober 1795. 


Martens Reoueil 2.Auflage VI 8.171; 
schlossen in St. Petersburg. 


Sammlung von Verträgen Ruß- 
lands mit anderen Staaten, her- 
ausgegeben vom russischen Mi- 
nisterium des AuBern in russischer 
und franzósischer Sprache III 
S. 34. 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 


Dem Vertrage war ein Geheimvertrag vom 4. Januar 1772 voraus- 
gegangen, der nicht veröffentlicht ist. 

Vergl. den Vertrag zwischen Rußland und Österreich vom 25. Juli 
1772 (Martens Recueil II S. 89); 

die Erklärung Preußens über seine Rechte und Ansprüche auf 
Polen vom 13. September 1772 (Martens Recueil II S. 98); 

entsprechende Erklärungen sind von Österreich unter dem 11. Sep- 
tember 1772 und von Rußland unter dem 18.September 1772 
abgegeben worden (Martens Recueil II S. 97 und 102); 

die Note des polnischen Ministers des Außern vom 22. September 
1772, mit der er die Erklärungen der drei Mächte den Vertretern 
der fremden Höfe in Warschau übersendet (Martens Recueil II 
S. 105); 

die Antwort des Königs von Polen Stanislaus August auf diese 
Erklärungen vom 17. September 1772 (Martens Recueil II S. 106); 

den im Anschluß an die 1. Teilung Polens ergangenen Abtretungs- 
vertrag zwischen Preußen und Polen vom 18. September 1773 
(Martens Recueil II $. 149); 

die Separatakte vom 15. März 1775 (Martens Recueil II S. 160) und 
vom 18. März 1775 (Martens Recueil II S. 164); 

die Übereinkunft, betreffend die Festsetzung der Grenzen zwischen 
Preußen und Polen vom 22. August 1776 (Martens Recueil II 
8.168), anerkannt durch nicht veröffentlichte Erklärung der 
Kaiserin Katharina von Rußland vom 25. April 1777; 

den Rezeß über die Festsetzung und Bezeichnung der Grenzen 
zwischen den zu Westpreußen und den nach Polen verbleibenden 
Provinzen vom 10. Dezember 1776. 


Vergl. den Vertrag zwischen Preußen und Polen, geschlossen zu 
Grodno unter dem 25. September 1793 (Martens Recueil 2. Auflage 
V 8.544); 

das Manifest des Königs von Preußen vom 24. Februar 1793 Ghillany, 
Diplomatisches Handbuch, Sammlung der wichtigsten europäischen 
Friedensschlüsse, Kongreßakten und sonstigen Staatsurkunden I 
S. 243); 

den Erla8 des Magistrats der Stadt Danzig vom 2. April 1793 (Ghil- 
lany I S. 244); 

den Vertrag zwischen Rußland und Polen vom 13. Juli 1793 (Martens 
Recueil 2. Auflage V S. 530); i 

den Allianz-Vertrag zwischen Rußland und Polen vom 16./5. Ok- 
tober 1793 (Martens Recueil 2. Auflage V $. 536). 


= Entsprechende Verträge sind unter dem 24./3. Oktober 1795 ab- 
geschlossen worden zwischen Preußen und Osterreich sowie 
Österreich und Rußland. 

Vergl. die in die Verträge mitaufgenommene Erklärung zwischen 
den Bevollmächtigten Rußlands und dem Österreichischen Bot- 
schafter, abgegeben in Wien am 23. Dezember 1794/3. Januar 
1795 (Martens Recueil 2. Auflage VI S. 168), welche durch Ar- 

- l tikel 1 der Übereinkunft vom 24./13. Oktober 1795 als deren 
integrierender Bestandteil erklart wird. 


und des Abfahrtsgeldes. 


B — 82 — 
N ko des V. Datum Stelle, wo der Vertrag zu 
x SIWE en an des Vertrags. finden ist. 
4 | Grenzfestsetzung, betreffend Polen, geschlossen | 2. Juli/21. Juni 1796. | Russische Vertragssamml. III S. 37. 
in Grodno. 
5 | Vereinbarung über die Auslegung des Artikel 3 | 21./10. Oktober 1796. — 
der Ubereinkunft vom 24./13. Oktober 1795, 
betreffend die Abgrenzung von Krakau. i 
6 | Übereinkunft über polnische Angelegenheiten. | 26./15. Januar 1797. Martens Recueil 2. Auflage VI 8.176. 
7 | Konvention wegen der Grenzscheidung und 11. Januar 1803/30. De- —— 
Reinigung des Memelstroms. zember 1802. 
8 | Protokolle, betreffend die Landesgrenzen am] 8., 9., 10., 13. und — 
Wystiter See. 14. Juni 1808. 
9 | Wiener Vertrag, in Betreff des ee 3. Mai/ 21. April 1815. | Preußische Gesetzsamml. S. 128. 
Warschau. Russische Vertragssamml. III 
S. 40. 
10 | Berliner Vertrag über die Grenzen des König- | 11. November / 30. Okto- | Preußische Gesetzsamml. 1818 $. 9. 
reichs Polen mit Separatartikeln. ber 1817. Russische ie III 
S. 54. 
11 | Protokoll dazu. 19./7. November 1817. | Russische Vertragssamml. III S. 60. 
12 -| Petersburger Vertrag über die freie Schiffahrt | 19./7. Dezember 1818. 
auf den polnischen Gewässern. 
13 | Protokoll über die Grenzfestsetzung zwischen | 24./12. Juli 1819. Russische Vertragssamml. III S. 62. 
dem Königreich Polen und dem Großherzog- 
tum Posen, geschlossen in Slupce. 
14 | Endgültige Grenzfestsetzung zwischen dem Kó- | 24./12. April 1828. Russische Vertragssamml. III S. 63. 
nigreich Polen und den Preußischen Staaten. 
15 | Ubereinkunft wegen Aufhebung des Abschosses 


21. April/3. Mai 1824. | Preußische Gesetzsamml. S. 165. 


Geltungsdauer. 


Bemerkungen. 


Dazu eine nicht veröffentlichte Grenzbeschreibung. 
Betrifft die Grenze von der Ostsee bis zur Memel. 


Inhaltlich bekanntgegeben bei Martens Recueil 2. Auflage VI 8. 175. 


Vergl. die Beitrittserklärung des Österreichischen Kaisers zu dieser 
Übereinkunft vom 26./15. Januar 1797 (Martens Recueil 2. Auflage 
VI $. 184); i 

die Annahmeerklärung dieser Beitrittserklärung durch den König 
von Preußen und den Kaiser von Rußland vom gleichen Tage 
(Martens Recueil 2. Auflage VI S. 185); 

die übereinstimmenden Erklärungen an den polnischen Reichstag 
von seiten der Höfe von Wien, Berlin und Petersburg, um ihm 
die auf die Teilung Polens bezüglichen Akte mitzuteilen, vorn 
25. Juli 1797 (Martens Recueil 2. Auflage VI S. 186); 

die Abdankungserklärung des Königs von Polen vom 25./14. No- 
vember 1795 (Martens Recueil 2. Auflage VI S. 183). 


Vergl. das Protokoll vom 17. September 1830 (Nr. 17) | 
sowie die Protokolle vom 29./17. November, 15.3. und 20. De- 
zember 1837 (Nr. 25). 


Betrifft die Grenze von Neuhoff bis zu dem Punkte, wo die Prosna 
die Grenze von Schlesien schneidet, bei dem preußischen Dorfe 
Pitschen (Kreis Kreuzburg, Oberschlesien). 

Vergl. Nr. 12 und 20. 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 
Betrifft Imelin und Koscielnewiecs (Kirchdorf). 


Geschlossen in Ausführung des Wiener Vertrags in betreff des Groß- 
herzogtums Warschau vom 3. Mai/21. April 1875. 

Zu dem Vertrage sind Separat- und Sekretartikel, betreffend die 
Niederlassung russisch-polnischer sowie preußischer Kaufleute in 
dem gegenseitigen Lande, ergangen, die von Kaiser Alexander I. 
von Rußland unter dem 11. März 1819 ratifiziert worden sind. 

Vergl. ferner die russische Deklaration zu diesem Vertrage, eben- 
falls vom 11. März 1819, welche u. a. Bestimmungen über den 
Handel in Jurburg und Polangen trifit. 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


11 


21 


22 


23 


24 


25 


26 


27 


28 


Bezeichnung des Vertrags. 


Vertrag, betreffend die Abtretung von Liegen- 
schaften und Kapitalien preußischer Institute 
im Königreich Polen an die Regierung des 
Königreichs Polen. 


Protokoll, betreffend die Landesgrenze am 
Wystiter See. 


Übereinkunft, betreffend die gemeinschaftliche 


Behandlung der polnischen Angelegenheiten, 


Abkommen wegen der Grenze zwischen dem 
preußischen Dorfe Lenartowo (Kreis Strelno, 
Regierungsbezirk Bromberg) und dem pol- 
nischen Dorfe Radwanczewo. 


Protokolle über die Revision der Grenze von 
Memel bis zur Ostsee. 


Definitiv-Traktat zur Feststellung der Grenze 
zwischen den Königlich Preußischen Staaten 
und dem Königreich Polen von der Grenze 
des Großherzogtums Posen bis zur Grenze 
des Freistaats Krakau. 


Erklärung, betreffend die Gerichtsbarkeit über 
die von der Grenze des Großherzogtums Posen 
und des Königreichs Polen durchschnittenen 
Güter. 


Abgrenzungsakte zwischen Polen und Schlesien, 
geschlossen in Tarnowitz. 


Verhandlung über die Revision, Herstellung 
und Erneuerung der Landesgrenze zwischen 
dem Großherzogtum Posen und dem König- 
reich Polen, nämlich von dem Grenzadler- 
pfahl Nr. 10 bis zu dem Grenzadlerpfahl 
Nr. 255 einschließlich. 


Protokolle, betreffend die Landesgrenzen am 
Wystiter See. 


Protokoll über die Regulierung der Grenze zwi- 
schen den Dörfern polnisch Matlewki und 
preußisch Romeyken, geschlossen in Gum- 
binnen. 


Abgrenzungsvertrag zwischen Polen und Ost- 
preußen, geschlossen in Gumbinnen. 


Protokoll über die Regulierung der Grenze zwi- 
schen Ostpreußen und Polen, geschlossen in 
Gumbinnen. 


Datum 
des Vertrags. 


Stelle, wo der Vertrag zu 
finden ist. 


29. Mai 1830. 


17. September 1830. ES 


16./4. Oktober 1833. . 


18. Februar 1834. 


Mai 1834/ Oktober 1835. er 


4. März/20. Februar 
1835. 


Preußische Gesetzsamml. 1835 8. 69. 
Russische  Vertragssamml. III 
S. 66. 


31./19. Dezember 1885.| Martens Traités conclus par la 
Russie VIII (Traités avec 1 Alle- 


magne) S. 227. 


13./1. Dezember 1836. | Russische Vertragssamml. III S. 74. 


22. Juni bis 3. Septem- 
ber 1837. 


29./17. November, 15. 
und 20. Dezember 
1837. : 


15./3. Dezember 1837. | Russische Vertragssamml. III S. 90. 


20./8. Dezember 1837. | Russische Vertragssamml. III S. 91. 


20./8. Dezember 1837. | Russische Vertragssamml. III S. 90. 


Geltungsdauer. 


Bemerkungen. 


Bis zu anderweitiger Vereinbarung ($ 8). 


Vergl. die Protokolle vom 8., 9., 10., 13. und 14. Juni 1808 (Nr. 8) 
sowie vom 29. November, 15. und 20. Dezember 1837 (Nr. 25). 


Preußen und Rußland sichern sich Beistand, auch militärischen, zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe in den erworbenen polnischen Pro- 
vinzen zu und garantieren sich den gegenseitigen Besitzstand. 
Artikel 5 und 6 betrefien die Auslieferung von Verbrechern. 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


Vergl. dazu die Verhandlungen vom 8. Juni 1837, 28. Juli 1855, 
25./13. August 1862. 


Betrifit Prozesse und Hypotheken hinsichtlich dieser Grundstücke. 
Ergangen im Anschluß an Artikel 20 des Wiener Vertrags mit 
Rußland vom 3. Mai/21. April 1815 (Nr. 9). 


Vergl. Protokoll, betreffend die Grenzberichtigung zwischen Schlesien 


und Polen vom 14. Dezember 1835. 


Vergl. die Protokolle vom 8., 9., 10., 13., 14. Juni 1808 (Nr. 8) 
sowie vom 17. September 1830 (Nr. 17). 


Betrifft die preußisch-polnische Grenze von Memel bis zur Mündung 
der Vicenta in die Pissa. 
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Nr. 


Bezeichnung des Vertrags. 


Datum Stelle, wo der Vertrag zu 
des Vertrags. finden ist. 


29 


30 


31 


32 


33 


34 


35 


36 


37 


38 


39 


Zusatzartikel zim Abgrenzungsvertrage vom 
20./8. Dezember 1837, geschlossen in Neiden- 
burg. 


Kommissarische Verhandlungen iiber die Fest- 
stellung der Grenze zwischen dem polnischen 
Dorfe Zielun und dem Brinsker Forst (Kreis 
Strasburg, Westpreußen). 


Zusatzartikel zum endgiiltigen Abgrenzungs- 
vertrage zwischen dem Polnischen Kénig- 
reich und den Preußischen Staaten vom 
24./12. April 1823, geschlossen in Warschau, 
nebst Erklärung vom 17./5. November 1845. 


Übereinkunft wegen Herstellung einer regel- 
mäßigen Dampfschiffahrtverbindung zwischen 
Stettin (Swinemünde) und St. Petersburg 
(Kronstadt). 


Protokolle über die Revision der Grenze zwi- 
schen den Kreisen Goldap und Oletzko einer- 
seits und dem polnischen Gouvernement 
Augustowo andererseits. 


Protokoll wegen Wiederherstellung des Grenz- 
pfahls Nr. 70 bei Altlorcyn, Kreis Thorn, 
gegen das Königreich Polen. 


Übereinkunft, betreffend die Erbauung einer 
Brücke über den Droenca (Drewenz bei Li- 
bitsch, Provinz Westpreußen). 


Verhandlungen über die Erneuerung der Landes- 
grenze zwischen dem Großherzogtum Posen 
und dem Königreich Polen in den Kreisen 
Adelnau und Kalisch. 


Übereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- 
bahn zwischen Königsberg und St. Peters- 
burg. : 


Übereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- 
bahn zwischen Bromberg und Lowiez. 


Staatsvertrag wegen Herstellung einer Eisen- 
bahn zwischen Kattowitz und Zombkowice. 


4. Dezember/22. No- Russische Vertragssamml. ITI $. 95. 
vember 1839. 


28. Juli 1841. 


8. April/27. Marz 1843. | Russische Vertragssamml. III S. 97. 


Russische Vertragssamml. III S. 100. 


1. Juli/19. Juni 1843. | Martens Traités conclus par la Russie 
VIII (Traités avec l’Allemagne) 


S. 326. 
1. Oktober 1844, 27. Juli 
1846, 11. August 1847. 
8. August 1808 und 
4. September 1850. 
31. Oktober 1850. Russische Vertragssamml. III S. 101. 


4. bis 7. Juni 1851, ET 
9, Juni 1852. 


14./2. Februar 1857. Preußische Gesetzsamml, S. 481; 
Russische Vertragssamml. II 


Nr. 62 8. 352. 
19. Februar 1857. Preußische Gesetzsamml. S. 488. 
19. Februar 1857. Preußische Gesetzsamml. S. 495; 


Russische Vertragssamml. IV 
Nr. 49 $. 443. 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 


Betrifft die Grenze von der Vicenta bis zum  Vereinigungspunkte 
der Territorien von Polen, Preußen und dem ehemaligen Groß- 
herzogtum Posen bei dem preußischen Dorfe Neuhoft (Kreis 
Strasburg in Westpreußen). 

Vergl. Deklaration des russischen Gesandten Baron von Meyen- 
dorff d. d. Berlin, den 20./8. August 1840. 


WE Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9, sowie Tableau déscriptiv du cours 
de la frontiére entre les états de Prusse sur l’entendue du Grand 
Duché de Posen et du Royaume de Pologne. 


Zweijährige Kündigungsfrist (Artikel 13). 


== Enthált zugleich eine Grenzverschiebung. 


= Das Original ist in polnischer Sprache abgefaßt, in der russischen 
Vertragssammlung nur in russischer Sprache. Durch Schreiben 
der Kaiserlich polnischen Finanzkommission vom 20./8. Oktober 
an den preußischen Generalkonsul von Wagner ist die deutsche 
Fassung des Vertrags als die authentische anerkannt worden. 
Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


40 : 


41 


42 


44 


45 


49 


Verhandlung iiber die Regulierung der Landes- 
grenze von dem Dorfe Czymochen bis Bitt- 
koven (Kreis Oletzko). 


Protokoll über die Konferenz der deutschen und 
russischen Delegierten in Sielce, betreffend die 
Kattowitz-Zabkowitzer Eisenbahn, denGrenz- 
übergangspunkt bei Sielce und die er- 
schreitung des Grenzflusses Brinitza. 


Vereinbarung zwischen der Warschau-Wiener 


Eisenbahngesellschaft und der Oberschlesi- 
schen Eisenbahngesellschaft, abgeschlossen in 
Myslowitz, betreffend den Bau der gemein- 
schaftlichen Brücke über den Grenzfluß 
Brinitza. 


Protokoll über die Regulierung der Grenze bel 


Brinsk zwischen den Grenzpfählen Nr. 9 und 
Nr. 10 (Kreis Strasburg, Westpreußen). 


Vereinbarung zwischen der Oberschlesischen 
Eisenbahngesellschaft und der Warschau- 
Wiener Eisenbahngesellschaft, betreffend den 
Eisenbahnverkehr auf der Linie Kattowitz- 
Sosnowice. 


Erklärung, betrefiend die Kanalisation des 
Flusses Brynica und die neue Grenze zwischen 
Rußland und Preußen längs des Flusses Bri- 
nitza zwischen dem polnischen Distrikte 
von Okkup und Kreis Beuthen (Brinitza, 
Kreis Beuthen, Schlesien). 


Erklärung, betrefiend die Grundsteuer auf Län- 
dereien, die von der Grenze durchschnitten 
werden. 


Übereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- 
bahn von Lyck nach Brest-Litowsk. 


Vereinbarung zwischen der Oberschlesischen 
Eisenbahngesellschaft und der Warschau- 
Wiener Eisenbahngesellschaft, betreffend den 
Transportdienst von Reisenden und Gütern 
zwischen den Stationen Kattowitz und Sosno- 
wice. ~ 


Vereinbarung zwischen der Rechten-Oder-Ufer- 
Hisenbahn-Gesellschaft und der Warschau- 
Wiener Eisenbahn-Gesellschaft, betreffend die 
Herstellung einer direkten Eisenbahn zwi- 
schen Schoppinitz und Sosnowice. 


Datum Stelle, wo der Vertrag zu 


des Vertrags. finden ist. 


12- Oktober 1857. 


18. Dezember 1857. Russische Vertragssamml. IV S. 445. 


10. Mai/28. April 1858.| Russische Vertragssamml, IV $. 446. 


23. August 1864. 


2. August/21. Juli 1865. | Russische Vertragssamml. IV Nr. 52 
Ta 


S. 44 


4. November/23. Ok-] Russische Vertragssamml. III S. 108. 
tober 1865. 


20./8. Juli 1867. Martens Traités conclus par la 
Russie. Traités avec 1'Allemagne 
VIII S. 561. 


8. Juli/26. Juni 1871. | Reichs-Gesetzbl. 1872 S. 23. 


5. Juli/23. Juni 1873. | Russische Vertragssamml. IV Nr. 53 


S. 449. 


23. Juni/5. Juli, 24. Juni | Russische Vertragssamml. IV Nr. 54 
1873. 8. 455. : 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 


— Vergl. Nr. 42. 


— Vergl. Nr. 41. 


see Z Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


Vergl. Nr. 50. 
Vergl. auch die Übersicht der Verträge des Deutschen Reichs unter 
Rußland Nr. 1 S. 106. 


Vergl. Nr. 59. 


Vergl. Nr. 60. 


90 


Nr. 


52 


53 


54 


55 


60 


Übereinkunft, betreffend die Ausführung des 


Bezeichnung des Vertrags. 


Artikel 14 des wegen Baues einer Bahn von 
Lyck nach Brest-Litowsk unter dem 8. Juli/ 
26. Juni 1871 abgeschlossenen Staatsvertrags. 


Übereinkunft wegen Herstellung einer Eisen- 
bahnverbindung zwischen Marienburg und 
Warschau. 


Übereinkunft, betreffend die zollamtliche Be- 
handlung der die Grenze überschreitenden 
Frachtgüter und Passagierefiekten und die 
polizeiliche Behandlung der ein- und aus- 
gehenden Personen. + 


Abkommen wegen des unmittelbaren Geschäfts- 
verkehrs zwischen den Justizbehörden der 
preußischen Grenzprovinzen und des Ge- 
richtsbezirks Warschau. 


Vertrag, betreffend den Bau einer stehenden 
Brücke über den Fluß Schirwindt zwischen 
der russischen Stadt Wladislawowa und der 
Stadt Schirwindt in Ostpreußen (Kreis Pill- 
kallen). 


Protokolle über die kommissarischen Verhand- 
lungen, betreffend die Regulierung der Grenze 
zwischen den Dörfern Lissewo und Kretkowo 
(Kreis Jarotschin, Regierungsbezirk Posen). 


Zusätzliche Übereinkunft zu dem Abkommen 
wegen des unmittelbaren Geschäftsverkehrs 
zwischen den Justizbehörden der preußischen 
Grenzprovinzen und des Gerichtsbezirks War- 
schau vom 4. Februar/28. Januar 1879. 


Notenwechsel, betreffend die Auslieferung der 
Verbrecher. 


Protokoll über die Verhandlung auf dem russi- 
schen Grenzkordon Beznica am 4. September 
1886 wegen Regulierung der Grenze zwischen 
den Grenzpfählen Nr. 15 und 16 bei Beznica 
mit der preußischen Gemarkung Adlig Brinsk 
(Kreis Strasburg, Westpreußen). 


Nachtrag zu der Vereinbarung vom 5. Juli/ 
23. Juni 1873, betreffend den Transportdienst 
von Reisenden und Gütern zwischen den 
Stationen Kattowitz und Sosnowice. 


Nachtrag zu der Vereinbarung vom 23. Juni, 
5. Juli/24. Juli 1873, betreffend die Herstel- 
lung einer direkten Eisenbahn zwischen Schop- 
pinitz und Sosnowice. 


Datum Stelle, wo der Verträg zu 


des Vertrags. finden ist. 


23./11. September 1873. 


22./10. April 1876. Reichs-Gesetzbl. S. 171. 


11. Mai/29. April 1878. | Russische Vertragssamml. II S. 366. 


4. Februar/23. Januar | Preußische Gesetzsamml. S. 138. 


1879. 


21. Januar 1881. 


17./5. August 1881, 
6. September/ 
25. August 1881. 


29./17. August 1883. | Preußische Gesetzsamml. 1884 8.72. 


13./1. Januar 1885. Deutscher Reichsanzeiger 1885 


Nr. 20 vom 23. Januar. 
15. April 1887. 


12. Januar 1892, 31. De- 
zember 1891, 23. Fe- 
bruar 1892. 


Russische Vertragssamml. IV S. 454. 


12. Januar 1892, 31. De- 
zember 1891, 23. Fe- 
bruar 1892. 


Russische Vertragssamml. IV S. 461. 


Geltungsdauer. 


Bemerkungen. 


Sechsmonatige Kündigungsfrist 
Abs. 3). 


(Artikel 8 


Vergl. Nr. 47. 
Vergl. auch die Übersicht der Verträge des Deutschen Reichs unter 
Rußland Nr. 2 8. 106. 


Vergl. die Übersicht der Verträge des Deutschen Reichs unter Ruß- 
land Nr. 6 8. 106. : 


In Ausführung des Artikel 17 der Übereinkunft wegen Herstellung 
einer Eisenbahnverbindung zwischen Marienburg und Warschau 
vom 22./10. April 1876 (Nr. 51). 

Vergl. die Übersicht der Verträge des Deutschen Reichs unter Ruß- 
land Nr. 7 S. 106. $ 


Vergl. die zusätzliche Übereinkunft vom 29./17. August 1883 und 
die zusätzliche Erklärung vom 28./16. Januar 1893 (Nr. 56 und 61). 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9. 


Vergl. Nr. 53 und 61. 


Vergl. Bemerkungen bei Nr. 9 


Vergl. Nr. 48. 


Vergl. Nr. 49. 


Shae noża 


Bezeichnung des Vertrags. 


Datum 


des Vertrags. 


Stelle, wo der Vertrag zu 
finden ist. 


6¹ 


62 


63 


64 


65 


66 


67 


68 


69 


Zusätzliche Erklärung zu dem Abkommen 
wegen des unmittelbaren Geschäftsverkehrs 
zwischen den Justizbehörden der preußischen 
Grenzprovinzen und des Gerichtsbezirks War- 
schau vom 4. Februar 23. Januar 1879. 


Staatsvertrag wegen Herstellung einer Eisen- 
bahnverbindung zwischen der Preußischen 
Staatsbahn bei Skalmierzyce und der 
Warschau-Kalischer Eisenbahn. 


‚Staatsvertrag wegen Herstellung einer Eisen- 


bahnverbindung zwischen der Preußischen 
Staatsbahn bei Herby und der Herby-Czen- 
stochauer Eisenbahn. 


Notenwochael, betreffend die Ausdehnung der 
- Bestimmungen des Staatsvertrags zwischen 
dem Deutschen Reich und Rußland wegen 
Herstellung einer Eisenbahnverbindung zwi- 
schen der Preußischen Staatsbahn bei Herby 
und der Herby-Czenstochauer Eisenbahn vom 
6. Dezember 1904 auf die Eisenbahn Herby- 
Kielcy. 


b) Bayern. 


Notenwechsel, betreffend Abschaffung des ära- 
rialischen Abzugsrechts bei Ausantwortung 
von Erbschaften oder anderem Vermögen. 


Deklaration, betreffend die Ausdehnung des 
Abkommens vom 1. November/20. Oktober 
1824 auf das Königreich Polen und die pol- 
nischen Untertanen in Bayern wie auf Bayern 

-und die bayerischen Untertanen im König- 
reich Polen. 


Auslieferungsvertrag. 


Übereinkommen, betreffend die Regelung der 
Auslieferungsverhältnisse. 


c) Hessen. 


Erklärung, betreffend die Aufhebung des Ab- 
schosses. 


28./16. Januar 1893. 


6. Dezember: 1904. 
6. Dezember 1904. 


14./1. November 1911. 


1. November/20. Ok- 
tober 1824. 


21./9. November 1828. 


26./14. Februar 1869. 


1. Oktober/19. Septem- 
ber 1885. 


12. Marz/28. Februar 
. 1827. 


Preußische Gesetzsamml. $. 83. 


Reichs-Gesetzbl. 1905 8. 11. 


Reichs-Gesetzbl. 1905 $. 21. 


Reichs-Gesetzbl.1912 8.179; Preu- 
Bische Gesetzsamml. 1912 8. 15. 


Regierungsbl. für das Königreich 
Bayern Nr. 30 vom 30. April 1869 
S. 771; Martens, Traités conclus 
par la Russie, Traités avec l'Alle- 
magne VIII S. 564. 


Gesetz- und Verordnungsbl. fiir das 
Königreich Bayern Nr. 40 vom 
23. Oktober 1885 S. 594. 


Martens, Traités conclus par la 
Russie, Traités avec l'Allemagne 
VIII $. 46. 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 


Vergl. Nr. 53 und 56. 


Vergl. die Übersicht der Verträge des Deutschen Reichs unter Ruß- 
land Nr. 21 S. 110. 


Vergl. den Notenwechsel vom 14./1. November 1911 (Nr. 64); 
vergl. auch die Ubersicht der Vertráge des Deutschen Reichs unter 
Rußland Nr. 22 S. 110. 


/ 


Vergl. den Vertrag vom 6. Dezember 1904 (Nr. 63); 
vergl. auch die Ubersicht der Vertráge des Deutschen sole unter 
Rußland Nr. 28 $. 110. 


Sechsmonatige Kündigungsfrist (Artikel 18 
Abs. 4). 


Vergl. Bekanntmachung des Staatsministeriums des Königlichen 
Hauses und des Äußern, die Auslieferungsverhältnisse mit Ruß- 
land betrefiend, vom 17. Oktober 1885 (Gesetz- und Verord- 
nungsbl. für das Königreich Bayern 1885 S. 593). Druckfehler- 
berichtigung in Nr. 42 des Gesetz- und Verordnungsbl. 8. 612, 


94 — 


Nr. 


Bezeichnung des Vertrags. 


Datum 
des Vertrags. 


Stelle, wo der Vertrag zu 
finden ist. 


70 


71. 


72 


73 


74 


Vertrag wegen gegenseitiger Auslieferung von 
Verbrechern für die nicht zum Norddeutschen 
Bunde gehörigen Teile des Großherzogtums 


d) Oldenburg. 


Erklärung, betreffend die Aufhebung des Ab- 
schosses. 


e) Sachsen-Meiningen. 


Erklärung, betreffend die Aufhebung des Ab- 
schosses. 


f) Lübeck. 


Ubereinkunft wegen gegenseitiger Aufhebung 
des Abschosses. 


Ubereinkunft wegen gegenseitiger Nichterhe- 
bung von Auswanderungssteuern. 


15./3. November 1869. 


9. Februar / 28. Januar 
1828. 


10. Juli/ 28. Juni 1834. 


20. Dezember 1860. 


7. September 1864. 


Großherzoglich Hessisches Regie- 
rungsbl. Nr. 5 vom 19. Februar 
1870 8.54; Martens, Traités con- 
clus par la Russie, Traités avec 
PAllemagne VIII S. 573. 


Martens, Traités conclus par la 


Russie, Traités avec I Allemagne 
VIII $. 93. 


Martens, Traités conclus par la 
Russie, Traités avec FAllemagne 
VIII S. 194. 


Samml. der Lübeckischen Verord- 
nungen und Bekanntmachungen 


XXVII S. 126. 


Samml. der Lübeckischen Verord- 
nungen und Bekanntmachungen 
XXXI S. 40. 


Geltungsdauer. Bemerkungen. 


Sechsmonatige Kündigungsfrist (Artikel 18 | Bekanntmachung des Großherzoglichen Ministeriums des GroB- 


Abs. 4). _ herzoglichen Hauses und des Äußern vom 29. Januar 1870 (Groß- 
herzoglich Hessisches Regierungsbl. Nr.5 vom 19. Februar 1870 
S. 53). 


Bekanntmachung des Senats von Lübeck vom 22. Dezember 1860, 
publiziert am 28. Dezember 1860. 


= Bekanntmachung des Senats von Lübeck vom 7. September 1864, 
publiziert am 12. September 1864. 
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